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Sensation: 


Der Y2K-Bug: 


Der Y2K-Bug bei einer Verschnaufpause © diE nOt 


Y2K-Bug, der: 


Anfang des Jahres 2000 in Österreich entdecktes, den == Bugs zuzuordnendes, käferartiges Tier. 

Der bis zu 4,5 cm lange Y2K-B. hat einen schwarz-blauen Brustpanzer und ebensolche Flügeldeckel, welche 
einen braun irisierenden Glanz aufweisen. Der Kopf ist mit einem überdimensionierten Fressapparat ausgestattet. 
Das weiche Abdomen ist stark segmentiert (fünf Haupt- drei ausgeprägte Endsegmente), jedes der fünf Haupt- 
segmente weist ein kurzes, kräftiges Beinpaar auf. 

Hauptnahrungsmittel: Dummheit, Gier und Feigheit. 

Der Y2K-Bug hinterlässt ordentlich Dreck. 


Da der Y2K-B. sich derzeit noch nicht eindeutig zuordnen lässt, wird davon ausgegangen, dass es sich bei die- 
ser Spezies um eine Mutation einer längst untergegangen geglaubten Art handelt. Im] 


Liebe Leserin, lieber Leser! 


en Schwerpunkt dieser 

Nummer bildet ein zeit- 
loses und doch immer aktuel- 
les Thema, die Menschen- 
rechte. Dabei geht es Con- 
text XXI nicht um eine Aus- 
einandersetzung mit diesem 
oder jenem Dokument, son- 
dern um die grundsätzliche 
Funktion, um Sinn und Un- 
sinn von vom Staat garantier- 
ten Menschenrechten. Diese 
Debatte macht sich in der vor- 
liegenden Nummer trotzdem 
vorerst an der Europäischen 
Menschenrechtskonvention 
(EMRK) fest, die in Öster- 
reich immerhin Verfassungs- 
rang hat und insofern im Ge- 
gensatz zur Allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte 
eine gewisse Rechtsgültigkeit 
besitzt. Herbert Auinger kri- 
tisiert dieses Dokument v.a. 
anhand all jener Ausnahmen, 
bei denen das „Recht auf Le- 
ben” und andere scheinbar 
elementare Menschenrechte 
nicht gelten, und meint, daß 
all das was vom Staat hier als 
„Rechte” 
wird, zuvor von diesem ge- 


zurückgegeben 


nommen werden muß. Die ai- 


Aktivistin Doris Schipfer hält 
dem ein positives Menschen- 
rechtsbild einer Menschen- 
rechts-Aktivistin entgegen und 
sieht in der juristischen Fest- 
schreibung von Menschen- 
rechten einen Fortschritt ge- 
genüber vorangegangener 
Willkür. Tobias Ofenbauer lie- 
fert als Einleitung dieser De- 
batte eine Rezension des von 
der Sicherheitsakademie des 
Innenministeriums herausge- 
gebenen Buches „Menschen- 
recht und Staatsgewalt”. Den 
vorläufigen Abschluß des 
Schwerpunktes bildet ein Ar- 
tikel über den sudanesischen 
Menschenrechtstheoretiker 
und islamischen Sozialisten 
Mahmud Muhammad Taha. 
In der nächsten Nummer 
von Context XXI soll schließ- 
lich noch eine theoretische 
Kritik der Menschenrechte 
von Karl Reitter erscheinen. 
In der aktuellen Nummer 
soll aber auch die aktuelle 
Politik im schwarzblau re- 
gierten Österreich nicht zu 
kurz kommen. Zu den jüng- 
sten Ausfällen einer Volks- 
front aus UmweltschützerIn- 


nen, FPÖ-PolitikerInnen 
und Slavophoben gegen un- 
ser nördliches Nachbarland 
Tschechien erscheint einer- 
seits ein aktueller Beitrag von 
Sylvia Köchl und anderer- 
seits ein historischer Beitrag 
über sudetendeutsche Nazis, 
die Benes-Dekrete und die 
AVNOJ-Beschlüsse 
Vaclav Kopecky. 
Ebenso der schwarzblau- 


von 


en Bundesregierung zu ver- 
danken haben wir die Fort- 
setzung der Debatte über Bil- 
dungsabbau und Studienge- 
bühren durch Freerk Huisken 
von der Uni Bremen, eine Re- 
zension von Dagmar Schin- 
nerl über das von BEIGE- 
\WUM herausgegebene Büchl- 
ein „Mythos Nulldefizit” und 
einen weiteren Beitrag von 
Herbert Auinger über die Be- 
trachtungen des Oktober- 
streiks von 1950 durch linke 
wie bürgerliche JournalistIn- 
nen und PolitikerInnen. 
Peter Pirker verfaßte ei- 
nen wunderbar zu lesenden 
Beitrag über die in engen 
Tälern gefangenen öster- 
reichischen Bergbewohner 


LNJELIGENERZSACHE 


und deren Verherrlichung ih- 
rer eigenen Blickbarrieren. 
Und Alexander Schürmann- 
Emanuely beschreibt schließ- 
lich die hohe Wissenschaft 
der ‘Pataphysik. 

Wir hätten für diese Aus- 
gabe ja noch viel mehr Arti- 
kel gehabt, die wir aber trotz 
intensiven Quetschens einfach 
nicht mehr untergebringen 
konnten. Unsere angespann- 
te finanzielle Lage nach dem 
Entfall der Publizistikförde- 
rung und der Erhöhung des 
Zeitungsportos, läßt es leider 
auch nicht zu, zusätzliche Sei- 
ten zu drucken. So haben wir 
einmal mehr Artikel auf die 
nächste Ausgabe verschieben 
müssen. Ein Beitrag über die 
Prozesse gegen mutmaßliche 
RZ-Aktivisten in Deutschland 
kann leider nur in unserer In- 
ternetausgabe erscheinen 
(http://contextXXI.media- 
web.at). Wenn ihr, unsere Le- 
serlnnen, natürlich mehr 
Abos bestellen, bzw. Abos in 
Förderabos umwandeln wür- 
det, könnten wir vielleicht un- 
sere nächste Ausgabe mit dem 
Schwerpunkt Antisemitismus 
um einige Seiten dicker als 
üblich herausbringen. 

Thomas Schmidinger 
Dezember 2000 


Context XX| 


Schottengasse 3A/1/59, A-1010 Wien 
Telefon ++43-1-535 11 06, Telefax: ++43-1-532 74 16 
E-mail: contextXXI@mediaweb.at 


Medieninhaber: Bureau N° 2 - Agentur für Kommunikation und 
Information Herausgeberin: Arbeitsgemeinschaft für Wehrdienst- 
verweigerung, Gewaltfreiheit und Flüchtlingsbetreuung Redaktion: 
diE nOt, Manfred Gmeiner, Stephan Grigat, Elfriede Hufnagl, Mar- 
kus Kemmerling, Robert Kogler, Marianne Kreutzer, Markus Pinter, 
Karl Reitter, Thomas Schmidinger (koordinierender Redakteur), Alex- 
ander Schürmann-Emanuely (Hereingeber der Internet-Ausgabe), Mar- 
kus Zingerle und Robert Zöchling (geschäftsführender Redakteur) 


http://contextXXl.mediaweb.at + Die nächste gedruckte Ausgabe erscheint am 26. Februar 


AutorInnen: Herbert Auinger, Bettina Haidinger, Freerk Huisken, 
Sylvia Köchl, Vaclav Kopecky, Tobias Ofenbauer, Peter Pirker, Flo- 
rian Ruttner, Dagmar Schinnerl, Doris Schimpfer, Jutta Sommer- 
bauer Titelgraphik: diE nOt Layout: Kemmerling Zöchling & Partner 
Medien- und Informationsdienste KEG, Schottengasse 3a/1/4/59, 
1010 Wien, Telefon 533 14 27-0, Telefax 532 74 16 Hersteller. Resch 
& Vana, Rosinagasse 19, 1150 Wien, Telefon 89 32 358, Telefax 
89 32 358-4 Abo: 250,- ATS/Jahr; Förderabo: 700,- ATS/Jahr; Aus- 
land: 350,- ATS/Jahr, Übersee: 450,- ATS/Jahr bitte für die Emp- 
fängerin spesenfrei überweisen oder bar zusenden. Bitte keine 
Vorauszahlungen — Rechnung abwarten Mitgliedschaft ARGE WDV: 
500,- ATS/Jahr; ermäßigt: 350,-— ATS (inkl. Abo Context XXI) 
Konto: 0521-07281/00 bei Creditanstalt-Bankverein (BLZ 11.000) 
Context XXI ist Mitglied der VAZ - Vereinigung alternativer 
Zeitungen und Zeitschriften. 


7-8/2000 


DEUTSCHÖSTER REICH 


„Deutschtum" im Ausland 


Bene5-Dekrete und 
Avnoj-Beschlüsse: 
Die historischen 
Hintergründe der 
Aussiedlung der 
„Volksdeutschen" aus 
der Tschechoslowakei 
und Jugoslawien. 


Von VACLAV KOPECKY 


D: „Volksdeutschen”, je- 
ner Teil des „deutschen 
Volkskörpers” außerhalb der 
gültigen Grenzen Deutsch- 
lands, stellten schon Jahre vor 
der nationalsozialistischen 
Machteinsetzung ein Instru- 
ment deutscher Außenpoli- 
tik dar. Diese gehorchte spä- 
testens seit 1920 dem Ziel der 
Destabilisierung und Zer- 
schlagung der deutschen 
Nachbarstaaten. Unter der 
Parole des „Selbstbestim- 
mungsrechtes”, das nun auch 
völkischen Kollektiven zuge- 
billigt wurde, ging es an die 
„Neuordnung Europas” mit 
dem Ziel eines erstarkten 
Großdeutschlands, umgeben 
von abhängigen Kleinstaaten. 
Als Fünfte Kolonne des deut- 
schen Imperialismus stellten 
die politischen Vertretungen 
der „Auslands-” und (später) 
„Volksdeutschen”, die zu- 
nehmend auch terroristisch 
agierten, eine Gefahr für die 
jeweiligen staatliche Integrität 
dar. Der durch die deutsche 
Subversion und immer wei- 
ter reichende Forderungen 
geweckte Gegen-Nationalis- 
mus der jeweiligen Mehr- 
heitsbevölkerung nahm wie- 
derum selbst mitunter ge- 
walttätige Formen an. 
Bereits zwischen 1939 und 
1942 mußten mehr als 
900.000 „Deutsche” als Ver- 
schubmasse nationalsozialisti- 
scher „Volkstumspolitik” her- 
halten und ins gerade expan- 
dierende „Reich” übersiedeln. 
Mit dem Vorrücken der Ro- 
ten Armee setzte eine Flucht- 
bewegung in Richtung We- 
sten ein, bis zum Kriegsende 
war fast die Hälfte der „Deut- 
schen” aus dem Osten geflo- 
hen. Im März 1945 begann 


die Evakuierung der „Sude- 
tendeutschen”, wobei ein 
Großteil noch zurückblieb. 
Während des tschechischen 
Aufstandes im Mai wurden 
diese zum Teil Opfer von Ver- 
geltungsmaßnahmen. Unmit- 
telbar nach Kriegsende be- 
gann die (oft „wilde”, d.h. ge- 
walttätige und nicht systema- 
tische) Aussiedlung der 
„Volksdeutschen” aus den be- 
freiten, wiedergegründeten 
Staaten. Auf der Potsdamer 
Konferenz (17. 7.- 2.8. 1945) 
erkannten auch die Alliierten 
das Gefahrenpotential, das in 
der andauernden Anwesen- 
heit der „Volksdeutschen” be- 
gründet lag. Mehrheitlich 
treue NationalsozialistInnen, 
sollten diese darüber hinaus 
vor Vergeltungsmaßnahmen 
in Schutz gebracht werden. 
Darum wurde der Aussied- 
lung, die in „geordneter, hu- 
maner Weise” erfolgen sollte, 
zugestimmt. Die danach ein- 
setzende systematische Ver- 
treibung aus Polen, Ungarn, 
Rumänien, Jugoslawien und 
der Tschechoslowakei dauerte 
bis 1947. Insgesamt sind mehr 
als 14 Millionen „Volksdeut- 
sche” während und nach dem 
deutschen Angriffs- und Ver- 
nichtungskrieg geflohen oder 
umgesiedelt worden, wobei 
knapp 1,7 Millionen umka- 
men. 


Sudetennazis 

und BeneS-Dekrete 

1933 gründete der National- 
sozialist Konrad Henlein die 
Sudetendeutsche Heimatfront, 
die 1935 in Sudetendeutsche 
Partei (SdP) umbenannt wur- 
de. Im selben Jahr wurde die- 
se von fast 70% der wahlbe- 


rechtigten „Sudetendeut- 


schen” gewählt. Mit dem 
„Dritten Reich” im Rücken 
stellte die Henlein-Partei im- 
mer weiter gehende Forde- 
rungen bis hin zur „völki- 
schen Selbstverwaltung”. Ab 
1937 wurde zudem offen der 
Anschluß des „Sudetenlan- 
des” an Nazi-Deutschland ge- 
fordert. Trotz weitreichend- 
ster Zugeständnisse setze die 
SdP ihre Angriffe auf die ter- 
ritoriale Integrität der Tsche- 
choslowakischen Republik 
fort. Im engen Zusammen- 
spiel mit Berlin provozierten 
Henlein und Konsorten im 
Frühjahr 1938 die „Sudeten- 
krise”, welche die Zerschla- 
gung der Republik zum Ziel 
hatte. Im darauf folgenden 
Münchener Abkommen (0. 
9, 1938) konnte Deutschland 
gegenüber Großbritannien, 
Frankreich und Italien 
schließlich den Anschluß des 
„Sudetenlandes” durchsetzen. 
Mit der „Erledigung der Rest-\ 
tschechei” im März 1939 war 
die (sudeten)deutsche Ag- 
gression an ihr Ziel gelangt. 
Henlein, schon im September 
1938 zum „Reichskommissar 
für die sudetendeutschen Ge- 
biete” aufgestiegen, machte 
als „Reichsstatthalter” und 
„Gauleiter” des „Sudetenlan- 
des” Karriere. Am 10.5. 1945 
folgte er in US-Gefangen- 
schaft dem geliebten „Führer” 
in den Freitod. 

Die vielstrapazierten Dek- 
rete gehen auf Eduard Benes 
zurück. Dieser trat nach dem 
Münchener Abkommen als 
tschechoslowakischer Präsi- 
dent zurück. Kurz darauf 
ging Bene$ nach England, wo 
er ab 1940 die Exilregierung 
anführte. In dieser stellte sich 
rasch Einigkeit darüber her, 
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dass die für die Zerschlagung 
der Republik maßgeblich ver- 
.antwortlichen „Sudetendeut- 
schen” nach Kriegsende ent- 
eignet und ausgewiesen wer- 
den müssen. Nach der Be- 
freiung wurde Bene$ wieder 
Staatspräsident, was er bis 
zur KP-Machtübernahme 
1948 blieb. Mit den 1945 er- 
lassenen Dekreten, einer 
Sammlung von 143 Verord- 
nungen im Gesetzesrang, 
wurde u.a. die Enteignung 
und Aussiedlung „staatlich 
unverläßlicher Personen” 
(Deutsche, Ungarn) geregelt. 
Das ebenfalls von Revanchi- 
stInnen bekämpfte „Amne- 
stiegesetz” vom 8. 5. 1946 
stellte jene Handlungen zwi- 
schen 3. 9. 1938 und 28. 10. 
1945 straffrei, „deren Zweck 
es war, einen Beitrag zum 
Kampf um die Wiedergewin- 
nung der Freiheit der Tsche- 
chen und Slowaken zu leisten 
oder die eine gerechte Ver- 
geltung für die Taten der Ok- 
kupanten und deren Hel- 
fershelfer zum Ziel hatte(n)”. 
Lebten 1938 3,2 Millionen 
„Sudetendeutsche” in der 
Tschechoslowakei, so waren 
es nach Flucht und Aussied- 
lung nur mehr rund 200.000, 
mehrheitlich AntifaschistIn- 
nen und Widerstandskämp- 
ferInnen. 


Befreiung Jugoslawiens 

und AVNOJ-Beschlüsse 

Der Antifaschistische Rat der 
Volksbefreiung Jugoslawiens 
(AVNO]J), ein Kriegsparla- 
ment titoistischer Partisa- 
nInnen, sah in den „Volks- 
deutschen” ebenfalls mehr- 
heitlich KollaborateurInnen 
der NS-Herrschaft. Daher 
wurden ab August 1945 
mehrere Gesetze erlassen, 
die deren Enteignung, Be- 
strafung und Ausweisung 
zum Gegenstand hatten. Von 
den rund 300.000 „Deut- 
schen”, die 1939 in Jugosla- 
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wien lebten, floh mehr als 
die Hälfte, als deutlich wur- 
de, dass es mit dem „End- 
sieg” wohl nichts wird. Mehr 
als 100.000 wurden ab April 
1945 in Lagern angehalten 


und danach ausgewiesen. 


Explizit ausgenommen wa- 
ren jene wenigen „Deut- 
schen”, die sich dem antifa- 
schistischen Widerstand an- 
geschlossen hatten. [a] 
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Die hatten schon Recht, die 
Römer (hier leider erfolglos) 


„Haus der Heimat” - Mit öffentlichen Geldern 
finanziertes Zentrum völkischer Propaganda 


Im Dezember 1996 erreichte der Verband der volksdeutschen Landsmannschaften 
(VLÖ), die Dachorganisation der sogenannten „Vertriebenen”, ein Etappenziel: In der 
Steingasse 25 (Wien III) wurde das maßgeblich mit öffentlichen Geldern finanzierte 
„Haus der Heimat” als „Zentrum des gemeinsamen, regionalen und überregionalen 
Wirkens der volksdeutschen Heimatvertriebenen” eröffnet. Weil dieses Wirken wie 
in der Vergangenheit auch heute in enger personeller und ideologischer Tuchfüh- 
lung mit dem Rechtsextremismus erfolgt, mauserte sich das Zentrum rasch zu ei- 
nem der beliebtesten Szene-Treffs in Wien. Der Eckartbote der Österreichischen 
Landsmannschaft liegt dort genauso auf, wie Andreas Mölzers Zur Zeit, für welche der 
VLÖ-Führungskader Peter Wassertheurer regelmäßig Kolumnen verfaßt. Und die 
deutschnationale Akademikertruppe Neuer Klub veranstaltet regelmäßig Vortrags- 
abende im „Haus der Heimat”. So trat dort am 9. 11. dieses Jahres der in Südafrika 
lebende Rechtsextremist Claus Nordbruch auf. Dieser kennt „keine Berührungs- 
ängste” gegenüber Neonazis, wie er in einem Interview mit der mittlerweile verbotenen 
deutschen Sektion des Skinhead-Netzwerkes Blood & Honour einräumt. In diesem In- 
terview lädt er nicht nur die Neonazis auf seine Farm in Südafrika ein, sondern gibt 
ihnen auch Nachhilfe in Waffenkunde: „Zur Verteidigung und zum Nahkampf emp- 
fehle.ich eine 12er Repetierschrotflinte, den Colt Python 357 Magnum, die Heckler 
& Koch MP 5. Für die Jagd hat sich ein halbautomatischer Karabiner 308 oder 30.06 
bewährt und wenn’s ganz massiv kommt, ist das Sturmgewehr R 5 überaus nütz- 
lich.” Am Ende des Interviews ruft Nordbruch den Nazi-Skins im sogenannten „Ras- 
senkrieg” zu: „Am Ende steht der Sieg!” 

Geizte schon die SPÖVP-Koalition nicht mit finanzieller Unterstützung, so erfreut 
sich das „Haus der Heimat” nun über einen wahren Geldregen. Die FPÖVP-Koalition, 
die ja den Revanchismus der „Volksdeutschen” zum Bestandteil ihres Regierungspro- 
grammes gemacht hat, möchte bis 2003 einen Fonds oder eine Stiftung etablieren und 
damit die Existenz dieses „Vertriebenen”-Zentrums auf Dauer sichern. Dafür sollen 
bis zu 15 Millionen flüssig gemacht werden. 
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Benes heißt jetzt Temelin 


„Für Volksdeutsche kei- 
ne Knete - hoch leben 
die BeneS5-Dekrete!"! 


VoN SYLVIA KÖCHL 


rgendeinen direkten Außen- 

feind scheint Österreich un- 
ter dieser neuen Regierung zu 
brauchen: Während der so ge- 
nannten Sanktionen waren das 
Frankreich und Belgien, jetzt 
ist es die Tschechische Repu- 
blik. In beiden Fällen enga- 
gierten und engagieren sich 
weite Teile der Bevölkerung 
sehr stark bei der Feindbild- 
produktion, die wochenlangen 
Blockaden der österreichisch- 
tschechischen Grenze (zum 
Teil gemeinsam mit Landes- 
politikern wie Haider und 
Pühringer) sind dabei der vor- 
läufige Höhepunkt öster- 
reichischer Arroganz. Die Dis- 
kussion um das AKW Teme- 
lin hat dabei inzwischen die 
Frage der Benes-Dekrete zu- 
mindest für den Moment fast 
völlig ersetzt. Ein ironischer 
Zufall am Rande regt aber im- 
mer wieder dazu an, die bei- 
den Diskussionen zu verbin- 
den: Der Name des Sprechers 
des Umweltausschusses der 
tschechischen Regierung ist 
Miroslav Benes. Bereits die 
Diskussionen diesen Sommer 
um die Benes-Dekrete (und 
gleichzeitig die Avnoj-Bestim- 
mungen), die um den zukünf- 
tigen EU-Beitritt Tschechiens 
und Sloweniens kreisten, wa- 
ren von einer Selbstherrlich- 
keit geprägt, die ihresgleichen 
sucht. So meinte etwa Jörg 
Haider in einer Aussendung, 
wer einer Wertegemeinschaft 
beitreten wolle, müsse vorher 
seine Hausaufgaben machen. 
Nun besteht diese Wertege- 
meinschaft ja nicht nur aus 
Deutschland und Österreich, 
auch wenn Haider genau das 
impliziert. Die meisten mit die- 
ser Debatte seriös befassten 
PolitikerInnen waren und sind 


deshalb der Meinung, es 
handle sich hier um nationale 
oder bestenfalls bilaterale Fra- 
gen. Abseits Haider’scher 
Stimmungsmache ist aber 
auch die österreichische 
Außenministerin Benita Fer- 
rero-Waldner der Ansicht, es 
handle sich bei den Benes- 
Dekreten um „Unrechtsgeset- 
ze“, die eines heutigen mo- 
dernen Staates nicht würdig 
seien. Ihr Vorgänger Wolfgang 
Schüssel hatte bilaterale Ge- 
spräche zwischen Tschechien 
und Österreich bereits für Jän- 
ner 2000 angekündigt, die Re- 
gierungsbildung mit der FPÖ 
kam diesem Vorhaben dann 
dazwischen. Ferrero-Waldner 
hatte große Mühe, die tsche- 
chischen NachbarInnen von 
den guten Absichten der neu- 
en Regierung zu überzeugen. 
Im Regierungsprogramm von 
ÖVP und FPÖ steht nämlich 
im Kapitel „Erweiterung der 
EU“, die Regierung wolle die 
„Anliegen und Interessen der 
altösterreichischen Minder- 
heiten im Ausland fördern“. 
Ferrero-Waldner bezeichnete 
diese und andere Passagen 
zwar als „ungeschickt formu- 
liert“ und betonte gegenüber 
dem tschechischen Außenmi- 
nister Jan Kavan gleich nach 
der Regierungsbildung, Öster- 
reich werde den EU-Beitritt 
Tschechiens „nicht mit Fragen 
der Vergangenheit verbinden“, 
einschlägige Aussagen vor al- 
lem von der FPÖ konnte sie 
aber nicht verhindern. (Rein 
rechtlich ist es laut Auskunft 
des Sprechers der Außenmi- 
nisterin übrigens ohnehin un- 
möglich, dass Österreich ein 
Veto einlegt, da die Ben&-De- 
krete nicht Teil jener Gesetze 
sind, die beim üblichen Bei- 


tritts-Screening der Verfassung 
und der Rechtsordnung des 
Kandidaten Tschechien erfaßt 
werden.) So forderte etwa 
Oberlehrer Jörg Haider in ei- 
ner Aussendung die Aufhe- 
bung der Bene$-Dekrete und 
der Avnoj-Bestimmungen: 
„Wenn diese Länder der EU 
beitreten wollen, müssen sie 
vorher ihre Hausaufgaben in 
Punkto Menschen- und Völ- 
kerrecht machen.“ Weiters be- 
tonte er, es sei „modernen De- 
mokratien nicht würdig, wenn 
menschen- und völkerrechts- 
verachtende Bestimmungen 
aus längst überwunden schei- 
nenden diktatorischen Tagen 
noch immer Bestandteil der 
jeweiligen Verfassungen“ sei- 
en. Haider führte aus, dass es 
laut Menschenrechtscharta 
nun einmal nicht sein dürfe, 
dass jemand alleine aufgrund 
seiner Hautfarbe, Abstam- 
mung sowie religiösen und po- 
litischen Herkunft diskrimi- 
niert werde. Er zauberte auch 
einige drei Jahre alte Be- 
schlüsse der Kärntner Lan- 
desregierung und des Landta- 
ges aus dem Hut, in denen die 
Bundesregierung aufgefordert 
wurde, sich für die Aufhebung 
der Avnoj-Bestimmungen ein- 
zusetzen und auch die „Fra- 
gen des enteigneten Vermö- 
gens“ zu klären. Damit dürf- 
te auch des Pudels Kern an- 
gesprochen sein: Es geht ei- 
gentlich um Geld. Während 
sich die Rückerstattung ari- 
sierten Figentums gemäß dem 
Wunsch des ersten Innenmi- 
nisters der Zweiten Republik, 
Oskar Helmer (SPÖ), unend- 
lich in die Länge zu ziehen 
scheint, glauben jene, die ehe- 
mals eine Stütze der national- 
sozialistischen Terrorherrschaft 
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in unseren Nachbarstaaten 
waren, es wäre völlig selbst- 
verständlich, wenn sie „ent- 
eignetes Vermögen“ bean- 
spruchen. Ist es inzwischen 
auch. Kanzler Schüssel meinte 
kürzlich, er wolle eine 
„Rechtsfigur“ finden, die es 
erlaube, „die Schatten der Ver- 
gangenheit zu bewältigen“. 
Das ist Revisionismus als Pra- 
xis, denn welche „Schatten“ 
er damit meint, machte er in 
einem Interview mit der israe- 
lischen Tageszeitung Jerusa- 
lem Post just am 9. November 
klar: „Österreich als Staat war 
fraglos und unbestritten das 
erste Opfer des Nazi-Regimes. 
Sie nahmen Österreich mit 
Gewalt. Die Österreicher wa- 
ren das allererste Opfer.“2 Al- 
lerdings, so Schüssel, hätten 
die Österreicher „eine mora- 
lische Verantwortung“ für ih- 
re Vergangenheit zu tragen. 
Und moralische Verantwor- 
tung ist bekanntlich nicht mit 
Geld, Rückerstattung und 
Entschädigung aufzuwiegen... 
Schützenhilfe erhielt Schüssel 
übrigens vom revisionistischen 
Grazer Historiker Stefan Kar- 
ner. Er bemühte wieder ein- 
mal die Moskauer Deklarati- 
on, deren dürftiger Gehalt in 
der Frage des „Opferstatus“ 
inzwischen als geklärt angese- 
hen werden kann, sprach von 
„einer Individualschuld von 
Tausenden Österreichern“ (ei- 
ne starke Untertreibung) und 
betonte schließlich, es „stün- 
de Österreich aus moralischen 
Gründen gut an, wenn man 
Wiedergutmachung leistet“. 
Dieses Lavieren zwischen An- 
sehen im Ausland (nichts an- 
deres ist mit moralischen 
Gründen gemeint) einerseits 
und Aufrechnung und/oder 
Abwehr von Schuld, um et- 
waigen Geldforderungen aus- 
zuweichen, ist österreichische 
post-nationalsozialistische Po- 
litik, wie sie von Anfang an be- 


trieben wurde. 
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Und um noch einmal zu il- 
lustrieren, wie durch Jörg Hai- 
ders durch immer wiederkeh- 
rendes Vergleichen der Shoah 
mit der Ausweisung der „Su- 
detendeutschen“ die Shoah re- 
lativiert wird, seine aktuellste 
Aussage zum Thema. Am 20. 
Oktober sagte er in der Wie- 
ner Stadthalle beim Wahl- 
kampfauftakt der FPÖ-Wien: 
„Reden wir über Wiedergut- 
machung: Die betrifft nämlich 
nicht nur die in New York 
und im Osten, sondern vor al- 
lem auch unsere sudetendeut- 
sche Freunde. Wir wollen uns 
zuerst um die eigenen Leute 
kümmern.“ Eine deutlichere 
Fortschreibung der NS-Volks- 
gemeinschaft, zu welcher die 
deutschen Juden und Jüdin- 
nen im Gegensatz zu den „Su- 
detendeutschen“ in der Tsche- 
choslowakei nicht gehörten, 
ist kaum vorstellbar. Aber 
zurück in den vergangenen 
Sommer. Die Diskussion wur- 
de damals deshalb von der 
FPÖ angeheizt, weil Erhard 
Busek, der Regierungsbeauf- 
tragte für die EU-Ost-Erwei- 
terung im Interview mit einer 
tschechischen Tageszeitung 
versicherte, die Drohungen 
Haiders, der die Frage des 
tschechischen EU-Beitritts mit 
der Aufhebung der Bene&-De- 
krete als erster in Verbindung 
gebracht hatte, würden nichts 
bedeuten. Haider griff dar- 
aufhin prompt in seine Rassis- 
musschublade und warf Bu- 
sek vor, dieser wolle „einem 
Land, von dem er offenbar ab- 
stammt, zur EU verhelfen“. 
Busek bezeichnete die Aussa- 
ge als „einfach dumm“ und 
wies auf ihre Primitivität hin. 
Eine Standard-Karikatur fas- 
ste die Situation zusammen, 
indem einem lächelnden Bu- 
sek in die Sprechblase ge- 
schrieben wurde: „Jetzt lass i 
mi in ‘Ostenthaler’ umtaufen! 
Do wird er sich giften, der 
Hojac!“ (Der FPÖ-Klubob- 
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mann, der vehement die Ab- 
löse Buseks forderte, hat sich 
ja bekanntlich von Hojac in 
den deutscheren Westentha- 
ler umbenannt.) Der inzwi- 
schen verstorbene Obmann 
der „Sudetendeutschen Lands- 
mannschaft in Österreich“, 
Karsten Eder, war mit Buseks 
Linie natürlich auch nicht 
einverstanden. Er meinte in 
einem profil-Interview, Busek 
rede mit den Tschechen nicht 
so, wie es sich gehören wür- 
de. Da diese Regierung die 
erste ist, die die Aufhebung 
der Benes$-Dekrete zum Pro- 
gramm gemacht hat, hatte 
Eder natürlich Oberwasser. 
Dass die Anliegen der „Su- 
detendeutschen“ von der 
FPÖ am vehementesten ver- 
treten wurden und werden, 
war ihm allemal recht: „Jeder, 
der uns unterstützt, ist als 
Partner willkommen.“ Der 
ORF-Online hatte seine Be- 
richterstattung im Sommer 
übrigens mit ein paar ganz 
besonderen einschlägigen Zu- 
satzinformationen gewürzt. 
Auf den Seiten der Kärnten- 
Redaktion fand sich im An- 
schluß an einen Artikel ein 
Link zu einem Text des be- 
kannten deutschen Rechts- 
extremisten Rolf-Josef Eibicht 
mit dem Titel „Die Entrech- 
tung der Sudetendeutschen 
durch die Benes-Dekrete”, in 
dem er u.a. schreibt: „Die 
verbrecherischen Anordnun- 
gen der Benes-Dekrete, die 
mehrere Millionen Menschen 
ausplünderten und beraub- 
ten, sind ohne jedes Beispiel.” 
Ein weiterer Link führte di- 
rekt zur website iolaos.com, 
einer revisionistische Inter- 
netbuchhandlung, die etwa 
ein „Weißbuch der Deut- 
schen aus Jugoslawien“ an- 
bietet, in dem die Vertrei- 
bung der Deutschen auf- 
grund der Avnoj-Bestim- 
mungen als „Vernichtung“ 
bezeichnet wird. | 


Context XXI-Preisrätsel: Wer 
findet „den Volksdeutschen"? 


1 Losung gehört auf der 


Donnerstagsdemo 
2 Jerusalem Post, 
9.11.2000/11 Heshvan 


5761 
3 (zit. nach www.derstan- 
dard.at, 23. 10. 2000 
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Staatsgewalt ist Menschenrecht 


Ein Band der Sicher- 
heitsakademie des 
Bundesmitisteriums 
für Inneres sammelt 
Beiträge zu „Polizei 
und Menschenrechte 
in der Theorie und 
Praxis”. 


VON FLORIAN RUTTNER 
UND TOBIAS OFENBAUER* 


JÄnDS FENEnYART, WOLISANG STancı, (H6.) 


Menschenrecht 
und Staatsgewalt 


Anntysun, Berichtx und Diskunnlonen 


Jänos Feherväry, Wolfgang 
Stangl (Hg.): Menschenrecht 
und Staatsgewalt Analysen, 
Berichte und Diskussionen, 
WUV Universitätsverlag, Wien, 
2000, Preis: ÖS 298.- DM 41.-, 
ISBN 3-85114-487-2 


*) Florian Ruttner und Tobias 
Ofenbauer studieren Poli- 
tikwissenschaft in Wien und 
sind an der dortigen Basis- 
gruppe aktiv. 


Ss: der Beginn der bür- 
gerlichen Gesellschaft 
stellt sich das Verhältnis zwi- 
schen Individuum und Staat 
folgendermaßen dar: Damit 
das Individuum seine bür- 
gerlichen Freiheiten wahr- 
nehmen kann, braucht es ei- 
nen souveränen Staat, der 
diese garantiert. Daß diese 
Garantie gewaltförmig 
durchgesetzt wird, war früh- 
bürgerlichen Theoretikern 
wie Hobbes selbstverständ- 
lich. Mit der umfassenden 
Durchsetzung dieser Ge- 
sellschaftsform im Spätka- 
pitalismus wurde der Blick 
auf dieses Verhältnis verne- 
belt. Ein Ausdruck dieser 
Regression des Bewußtseins 
stellen jene zivilgesellschaft- 
lichen Mutmaßungen dar, 
die zwischen Staat, Demo- 
kratie, Menschenrechten 
und Gewalt keinen Zusam- 
menhang sehen. 

Dem Staat und seinen 
Behörden blieb dieser Zu- 
sammenhang ex professio 
relativ klar vor Augen. Ei- 
nen Beweis hierfür stellt das 
Buch „Menschenrecht und 
Staatsgewalt” dar, herausge- 
geben von der Sicherheitsa- 
kademie (SIAK) des Bun- 
desministeriums für Inneres. 
Mentor des Bandes und der 
Akademie war der damali- 
ge, in der Bevölkerung 
durchaus geschätzte Innen- 
minister Karl Schlögl, was 
den Vorwurf, dieser hätte 
sich zuwenig um Menschen- 
rechte gekümmert, eindeu- 
tig widerlegt. Als staatlicher 
think-tank soll die SIAK 
laut Eigendefinition ein Ort 
sein, „an dem über polizei- 
liche Tätigkeiten nachge- 


dacht, neue Ideen ent- 
wickelt und die Verbindung 
von Theorie und Praxis ge- 
pflegt wird”.! 

Der erste der drei Ab- 
schnitte in die das Buch ge- 
gliedert ist, trägt den Titel 
„Polizei und Menschen- 
rechte in der Theorie”. Ein 
Beitrag widmet sich der hi- 
storischen Entwicklung von 
Staat und Polizei vom Ab- 
solutismus bis zur Demo- 
kratie. Etwas verwundert 
stellt der Autor darin fest, 
daß das „staatliche Recht, 
durch Zwang Ordnung zu 
schaffen, (...) schließlich der 
Kern des Polizeiauftrags in 
der Gegenwart [ist]. Seine 
historischen Wurzeln liegen 
im Absolutismus, und jener 
Geist wirkt immer noch 
nach.”2 

An anderer Stelle ist von 
diesem Kern des Polizeiauf- 
trags keine Rede mehr. Der 
Autor besteht vielmehr dar- 
auf, daß in der Demokratie 
die Polizei eigentlich nicht 
mehr sei als „Bürger in Uni- 
form” 3 die „keine Obrigkeit 
mehr”4 seien. Diese wider- 
sprüchlichen Aussagen zei- 
gen die zwei Pole, zwischen 
denen die Selbstwahrneh- 
mung der bürgerlichen De- 
mokratie pendelt: Einerseits 
bemerkt sie ihren Zwang- 
scharakter, andererseits ba- 
siert sie auf persönlicher 
Freiheit und dem Einver- 
ständnis der Beteiligten. 
Aber über einer solchen 
Aporie lassen sich bürgerli- 
che Theoretiker bekannter- 
maßen keine grauen Haare 
wachsen. Jene Elemente, die 
auf Zwang und Gewalt ver- 
weisen, werden einfach als 


Alpdruck, als nachwirken- 
der Geist verflossener Zei- 
ten gedeutet, die auf den an 
sich guten modernen Ver- 
hältnissen lasten. Was da als 
Alpdruck erscheint, ist viel- 
mehr die banale Tatsache, 
daß sowohl der absolutisti- 
sche als auch der demokra- 
tische Staat Souveränität be- 
anspruchen. Diese wird not- 
falls von den Organen des 
Staates mit Zwang durch- 
gesetzt. 

Kann der erste Teil we- 
nigstens als notwendig 
falsches Bewußtsein be- 
zeichnet werden, zeigt sich 
in den folgenden Abschnit- 
ten, daß das konsequente Ig- 
norieren dieser Aporie im 
Schwachsinn endet. Der 
zweite Teil des Buches be- 
schäftigt sich unter dem Titel 
„Polizei und Menschenrech- 
te in der Praxis” mit dem 
Verhältnis von NGOs und 
den Behörden des Staates. 
An den Beiträgen läßt sich 
ablesen, wie sehr beide Sei- 
ten davon überzeugt sind, 
partnerschaftlich am selben 
Strang zu ziehen und der 
Verwirklichung des Allge- 
meinwohls, der sittlichen 
Idee zu dienen. Nicht um- 
sonst wird in den Beiträgen 
von beiden Seiten die Ko- 
operation zwischen Polizei 
und NGOs gefordert. Bei- 
derseits wird der Zwang- 
scharakter staatlicher Behör- 
den ausgeblendet, die Beiträ- 
ge, egal ob von einer Vertre- 
terin von ai oder von einem 
Beamten der Fremdenpoli- 
zei, stoßen ins selbe Horn: 
Mehr Zeit füreinander, mehr 
Verständnis, mehr Kommu- 
nikation. Wenn nur mehr 
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über das Procedere verhan- 
delt wird, dann fällt die Fra- 
ge nach der Sinnhaftigkeit z. 
B. staatlicher Abschiebepra- 
xis unter den Tisch. 

Den Höhepunkt der Far- 
ce stellt allerdings der drit- 
te Teil „Zur Ethikdiskussi- 
on in der Polizei” dar. In 
drei Beiträgen wird versucht 
eine Berufsethik der Polizei 
zu entwickeln, was als un- 
gewollte Komik daher- 
kommt z. B. der Titel: „Ge- 
horsam, Pflichterfüllung, 
Selbstverwirklichung”, soll- 
te jedoch ernster genommen 
werden. Im neu entdeckten 
„Berufsdilemma der Poli- 
zei”, daß einerseits eine mo- 
ralische Ordnung verteidigt 
wird, andererseits das reine 
Festhalten an Ethik und 
Moral diese Verteidigung 
verunmöglicht, spiegelt sich 
die oben erwähnte Aporie 
im Kleinen wider. Auf der 
einen Seite steht die Vor- 
stellung, der Staat sei eine 
natürliche und friedliche 
Übereinkunft Gleichgesinn- 
ter, auf der anderen Seite 
muß die Geltung der Übe- 
reinkunft gewaltsam durch- 
gesetzt und erhalten werden. 
Insofern überrascht es nicht, 
daß „der Polizist, den Clint 
Eastwood in ‚Dirty Harry‘ 
verkörpert”5 als „auffällige 
Analogie zum Problem”® 
angeführt wird: Harald Cal- 
lahan bedient sich des öfte- 
ren ruppiger Methoden, sein 
Ziel ist allerdings immer 
edel und rechtschaffen. 


1 Klappentext des Buches 

2 Feherväry, Jänos / Stangl, 
Wolfgang (Hg.): Men- 
schenrecht und Staatsge- 
walt. Analysen, Berichte 
und Diskussionen, Wien 
(WUV), 2000, $. 23 
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Oh wunderbare 
Menschenrechte! 


Die Europäische Menschenrechtskonvention auf dem Prüfstand 


ie EMRK hat in Öster- 
D.. Verfassungsrang. 
Ihre Wertschätzung beruht 
vermutlich auf ihrer Un- 
kenntnis; eine halbwegs 
nüchterne Lektüre sollte ei- 


nige Illusionen kurieren. 


Artikel 2 - 

Recht auf Leben 

„1. Das Recht jedes Men- 
schen auf das Leben wird 
gesetzlich geschützt. Abge- 
sehen von der Vollstreckung 
eines Todesurteils, das von 
einem Gericht im Falle eines 
durch Gesetz mit der To- 
desstrafe bedrohten Verbre- 
chens ausgesprochen wor- 
den ist, darf eine absichtli- 
che Tötung nicht vorge- 
nommen werden.” 

Das Leben, die physische 
Existenz ist keine Selbstver- 
ständlichkeit. Ein „Recht auf 
Leben” bedeutet, die Obrig- 
keit macht sich zuständig für 
das Leben der Untertanen, 
sie legt es sich als Frage vor, 
in der einseitig der Souverän, 
die politische Herrschaft ent- 
scheidet. Wie will der Staat 
es mit dem Leben der Bür- 
ger halten? Das „Recht auf” 
impliziert, daß es einen 
Herrn über das Leben gibt; 
die politische Macht macht 
sich zur Bedingung für die 
individuelle Existenz. Jeder, 
der leben will, ist auf ihre Zu- 
stimmung angewiesen, dar- 
auf, daß es ihm erlaubt wird. 
Ohne staatliche Erlaubnis 
läuft nichts — nicht einmal 
das Leben und Überleben. 


Recht ist übrigens immer 
das Recht des Stärkeren. Es 
gibt kein anderes Recht. Im 
Inneren des Staates ist der 
Stärkere der Stärkste über- 
haupt, er erhebt den An- 
spruch auf das Monopol auf 
Gewalt und duldet damit 
keine anderen Starken neben 
sich — ausgenommen sie sind 
von ihm lizenziert. Ein Phi- 
losoph: „Macht ohne Recht 
führt zur Tyrannei. Recht oh- 
ne Macht zur Lächerlich- 
keit.” Abgesehen vom guten 
Tip an Tyrannen - ein Ge- 
setzbuch schreiben lassen, 
Herr Tyrann! — gilt das natür- 
lich auch für das Recht auf 
Leben und andere Men- 
schenrechte: Die Verleihung, 
die Zuerkennung unterstellt 
die in Form der Todesstrafe 
explizite Verfügung darüber, 
sonst wäre die Gewährung ei- 
ne Lächerlichkeit, eine An- 
maßung ohne Grundlage. 

Es ist üblich, aus diesem 
und anderen Rechten ein 
Kompliment an den Staat zu 
machen. Das Recht auf Le- 
ben, also die Macht der öf- 
fentlichen Gewalt über das 
Leben als positiv nachzu- 
empfinden, das geht nur, 
wenn die Drohung — man hat 
das Recht auf Leben, obwohl 
der Staat anders könnte — zur 
Kenntnis genommen und 
mitbedacht wurde. Damit 
Dankbarkeit herauskommt, 
muß die Möglichkeit mit- 
schwingen, wonach der Staat 
anders könnte. Wenn er ei- 
nem ohnehin nichts anhaben 


WEITEEICH | 


Die Europäische Men- 
schenrechtskonvention 
(EMRK) ist im Unter- 
schied zur von der 
UNO verabschiedeten 
allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte 
geltendes Recht, mit 
einem Instanzenzug 
bis zum Gerichtshof in 
Straßburg. 


VON HERBERT AUINGER* 


*) Herbert Auinger hat vor 
kurzem das Buch „Haider - 
Nachrede auf einen bürgerli- 
chen Politiker" veröffentlicht. 


könnte, wäre das positive 
Vermerken dieser Unterlas- 
sung gegenstandslos. 

Dieses Anerkennung - 
„Immerhin darf man leben!” 
— läuft also nur über den Ver- 
gleich mit Gegenden, wo der 
Staatsterror üblich ist: Im- 
merhin, der österreichische 
Staat handelt nicht so wie der 
israelische oder der in Gua- 
temala - sollte einem nicht 
eher angst und bange wer- 
den, weil er das doch können 
will, der hiesige Souverän? 
Sollte man nicht wenigstens 
fragen, warum der Staat so 
scharf auf die Macht über das 
Leben ist? Kaum zu glauben, 
daß die politische Gewalt die 
Macht das Leben 
braucht, um das Leben zu 


über 


schützen; daß die erste Be- 
dingung für den Schutz des 
Lebens die Möglichkeit ist, 
es zu nehmen? 

Das Bekenntnis zu den 
Menschenrechten und das 
Umlegen von Menschen geht 
notwendig zusammen, war- 
um, steht in Abs. 2 Art. 2 
MRK. Daraus ergibt sich, 
daß staatliches Töten zwar 
den Menschen umbringt, 
aber nicht immer sein Men- 
schenrecht auf Leben 
verletzt: 

„2. Die Tötung wird nicht 
als Verletzung dieses Artikels 
betrachtet, wenn sie sich aus 
einer unbedingt erforderli- 
chen Gewaltanwendung er- 
gibt: 

a) um die Verteidigung eines 

Menschen gegenüber 
rechtswidriger Gewaltan- 
wendung sicherzustellen; 


& 


um eine ordnungsgemäße 
Festnahme durchzuführen 
oder das Entkommen ei- 
ner ordnungsgemäß fest- 
gehaltenen Person zu ver- 
hindern; 

c) um im Rahmen der Ge- 
setze einen Aufruhr oder 
einen Aufstand zu unter- 
drücken.” 


10 


Gewalt ist unbedingt er- 
forderlich, wenn „rechtswid- 
rig”, also von Unbefugten 
Gewalt angewandt wird — da- 
mit wird, jenseits der allfälli- 
gen Beschädigung des Op- 
fers, das Gewaltmonopol ver- 
letzt und daher ohne Rück- 
sicht auf das Leben des Ver- 
letzers wiederhergestellt. Ge- 
walt ist weiters unbedingt er- 
forderlich, wenn sich jemand 
dem befugten, daher „ord- 
nungsgemäßen” Zugriff oder 
Zuschlagen des Staates wi- 
dersetzt. Gewalt ist außer- 
dem unbedingt erforderlich, 
wenn jemand gegen den Staat 
vorgeht. Geschützt ist also 
das Leben vom diesbezügli- 
chen Recht sehr bedingt — 
Art. 2 gilt vielmehr dem 
Schutz des Gewaltmonopols. 

„Recht auf Leben” be- 
deutet, der Staat hat das 
rechtliche Monopol aufs Tö- 
ten. Die EMRK kennt Fälle, 
in denen das Leben 
mißbraucht wird: Sich dem 
staatlichen Zugriff zu entzie- 
hen oder gegen den Staat vor- 
zugehen ist so ein Mißbrauch. 
Die Tötung von Staats wegen 
ist dann kein Verstoß gegen 
das Recht auf Leben. 

Dieses Recht ist auch kein 
Schutz vor privaten Übergrif- 
fen, davor, daß ein Bürger den 
anderen umbringt. Geschützt 
ist nicht das Leben, sondern 
das Recht darauf, d.h. der 
Staat verfolgt und bestraft das 
unbefugte Töten als Rechts- 
bruch, als Verstoß gegen sein 
Gewaltmonopol. Verhindert 
wird dadurch kein Mord und 
kein Totschlag.Das „Recht auf 
Leben” ist kein Recht auf Le- 
bensmittel. Es gibt auch kein 
Recht auf Geld oder auf Ein- 
kommen oder auf brauchba- 
res Zeug. Diese Interessen fal- 
len außerhalb dieses Rechts. 

Clinton hat das amerikani- 
sche Volk u.a. mit der Be- 
hauptung auf den Krieg ge- 
gen Jugoslawien eingestimmt, 


daß Milosevic sonst glatt eine 
„Lizenz zum Töten” überlas- 
sen würde. Artikel 2 EMRK 
ist diese Lizenz; der Staat und 
nur der Staat darf töten. 
Wenn die USA Milosevic die- 
se „Lizenz” verweigern, dann 
erkennen sie den Staat nicht 
mehr an, aber das kann un- 
möglich an dieser „Lizenz” 
liegen. Die NATO nimmt die- 
se Lizenz schließlich selbst in 
Anspruch. Es konnte also 
nicht um das Töten als solches 
gehen, sondern um die Frage, 
wer darf und wer nicht. Der 
schlichte Tatbestand, daß ei- 
ne Regierung gewalttätig ge- 
gen ihr Volk vorgeht, ist men- 
schenrechtskonform. Wenn 
die Opfer „Schur- 
kenstaaten” als rechtswidrig 
hergestellte Opfer gelten, liegt 
das daran, daß die USA die 
inneren Gegner eines solchen 
Staates als ihre 5. Kolonne be- 
trachten, und deswegen die- 


von 


ser Opposition gegen die 
Staatsmacht Recht geben. Das 
sollte man nicht damit ver- 
wechseln, daß Amnesty In- 
ternational eine mächtige Un- 
terstützung bekommen hätte. 


Artikel 5 - Recht auf 

Freiheit und Sicherheit 

„1. Jedermann hat ein Recht 

auf Freiheit und Sicherheit. 

Die Freiheit darf einem Men- 

schen nur in den folgenden 

Fällen und nur auf die ge- 

setzlich vorgeschriebene Wei- 

se entzogen werden: 

a) wenn er rechtmäßig nach 
Verurteilung durch ein zu- 
ständiges Gericht in Haft 
gehalten wird; 

b) wenn er rechtmäßig fest- 
genommen worden ist 
oder in Haft gehalten 
wird wegen Nichtbefol- 
gung eines rechtmäßigen 
Gerichtsbeschlusses oder 
zur Erzwingung der Er- 
füllung einer durch das 
Gesetz vorgeschriebenen 
Verpflichtung; 
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c) wenn er rechtmäßig fest- 
genommen worden ist 
oder in Haft gehalten wird 
zum Zwecke seiner Vor- 
führung vor die zuständi- 
ge Gerichtsbehörde, sofern 
hinreichender Verdacht 
dafür besteht, daß der Be- 
treffende eine strafbare 
Handlung begangen hat, 
oder begründeter Anlaß zu 
der Annahme besteht, daß 
es notwendig ist, den Be- 
treffenden an der Bege- 
hung einer strafbaren 
Handlung oder an der 
Flucht nach Begehung ei- 
ner solchen zu hindern; 

d) wenn es sich um die 
rechtmäßige Haft eines 
Minderjährigen handelt, 
die zum Zwecke über- 
wachter Erziehung ange- 
ordnet ist, oder um die 
rechtmäßige Haft eines 
solchen, die zum Zwecke 
seiner Vorführung vor die 
zuständige Behörde ver- 
hängt ist; 

wenn er sich in recht- 

mäßiger Haft befindet, 

weil er eine Gefahren- 
quelle für die Ausbreitung 
ansteckender Krankheiten 
bildet, oder weil er gei- 
steskrank, Alkoholiker, 
rauschgiftsüchtig oder 
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Landstreicher ist; 

f) wenn er rechtmäßig fest- 
genommen worden ist 
oder in Haft gehalten 
wird, um ihn daran zu 
hindern, unberechtigt in 
das Staatsgebiet einzu- 
dringen oder weil er von 
einem gegen ihn schwe- 
benden Ausweisungs- 
oder Auslieferungsverfah- 
ren betroffen ist. 

2. .... die Gründe seiner 
Festnahme und über ... Be- 
schuldigungen unterrichtet 
werden. 

3... unverzüglich einem 
Richter ... vorgeführt werden. 
... Aburteilung innerhalb ei- 
ner angemessenen Frist. 
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4... ein Verfahren zu be- 
antragen, ... raschmöglichst 
über die Rechtmäßigkeit der 
Haft entschieden wird ... 

5. ... Anspruch auf Scha- 
denersatz.” 

Für „Freiheit und Sicher- 
heit” ist mit der größten 
Selbstverständlichkeit wieder 
die politische Macht zustän- 
dig. Der Bürger ist frei, was 
das heißt, definiert der Staat, 
dann ist er dementsprechend 
und genau so frei. Obige De- 
finition hat im Vergleich zu 
philosophischen Reflexionen 
über Freiheit einen Vorzug: 
Sie ist praktisch gültig, sie 
wird mit Gewalt gültig ge- 
macht. Freiheit ist ein Ver- 
hältnis zum Staat: Es ist dem 
Menschen die Verfolgung sei- 
ner Anliegen, Interessen, 
Zwecke ausdrücklich gestat- 
tet - er muß bloß aufpassen, 
daß er bei der Betätigung der 
Freiheit nichts unternimmt, 
wofür deren Entzug vorgese- 
hen ist. Die Logik ist wie 
beim Recht auf Leben: Nach 
der Gewährung der Freiheit 
kommt die Auflistung der 
Gründe, aus denen sie kas- 
siert wird. 

Für rechtmäßige Frei- 
heitsberaubung gibt es eine 
Menge Gründe. Die Festle- 
gung der Anlässe, aus denen 
„rechtmäßig festgenommen” 
oder „rechtmäßig verurteilt” 
wird, obliegt einseitig dem 
Gesetzgeber. Nüchtern be- 
trachtet ist die Freiheit eine 
Festlegung - nicht so, daß 
dem Bürger vorgeschrieben 
ist, was er zu tun hat, son- 
dern so, daß er sich Zwecke 
setzen darf, Interessen haben 
darf, in deren Verfolgung 
muß er sich halt am Erlaub- 
ten und Verbotenen orien- 
tieren. Sein Sollen kommt 
dem Bürger als ein Dürfen 
entgegen. Seine Rechte sind 
die Art und Weise, in der er 
auf das Staatsinteresse fest- 
gelegt wird. 
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Im Art. 5 ist eine Ideolo- 
gie über die Menschenrech- 
te enthalten, nämlich die 
Ideologie von der Beschrän- 
kung, die Ideologie, daß das 
Recht über der Macht stün- 
de und eine Schranke für die- 
se sei bzw. für deren Willkür: 
Diese Ideologie ist das Wort 
„nur” — „nur in den folgen- 
den Fällen und nur auf die 
gesetzlich vorgeschriebene 
Weise” darf Freiheit entzo- 
gen werden. Das ist ge- 
schwindelt, weil so getan 
wird, als sei das Einsperren 
auch noch in anderen Fällen 
vorgesehen, und als seien je- 
ne anderen Fälle ausge- 
schlossen bzw. sei das Ein- 
sperren auf die aufgezählten 
Fälle reduziert. Aber diese 
zusätzlichen Fälle sind oh- 
nehin im Moment nicht vor- 
gesehen - solange bis sie ak- 
tuell werden, in Form einer 
Gesetzesnovelle. Eine Ein- 
schränkung liegt nur ge- 
genüber der Fiktion vor, daß 
das Einsperren das generelle 
Anliegen des Staates sei, so 
als sollten Leute immer und 
überall und grundlos einge- 
knastet werden, als sei es ein 
staatliches Hauptanliegen, 
Menschen zu verhaften - und 
nur wenn man diese Friktion 
mitmacht, werden die aufge- 
listeten Fälle zur „Ein- 
schränkung”. Wenn die 
Macht „eigentlich” kriterien- 
los, willkürlich und immer 
zuschlagen möchte, dann 
wird aus dem berechneten, 
kalkulierten Freiheitsentzug 
eine staatliche Einschrän- 
kung! Als würde der Staat 
auch Leute festnehmen wol- 
len, die nichts verbrochen ha- 
ben - und darauf würde er 
dann doch verzichten. 

Das Recht ist eben kein 
Gegensatz zur Macht und 
auch keine Einschränkung, 
sondern ihr Mittel; als Recht 
wird die Gewalt zweckmäßig 


und zielgerichtet eingesetzt. 


Die Bürger werden durch die 
Verbote zu den erwünschten 
Verhaltensweisen erpreßt. 
Das Recht ist keine Korrek- 
tur der Macht, sondern ihr 
kalkulierter Verlauf, ihr ziel- 
gerichteter Einsatz. Sie ist 
nicht der Lust und Laune 
von Polizisten und Politikern 
überlassen, sie existiert un- 
abhängig von der Amtsper- 
son, allein gemäß der im Ge- 
Zweck- 


setz gegebenen 


mäßigkeit! 


Artikel 10 - Freiheit 
der Meinungsäußerung 
„1. Jedermann hat Anspruch 
auf freie Meinungsäußerung. 
Dieses Recht schließt die 
Freiheit der Meinung und die 
Freiheit zum Empfang und 
zur Mitteilung von Nach- 
richten oder Ideen ohne Ein- 
griffe öffentlicher Behörden 
und ohne Rücksicht auf Lan- 
desgrenzen ein. Dieser Arti- 
kel schließt nicht aus, daß die 
Staaten Rundfunk-, Licht- 
spiel- oder Fernsehunterneh- 
men einem Genehmigungs- 
verfahren unterwerfen.” 
Großartig! Etwas, das un- 
vermeidbar ist, etwas, das 
schlechterdings jeder hat und 
jeder macht - ist doch 
tatsächlich erlaubt! Der staat- 
liche Ausgangspunkt ist wie- 
der völlig klar: So etwas ba- 
nales —- jemand denkt und 
teilt das Ergebnis auch noch 
anderen mit - kann unmög- 
lich denen überlassen blei- 
ben, die Meinungen haben. 
Auch hier ist selbstverständ- 
lich die öffentliche Gewalt 
zuständig, die sich natürlich 
selbst die Frage vorlegt, wie 
sie es denn mit den Meinun- 
gen der Bürger halten will. 
Und wer nicht nur eine Mei- 
nung hat, wer auch gleich auf 
die Meinungsfreiheit ange- 
wiesen ist, weil der Staat das 
Meinen als Materie seines 
Rechts behandelt, der kriegt 
reingesemmelt, daß er sich 
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damit „Pflichten und Ver- 
antwortung” einhandelt, weil 
das vom Staat vorgesehen ist. 
Auch in der Demokratie wird 
zwischen erwünschtem und 
abträglichem Gedankengut 
unterschieden, und die Liste 
der Kriterien ist so lang wie 
langweilig: 

„2. Da die Ausübung die- 
ser Freiheiten Pflichten und 
Verantwortung mit sich 
bringt, kann sie bestimmten, 
vom Gesetz vorgesehenen 
Bedin- 


gungen, Einschränkungen 


Formvorschriften, 


oder Strafdrohungen unter- 
worfen werden, wie sie in ei- 
ner demokratischen Gesell- 
schaft im Interesse der natio- 
nalen Sicherheit, der territo- 
rialen Unversehrtheit oder 
der öffentlichen Sicherheit, 
der Aufrechterhaltung der 
Ordnung und der Verbre- 
chensverhütung, des Schutzes 
der Gesundheit und der Mo- 
ral, des Schutzes des guten 
Rufes oder der Rechte ande- 
rer notwendig sind, um die 
Verbreitung von vertrauli- 
chen Nachrichten zu verhin- 
dern oder das Ansehen und 
die Unparteilichkeit der 
Rechtsprechung zu gewähr- 
leisten.” 

Konzediert wird übrigens 
ausdrücklich die Freiheit der 
Meinung. Das ist die norma- 
le Form, in der ein Bürger 
seiner in Abs. 2 erwähnten 
Verantwortung nachkommt: 
Eine Meinung ist eine theo- 
retische Position, die ihre ei- 
gene Belanglosigkeit immer 
gleich selbst formuliert bzw. 
die sich ihrer Belanglosigkeit 
bewußt ist. Meinung, das ist 
die institutionalisierte Tren- 
nung von Denken und Han- 
deln; im Handeln hat man 
sich nach dem zu richten, 
was man darf bzw. nicht darf 
- und dazu darf man sich so- 
gar folgenlos seinen kriti- 
schen Teil denken! Meinung 
heißt, daß der Mensch mit 
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einer Meinung auch immer 
weiß, daß sie völlig unmaß- 
geblich ist, unverbindlich, im 
Grunde belanglos. Was er 
für richtig hält, zählt nicht, 
außer für ihn, und gegenü- 
ber dem Rest der Welt be- 
steht er nicht auf ihrem In- 
halt, sondern darauf, daß er 
sie haben darf, weil er ein 
Recht darauf hat! Das Recht 
auf eine auch kritische Mei- 
nung ist das Recht auf wir- 
kungsloses Meckern; wenn 
man praktisch alles das mit- 
macht, womit man unzufrie- 
den ist, dann darf man des- 
wegen unzufrieden sein - in 
Gedanken. Solange man sich 
an das hält, was erlaubt ist 
(Art. 5), darf man „theore- 
tisch” der Meinung anhän- 
gen, alles mögliche sollte an- 
ders laufen. Art. 10 Abs. 2 ist 
die Ankündigung, daß der 
Staat im Bedarfsfall nicht mit 
Argumenten in einen Mei- 
nungsstreit mit seinen Bür- 
gern einzugreifen gedenkt, 
sondern mit den ihm ange- 
messenen Mitteln: Formvor- 
schriften, Bedingungen, Ein- 
schränkungen und Strafan- 
drohungen. 


Artikel 15 - Außerkraft- 
setzung im Notstandsfall 
„li. Im Falle eines Krieges 
oder eines anderen öffentli- 
chen Notstandes, der das Le- 
ben der Nation bedroht, 
kann jeder der Hohen Ver- 
tragschließenden Teile Maß- 
nahmen ergreifen, welche die 
in der Konvention vorgese- 
henen Verpflichtungen in 
dem Umfang, den die Lage 
unbedingt erfordert, und un- 
ter der Bedingung außer 
Kraft setzen, daß diese Maß- 
nahmen nicht in Wider- 
spruch zu den sonstigen völ- 
kerrechtlichen Verpflichtun- 
gen stehen. 

2. Die vorstehende Be- 
stimmung gestattet kein 
Außerkraftsetzung des Arti- 
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kels 2 außer bei Todesfällen, 
die auf rechtmäßige Kriegs- 
handlungen zurückzuführen 
sind, ... 

3. Jeder Hohe Vertrag- 
schließende Teil, der dieses 
Recht der Außerkraftsetzung 
ausübt, hat den Generalse- 
kretär des Europarates ein- 
gehend über die getroffenen 
Maßnahmen und deren 
Gründe zu unterrichten. Er 
muß den Generalsekretär des 
Europarates auch über den 
Zeitpunkt in Kenntnis setzen, 
in dem diese Maßnahmen 
außer Kraft getreten sind und 
die Vorschriften der Kon- 
vention wieder volle Anwen- 
dung finden.” 

Demokratien unterhalten 
ein Militär und führen Krieg, 
um die Menschenrechte, die 
Menschenwürde und die 
Freiheit zu schützen. Deswe- 
gen müssen diese Rechte im 
Krieg, der wegen ihnen ge- 
führt wird, auch außer Kraft 
gesetzt werden — aber nicht 
erst vom Feind, sondern vom 
Beschützer der Rechte. Sogar 
auf die Abschaffung der 
Menschenrechte hat der 
Mensch also ein Recht. Die 
Staaten wissen Anlässe, aus 
denen sie das zivile Leben 
umkrempeln und die Ge- 
schäftsordnung der Nation 
ändern - wenn es um die ge- 
waltsame Durchsetzung ge- 
gen einen anderen nationalen 
Hüter von Rechten geht. Die 
Bürger werden zwangsweise 
dienstverpflichtet, ihr Eigen- 
tum wird eventuell beschla- 
gnahmt - es wird offenkun- 
dig, daß die menschenbe- 
rechtigten Menschen das Ma- 
terial des Staates sind; und in 
so einer Lage kündigt der 
Staat seine zivilen Umgangs- 
formen auf. Auch das ist bei 
Einhaltung der Formalitäten 
menschenrechtskonform: 
Rechtzeitig den Brief an den 
„Generalsekretär des Euro- 
parates” abschicken! 


Menschenrechte sind 
Herrschaftsprinzipien 
Rechte sind Richtlinien, lei- 
tende Gesichtspunkte für die 
Ausübung von Gewalt. Men- 
schenrechte sind der Be- 
schluß der Staatsmacht, sich 
für den Menschen zuständig 
zu machen: Alles, was ein 
Mensch macht oder will, ist 
von der Entscheidung und 
(bedingten) Zustimmung des 
Souveräns abhängig. Die In- 
anspruchnahme des Men- 
schen gerät sehr absolut und 
total. Jede Betätigung und 
vor ihr die Voraussetzung — 
das Leben - hat die Grund- 
lage in der politischen Macht, 
alles ist genehmigungsbe- 
dürftig und hat seine Gren- 
zen dort, wo die Macht sie 
setzt. Von den Anliegen, die 
Menschen haben mögen oder 
auch nicht, bleibt nichts aus- 
gelassen: Leben (Art. 2), Frei- 
heit (Art. 5), Privatleben (Art. 
8), Wohnung (Art. 8), Fami- 
lie (Art. 8 bzw. 12), Religion 
(Art. 9), Versammlungen und 
Vereine (Art. 11), Meinung 
(Art. 10). Es gibt nichts, 
worüber nicht die politische 
Macht zu entscheiden hat. 
Geschützt ist von den ein- 
schlägigen Paragraphen zu- 
vörderst der Staat. Jeder Ar- 
tikel unterstellt, daß von ei- 
ner Interessensidentität zwi- 
schen Staat und Bürger kei- 
ne Rede sein kann, daß die 
Menschen von sich aus kei- 
nen Grund haben, ihr Leben, 
ihre Meinung, ihre Betäti- 
gungen mit den staatlichen 
Gesichtspunkten in Überein- 
stimmung zu bringen —- und 
jeder Paragraph läßt keine 
Zweifel daran, wer sich zu re- 
lativieren hat. Man kann sich 
die Logik auch ohne den 
Text der Paragraphen, ohne 
die Einteilung in Ober- und 
durchdenken: 


Wenn alles von einer Bewil- 


Unterhaus 


ligung abhängt, dann muß 
der Bewilliger auch die abso- 
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lute Instanz sein, sonst wird 
sein Recht „lächerlich”. Auch 
ohne nähere Untersuchung 
ist klar, daß der Mißbrauch 
der Rechte und Freiheiten 
gegeben ist, wenn der 
Mensch sich gegen den Staat 
wendet. 

Wenn die politische Ge- 
walt das erste und unver- 
zichtbare Lebensmittel ist, 
einfach weil sie die Bedin- 
gung ist, ohne die der Günst- 
ling der Menschenrechte 
nicht existieren kann — weil 
erst der Staat den Menschen 
zum existenzberechtigten 
Menschen macht - dann ist 
der Schutz des Staates das, 
was der Mensch am nötigsten 
braucht. Wenn der Mensch 
ohne Staat aufgeschmissen 
ist, ist die Existenz des Ge- 
währers und Ermöglichers 
oberste Priorität, dann muß 
der Staat vor Beeinträchti- 
gungen von Seiten des Men- 
schen bewahrt werden. Das 
hat diese Konvention in allen 
ihren Artikeln vorgesehen. 
Der Mißbrauch jeder Er- 
laubnis beginnt, wenn der 
Mensch gegen den Staat vor- 
gehen will - er vergreift sich 
da quasi an seiner eigenen 
Existenzbedingung. 


Die Menschenrechte 
kodifizieren die 
Klassengesellschaft 

Der Grund für den Wandel 
zum menschenberechtigten 
Bürger liegt in einer Sache, 
die in den Artikeln der 
EMRK nicht erwähnt wird: 
Voraussetzung ist eine Pro- 
duktionsweise, in der sich 
der Mensch lohnt. Was den 
bürgerlichen Staat, der die 
Grundrechte festschreibt, 
zum bürgerlichen Staat 
macht, ist sein Einsatz für 
die kapitalistische Produk- 
tionsweise. In dieser Pro- 
duktionsweise steht der 
Mensch im Mittelpunkt: Sei- 
ne Benützung schafft Reich- 


Context XXI 
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tum. Es ist für den Staat 
nützlich, die Bedingungen 
menschlicher Existenz zu 
kodifizieren, deswegen ist 
der moderne Mensch ge- 
setzlich geschützt; es gibt ein 
positives Interesse am Men- 
schen und seinem Leben. 
Dieses positive Interesse 
drückt sich weniger in einer 
Hilfe bei Schwierigkeiten 
aus, nicht in Lebensmitteln 
und Wohnungen, sondern 
gilt seiner Brauchbarkeit, ge- 
bietet also Beaufsichtigung. 
Die bedingte Zulassung von 
Tätigkeiten und Interessen 
erklärt sich nicht aus einer 
staatliche „Liberalität” — we- 
nigstens solange der Mensch 
unauffällig ordentlich lebt, 
solange er den Staat respek- 
tiert, solange hat er seine 
Ruhe - sondern umgekehrt: 
Weil sicher ist, daß der 
Mensch sich nützlich ma- 
chen muß, ob er will oder 
nicht. Diese Nützlichkeit 
liegt an einigen Sachzwän- 
gen, die darüber entschei- 
den, was aus dem Leben 
jenseits der Rechtsprinzipi- 
en wird. 

Diese Sachzwänge erge- 
ben sich aus den Lebensmit- 
teln: Wer sein Recht auf Le- 
ben ausüben will, kommt um 
das Geld nicht herum, alle 
Lebensmittel sind Waren mit 
einem Preis. Für die Geld- 
versorgung — das Menschen- 
recht auf Geld wurde aus 
dem ursprünglichen Entwurf 
der EMRK wieder gestrichen 
- gibt es die bekannten Ele- 
mentarformen: Geld arbeiten 
lassen oder selbst arbeiten. 
Egal wie, jeder beteiligt sich 
dadurch an der Geldver- 
mehrung, am kapitalistischen 
Wachstum, am Steigern des 
Bruttosozialprodukts, am 
Steueraufkommen etc. Die 
Freiheit besteht darin, diesem 
Sachzwang nach eigenem 
Gutdünken nachzukommen 


und illegale Wege des Gel- 
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derwerbs zu unterlassen. Ob 
und wie man Gelegenheit da- 
zu hat, das liegt in der Frei- 
heit anderer — genannt „die 
Wirtschaft” — das geht den 
Staat nichts an. 


Die Menschenrechte 
auf der Welt 
Dort, wo der Mensch weni- 
ger nützlich ist, schaut die 
„Rücksichtnahme” anders 
aus. Bill Clinton hat sich 
beim Volk von Guatemala 
entschuldigt, dafür, daß dort 
mit Unterstützung der USA 
„Menschenrechtsverletzun- 
gen” gröberen Kalibers be- 
gangen wurden: Massaker 
der Streitkräfte an der Land- 
bevölkerung und an allen, die 
dort irgendwie links sind 
bzw. waren. Das Widerliche 
an solchen Vergangenheits- 
bewältigungen besteht darin: 
Im nachhinein, wenn der 
Terror erfolgreich war, wenn 
Ruhe und Ordnung wieder 
gegeben ist, wenn das Er- 
gebnis der Gemetzel vorliegt, 
wird durch die Entschuldi- 
gung so getan, als seien die 
Gemetzel eigentlich über- 
flüssige Übergriffe gewesen, 
als stünden sie in Gegensatz 
zu dem, was der Staat in Gu- 
atemala mit US-Hilfe zu er- 
ledigen hätte. Der guatemal- 
tekische Staatsterror hat, wie 
auch in Argentinien und Chi- 
le, erfolgreich die Vorausset- 
zungen für die Rückkehr zur 
Demokratie geschaffen. Die 
Menschenrechte leben in die- 
sen Ländern von der Erinne- 
rung an die letzte Militärdik- 
tatur, indem die Bauern, die 
Intellektuellen und die Ar- 
beiterbewegung es nicht zu 
bunt treiben mögen mit An- 
sprüchen und Forderungen. 
Massaker, Folterungen, 
Vertreibungen sind an der 
Tagesordnung, begangen von 
Unterzeichnern der UN- 
Menschenrechtsdeklaration. 
Der Grund für diese Um- 


gangsformen liegt nicht an 
einer anderen Stellung zu 
den Menschenrechten, son- 
dern in der Skepsis des Staa- 
tes in Guatemala gegenüber 
den dortigen Menschen. Sie 
sind nicht automatisch nütz- 
lich in allem, was sie tun. 
Dort existiert kein erfolgrei- 
cher, flächendeckender Ka- 
pitalismus auf Basis der 
menschlichen Arbeitskraft — 
und der Kapitalismus, den es 
dort gibt, ist ein Angriff auf 
die Lebensbedingungen der 
Leute: Lebensmittel werden 
zur Ware mit einem Preis, 
aber die Arbeitskraft ist nicht 
gefragt. Es gedeiht Hunger 
und Elend, und da wird der 
Staat kritisch - er hält jeden, 
der nicht in Freiheit hungert 
und verhungert, für einen 
potentieller Störfaktor. Wer 
dort anständig leben will, 
wer überleben will, muß mit 
ziemlicher Sicherheit gegen 
die Ordnung antreten - egal 
ob als krimineller oder als 
politischer Störenfried. Die 
UNO selbst hat auf ihren 
Konferenzen hochoffiziell ei- 
nen Teil der menschen- 
rechtsberechtigten Mensch- 
heit für überflüssig erklärt. 
Es gibt etliche hundert Mil- 
lionen, für die ist amtlich 
kein Platz auf der Welt bzw. 
in der Weltwirtschaftsord- 
nung. Der überflüssige, der 
unnütze Mensch ist ein Pro- 
blem - und deswegen wer- 
den mit Unterstützung aus 
den USA und Europa jede 
Menge Menschen verletzt. 
Hierzulande wäre das Hin- 
metzeln von ein paar tausend 
Leuten, das Verwüsten eini- 
ger Landstriche in jeder Hin- 
sicht kontraproduktiv — der 
Staat würde sich ins eigene 
Fleisch schneiden, weil die 
Leute funktionieren, wie sie 
sollen. Das ist nicht selbst- 
verständlich: 

„Bis in die 70er Jahre hin- 
ein gab es keinen wirklichen 


Hunger in Mexico. Wir hat- 


ten eine chaotische 
Ernährungslage und manch- 
mal eine Lebensmittel- 


knappheit. Aber die meisten 
Mexikaner hatten genug zu 
essen und wir hatten ein so- 
ziales Netz für Bedürftige. 
1982 begann unsere Regie- 
rung, das System, das wir als 
Erbe der ersten sozialen Re- 
volution in diesem Jahrhun- 
dert hatten, zu demontieren, 
damit das Land mit den glo- 
balen Strömungen mithalten 
könne. ... Laut NAFTA soll 
die mexikanische Landwirt- 
schaft in 15 Jahren völlig glo- 
balisiert sein. Um dieses Ziel 
zu erreichen stellte die Re- 
gierung alle Fördermaßnah- 
men für die kleinbäuerliche 
Produktion oder Subventio- 
nen für die Rohstoffe ein. 
Präsident Zedillo ist sehr 
stolz auf die Entwicklung der 
Wirtschaftsindikatoren, die 
vollkommen den neuen in- 
ternationalen Standards ent- 
sprechen. Er scheint nicht 
über die Tatsache besorgt zu 
sein, daß zwei Drittel der 
Mexikaner unter der Ar- 
mutsgrenze leben und daß 
die Hälfte der Bevölkerung 
nicht ein Minimum ihres Be- 
darfs an Nahrung decken 
kann. Mit der Zeit, so glaubt 
er, wird der Markt alle unse- 
re Krankheiten heilen. 1991 
erklärte Carlos Hank: ‘Es ist 
meine Aufgabe als Landwirt- 
schaftsminister, zehn Millio- 
nen Kleinbauern von ihren 
Feldern wegzubringen.’ “Was 
wollen Sie mit ihnen ma- 
chen?’, fragte ein Journalist. 
‘Das fällt nicht in meinen 
Verantwortungsbereich’, lau- 
Die 
Kleinbauern, die vorher ihre 


tete die Antwort. ... 


eigenen Nahrungsmittel pro- 
duziert haben und eventuelle 
Überschüsse verkauft haben, 
haben keinen Platz in der 
Weltwirtschaft.” (Der Stan- 
dard 5./6.1.99) | 
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Menschenrechte 
setzen sich durch 


Internationaler Menschenrechtsschutz und die EMRK 


„Alle Menschen sind 
frei und gleich an 
Würde und Rechten 
geboren..." - Art. I der 
Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte. 


voN DORIS SCHIPFER* 


*) Doris Schipfer studiert Jus 
in Wien und ist Aktivistin von 
Amnesty International. 
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D: große Bedeutung die- 
ser zwar nur program- 
matischen Absichtserklärung 
liegt darin, daß dadurch die 
Menschenrechte erstmals in- 
ternational definiert wurden. 
Das war 1948, der Beginn des 
internationalen Menschen- 
rechtsschutzes durch die Ver- 
einten Nationen. Hintergrund 
dieses Revolutionsaktes waren 
die Greueltaten der vorange- 
gangenen Weltkriege und der 
Wille der Staatengemein- 
schaft, zusammenzuwirken, 
damit solch Furchtbares nie 
wieder passiert, indem sie 
sich zu Frieden, Demokratie 
und Menschenrechten ver- 
pflichtete. Den Anspruch, daß 
Menschenrechte verbindlich 
und durchsetzbar sein sollen, 
konnte aber erst die Europäi- 
sche Menschenrechtskonven- 
tion (EMRK) des Europara- 
tes erfüllen. Sie garantiert dem 
Individuum Menschenrechte, 
die es am Europäischen Ge- 
richtshof für Menschenrech- 
te (EGMR) auf internationaler 
Ebene gegen den Staat durch- 
Durch die 
Schaffung dieses internatio- 


setzen kann. 


nalen Organs unterwerfen 
sich die Nationalstaaten einem 
einheitlichen Menschen- 
rechtsstandard und der Kont- 
rolle und den Befugnissen des 
EGMR. 

Für den einzelnen Men- 
schen hat die Konvention be- 
sondere Bedeutung wegen des 
Individualbeschwerdeverfah- 


rens, aufgrund dessen eine 


Person ihren Staat wegen ei- 
ner Verletzung der EMRK kla- 
gen kann. Die Neuerung die- 
ses Rechtsschutzes ist, daß 
Einzelpersonen aus einem völ- 
kerrechtlichen Vertrag indivi- 
duelle Rechte erwachsen und 
die Entscheidung des EGMR 
für den belangten Staat bin- 
dend wirkt. 

Die EMRK bietet somit für 
Europa ein für die Vertrags- 
staaten verbindliches, für den 
einzelnen Menschen durch- 
setzbares Rechtsschutzsystem. 
Sie legt klar subjektiv öffent- 
liche Rechte als Abwehrrechte 
gegen den Staat fest. 

Österreich ist der EMRK 
1958 beigetreten. Ebenso ist 
diese Bestandteil der Verfas- 
sung, was zu folgender Kon- 
sequenz führt: Für Gesetzge- 
bung und Vollziehung ist die 
EMRK Maßstab wie andere 
Verfassungsbestimmungen. 
Erachtet man sich in einem 
EMRK-Recht verletzt, wel- 
ches in Verfassungsrang steht, 
kann man sich wegen Verlet- 
zung eines verfassungsgesetz- 
lich gewährleisteten Rechts an 
den Verfassungsgerichtshof 
(VfGH) wenden. Diese ver- 
fassungsgesetzlich gewährlei- 
steten Rechte, auch Grund- 
rechte genannt, beinhalten ei- 
nerseits EMRK-Normen an- 
dererseits auch Normen aus 
anderen Rechtsquellen wie 
z.B. dem Staatsgrundgesetz. 
Eine weitere Unterscheidung 
ist der Anwendungsbereich, 
wobei zwischen Staatsbürger- 
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rechten und Jedermannsrech- 
ten unterschieden wird. Viele 
Grundrechte stehen unter ei- 
nem Gesetzesvorbehalt, das 
heißt: der Staat darf durch 
Gesetz in das Grundrecht ein- 
greifen. Man unterscheidet 
formellen und materiellen Ge- 
setzesvorbehalt. Bei ersterem 
darf jedes Gesetz in das 
Grundrecht eingreifen, es 
muß nur verhältnismäßig sein. 
Ein solches Grundrecht ist 
z.B. das Recht auf Eigentum. 
Grundrechte mit materiellem 
Gesetzesvorbehalt erlauben 
hingegen nur Eingriffe unter 
bestimmten Voraussetzungen, 
aus Gründen, die im Gesetz 
aufgezählt sind, wie sie in ei- 
ner demokratischen Gesell- 
schaft notwendig wären, oder 
wegen Gefahr für die öffent- 
liche Ordnung. Letzere sind 
vor allem EMRK-Rechte, 
deshalb sind EMRK-Rechte 
für den Einzelnen meist gün- 
stiger. Sie sehen weniger staat- 
liche Eingriffsmöglichkeiten 
vor. Die Entwicklung der 
Grundrechte geht von der 
Idee der Schaffung von 
Freiräumen des Einzelnen ge- 
genüber der Staatsgewalt aus. 
Während im 19.Jahrhundert 
Grundrechte primär als Ab- 
wehrrechte gegen den Staat 
gesehen wurden, zB. Schutz 
gegen Eingriff in das Eigen- 
tum, gilt heute die Ansicht, 
daß sie auch eine Schutzpf- 
licht des Staates begründen. 
Der Gedanke hinter dieser 
Konzeptentwicklung ist: Der 
Staat darf nicht nur nicht in 
die individuellen Freiräume 
der Bürger eingreifen, son- 
dern er muß vielmehr Maß- 
nahmen setzen, damit dieses 
Recht auch ausgeübt werden 
kann, bzw. die Ausübung an 
sich schützen. 

Anhand des Beispiels Ver- 
eins- und Versammlungsfrei- 
heit bedeutet das: Eine De- 
monstration darf, mit dem Ar- 
gument es bestünde eine „Ge- 
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fahr für öffentliche Sicher- 
heit”, nicht untersagt werden, 
nur weil eine Gegendemon- 
stration angekündigt wurde. 
Genauso wenig darf eine nicht 
angemeldete Demonstration 
aufgelöst werden. 

Meiner Meinung nach 
wurden die österreichischen 
Grundrechte durch die 
EMRK-Rechte bereichert, sie 
sind moderner und strenger, 
aufgrund des materiellen Ge- 
setzesvorbehaltes und der 
staatlichen Schutzpflicht oft 
auch die günstigere Norm für 
den Einzelnen. 

Im Folgenden möchte ich 
nun auf zwei der elementar- 
sten Menschenrechte näher 
eingehen und dabei auch die 
Meinung nach Judikatur von 
VfGH und EGMR miteinbe- 
ziehen, was für die Konkreti- 
sierung des Normengehaltes 
wichtig ist. Art. 2 EMRK nor- 
miert das Recht auf Leben. 
Die Einschränkungen des 
Abs.2 stellen keinen materiel- 
len Gesetzesvorbehalt dar, be- 
dingen also kein Recht, einzu- 
greifen. So spricht der EGMR 
im Fall McCann versus UK 
zur Auslegung des Art. 2 fol- 
gendes aus: „Liest man den 
gesamten Text des Artikels, so 
zeigt sich, daß Abs. 2 nicht 
primär Fälle definiert , in de- 
nen die absichtliche Tötung 
erlaubt ist, sondern bloß Fälle 
zulässiger Gewaltanwendung, 
die den Verlust menschlichen 
Lebens als unbeabsichtigte 
Auswirkung zur Folge haben 
können.” Bei den drei taxativ 
aufgezählten Handlungen geht 
die Judikatur von einem stren- 
gen Prüfungsmaßstab aus. Das 
Handeln des staatlichen Or- 
gans muß rechtmäßig sein, die 
Polizei muß sich z.B. an das 
Waffengebrauchsgesetz hal- 
ten. Zusätzlich unterliegt die 
Handlung einer strengen Prü- 
fung des Verhältnismäßig- 
keitsgebotes. Auch wird aus 
Art. 2 eine positive Schutzpf- 
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licht des Staates abgeleitet. Die 
Freiheit des Menschen ist es- 
sentielles Element der demo- 
kratischen Gesellschaft. Die 
Frage, wie die größtmögliche 
Freiheit des Einzelnen in der 
Gemeinschaft erreichbar ist, 
beantworten viele Philoso- 
phen, indem der individuellen 
Freiheit Schranken gesetzt 
werden. Jeder darf seine Frei- 
heit so weit ausüben, bis er 
nicht die Freiheit des anderen 
einschränkt. Umgelegt auf den 
Rechtsstaat bedeutet das: Ge- 
setze schränken die Freiheit 
des Einzelnen ein, garantieren 
ihm aber gleichzeitig einen 
Freiraum. Das Gegenteil wä- 
re das Recht des Stärkeren 
und die Willkür des Staates. 
Die österreichischen Strafge- 
setze schen Haftstrafen für be- 
stimmte Delikte vor. Wird je- 
mand wegen eines solchen 
Delikts rechtmäßig verurteilt, 
wird in die persönliche Frei- 
heit eingegriffen. Als Konse- 
quenz sieht deshalb Art.5 
Abs.2 EMRK bestimmte Tat- 
bestände als Ausnahmen vor, 
ansonsten würde das gesamte 
Strafrechtssystem dem Recht 
auf Freiheit widersprechen. 

In der Demokratie ist die 
Staatsgewalt in mehrfacher 
Hinsicht an die Menschen- 
rechte gebunden. Sie ver- 
pflichten teilweise zur nähe- 
ren Konkretisierung durch das 
Gesetz, die Vollziehung darf 
nur aufgrund des Gesetzes er- 
folgen. Zusätzlich ist der Staat 
verpflichtet, die Einhaltung 
der Menschenrechte im Ver- 
hältnis der Bürger unterein- 
ander und ein effizientes 
Rechtsschutzsystem zu ge- 
währleisten. 

Seit über 50 Jahren gibt es 
einen internationalen Men- 
schenrechtsschutz. Was sind 
die politischen und gesell- 
schaftlichen Auswirkungen 
oder wie haben diese Kon- 
ventionen die Menschen- 
rechte realisiert? Im Völker- 


recht gibt es den Grundsatz 
der Nichteinmischung in in- 
nere Angelegenheiten, was in 
der Vergangenheit zur Folge 
hatte, daß sich der Staat bei 
Kritik anderer Staaten an sy- 
stematischen Menschen- 
rechtsverletzungen regelmäßig 
darauf berief. Als Reaktion 
darauf entwickelte sich im 
Völkergewohnheitsrecht der 
Begriff der Humanitären In- 
tervention. Diese sieht die 
Zulässigkeit des Eingriffs in in- 
nere Angelegenheiten zugun- 
sten grundlegender Men- 
schenrechte unter bestimmten 
Voraussetzungen vor. Eine 
nicht zu unterschätzende Aus- 
wirkung der Konventionen ist 
die Bildung von Menschen- 
rechtsbewußtsein in der Öf- 
fentlichkeit und damit ver- 
bunden die Entwicklung eines 
weltweites Netzes von NGOs. 
Eine große, internationale, re- 
gierungs-und politisch unab- 
hängige NGO wurde 1961 ge- 
gründet — Amnesty Interna- 
tional. Seit der Gründung 
durch einen englischen Anwalt 
fordert Amnesty von Staaten 
die Einhaltung fundamentaler 
Menschenrechte, prangert 
Folter, Todesstrafe und Ver- 
schwindenlassen von Men- 
schen an und setzt sich für ein 
faires Verfahren, die Freilas- 
sung von Gewissensgefange- 
nen und die Abschaffung der 
Todesstrafe ein. Die letze For- 
derung geht über die interna- 


Suzeliileif 
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tionalen Bestimmungen hin- 
aus. Der Vollzug der Todes- 
strafe ist in den USA gesetz- 
lich erlaubt, dennoch wird sie 
deshalb international kritisiert. 
Frei nach dem Motto: „die 
USA tun zwar nichts, was ge- 
setzlich verboten ist, aber et- 
was moralisch, menschlich 
Verbotenes” wird auf Staaten 
Druck hinsichtlich der Fort- 
entwicklung der Menschen- 
rechte ausgeübt. Amnesty In- 
ternational zeigt seit Jahren: 
Menschenrechte lassen sich 
durchsetzen, nicht nur vor in- 
ternationalen Gerichten, son- 
dern auch durch öffentlichen 
Druck 
Durch Veröffentlichung von 


auf Regierungen. 


Menschenrechtsverletzungen, 
Kritik an den Verantwortli- 
chen und die Mitarbeit als Ex- 
pertInnen bei der Konzeption 
von neuen Verträgen setzen 
NGOs neue Standards zur 
Fortentwicklung des interna- 
tionalen Menschenschen- 
rechtsschutzes. 

Die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte war eine 
revolutionäre Idee und die 
EMRK ihre verbindliche Um- 
setzung. Über 50 Jahre danach 
muß man, mit Blick auf die 
Institutionalisierung eines In- 
ternationalen Strafgerichtsho- 
fes und die Formulierung ei- 
ner EU-Grundrechtecharta, 
sagen, daß sich die Idee des 
Menschenrechtsschutzes in- 
ternational durchsetzt. | 
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MELTRIETCH: I 


Die zweite Botschaft des Islam 


Eine Menschenrechts- und Sozialismuskonzeption aus dem Sudan 


Die Ideen des 1985 
hingerichteten linksis- 
lamischen Reformers 
Mahmud Muhammad 
Taha werden nach sei- 
nem Tod weit über 
den Sudan hinaus als 
fortschrittliche Gegen- 
these zu reaktionären 
Formen des islami- 
schen Integralismus 
gesehen. 

Interessant sind Tahas 
Positionen dabei ei- 
nerseits in Hinblick 
auf seine Sozialismus- 
Vorstellungen, ande- 
rerseits aber auch in 
einer islamischen 
Annäherung an natur- 
rechtliche Menschen- 
rechtskonzeptionen. 


VON THOMAS SCHMIDINGER 
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ie sudanesische Reform- 
bewegung der Republi- 
kanischen Brüder war bis zur 
Hinrichtung ihres religiös-po- 
litischen Führers sehr von der 
Persönlichkeit Mahmud Mu- 
hammad Taha geprägt. 
Geboren wurde „Ustad 
Mahmud“ nach eigener An- 
gabe 1909 oder 1911 in einer 
muslimischen Familie in Ru- 
fa’a, einer Stadt am Ostufer 
des Blauen Nil. „Die familiä- 
re Religiösitiät hat zweifellos 
den Werdegang Tahas nach- 
haltig beeinflußt.“! Taha 
kommt religiös wohl aus dem 
im Sudan weit verbreiteten 
Umfeld an Sufi-Bruderschaf- 
ten, eine Zugehörigkeit seiner 
Familie zu einer bestimmten 
tariga ist jedoch nicht be- 
kannt. Er selbst gehörte je- 
denfalls keiner der traditio- 
nellen Bruderschaften an. 
Taha, der an der Schule 
für Ingenieurswesen am Gor- 
don Memorial College in 
Khartoum studiert hatte, ar- 
beitete nach seinem Studien- 
abschluß 1936 als Wasser- 
bauingeneur für die sudane- 
sische Eisenbahngesellschaft 
in der „Eisenbahnerhaupt- 
stadt” Atbara. Die kommu- 
nistisch beeinflußte Atmos- 
phäre unter den Arbeitern 
und Eisenbahnern in Atbara 
dürfte Taha in seinen politi- 
schen Überlegungen nach- 
haltig beeinflußt haben. Ta- 
ha beschäftigte sich während 
seiner Zeit in Atbara mit Lo- 
gik und Philosophie, las 
Marx und Hegel und befaßte 
sich mit mathematischer Lo- 
gik. Gleichzeitig beschäftig- 
te sich Mahmud Taha aber 


auch mit Vertretern des tra- 
ditionellen, „islamischen Er- 
bes, unter denen al-Gazzali, 
Ibn al-Arabi und al-Hallag 
herausragen.“2 

Seit Tahas Zeit im Gor- 
don College engagierte sich 
Taha auch für die Unabhän- 
gigkeit des Sudan. Er kriti- 
sierte dabei die Kompromiß- 
bereitschaft der meisten In- 
tellektuellen des Sudan. 
Schließlich, da er weder wie 
die Umma-Partei für einen 
Sudan unter britischer Ober- 
aufsicht, 
Asiqga-Partei für eine admi- 


noch wie die 


nistrativ-politische Einheit 
mit Ägypten eintrat, schloss 
er sich keiner dieser Grup- 
pen an, sondern gründete 
1945 — zusammen mit eini- 
gen fortschrittlichen Intel- 
lektuellen - „die Republika- 
nische Partei (al-Hizb al- 
gumhuri), deren Vorsitz er 
übernahm. “3 

Die politischen Ziele der 
Republikanischen Partei be- 
standen v.a. in der Errichtung 
einer unabhängigen föderali- 
stischen Republik Sudan, in 
der ein demokratischer So- 
zialismus individuelle Freiheit 
und soziale Gerechtigkeit ga- 
rantieren sollten.4 Strategisch 
übten sich die Republikaner 
vor allem in Propaganda 
durch öffentliche Reden auf 
Plätzen, in Kaffeehäusern, 
Moscheen,..., sowie durch die 
Verteilung von Flugblättern. 
Schon früh kamen die Repu- 
blikaner dabei in Konflikt mit 
der britischen Kolonialver- 
waltung. Nach einer seiner 
Aktionen wurde Taha mit ei- 
nigen seiner Genossen im 


März 1946 wegen regie- 
rungsfeindlicher Propaganda 
verhaftet. Taha — der sich wei- 
gerte eine Garantie zu unter- 
schreiben, die ihn verpflich- 
tete, künftig auf politische 
Betätigung zu verzichten — 
wurde von einem britischen 
Standrichter zu einem Jahr 
Haft verurteilt, allerdings be- 
reits nach fünfzig Tagen wie- 
der entlassen. In der Haft hat- 
te sich Mahmud Taha als 
noch gefährlicher erwiesen als 
in Freiheit, da seine Haft nur 
die antibritische Stimmung 
im Lande anheizte. 

Im selben Jahr wanderte 
Mahmud Muhammad Taha 
jedoch wiederum für zwei 
Jahre hinter Gitter. Die Re- 
publikaner kämpften gegen 
ein neues britisches Gesetz, 
das nicht nur die traditionelle 
pharaonische Mädchenbe- 
schneidung verbot, sondern 
auch die ausführenden Frau- 
en unter Strafandrohung stell- 
te. Die Republikaner wende- 
ten sich zwar auch gegen die 
pharaonische Beschneidung, 
wollten deren Abschaffung 
aber nicht durch Strafe der 
betroffenen Frauen, sondern 
durch Aufklärung und Pro- 
paganda erreichen. Im briti- 
schen Gesetz sahen sie primär 
eine Möglichkeit, ein Land, 
das um seine Unabhängigkeit 
kämpft, international als rück- 
ständig zu diskreditieren. 

Im Kampf gegen dieses 
Gesetz rief Taha schließlich 
in einer Predigt zum Gihad 
gegen die Briten auf, worauf- 
hin die Bevölkerung zu Tau- 
senden zum Verwaltungszen- 
trum eines Distrikts ging, um 
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die Freilassung einer nach 
dem Gesetz verurteilten Frau 
zu fordern. Die britische Ko- 
lonialverwaltung reagierte mit 
Härte. „Unter der Anklage 
der Volksaufwieglung wurde 
Taha als Anführer der Revol- 
te mit der höchsten Strafe von 
zwei Jahren Haft und einem 
zusätzlichen Jahr polizeilicher 
Überwachung belegt.“+ 

Die Zeit dieses Gefängni- 
saufenthaltes sollte schließlich 
entscheidend für die Heraus- 
bildung von Tahas Islamver- 
ständnis werden. Während 
seiner Haftzeit und zweier 
weiterer Jahre freiwilliger 
Zurückgezogenheit unterzog 
sich Taha strengen sufisti- 
schen Praktiken des Fastens, 
Betens und Meditierens. Da- 
bei pflegte er ähnlich wie 
Ghandi in Indien eine Praxis, 
die einer Mischung aus poli- 
tischem Protest und religiö- 
ser Praxis nahekam und ein 
Zwischending aus Hunger- 
streik und Fasten glich. Tahas 
Anhängern gilt dies als Wen- 
depunkt ihrer Geschichte, in 
der Taha schließlich seine 
Konzeption von der zweiten 
Botschaft des Islam ent- 
wickelte. Die politischen Ak- 
tivitäten der Republikani- 
schen Partei ruhten während 
der Gefangenschaft Tahas 
und seiner freiwilligen Isola- 
tion, um danach umso akti- 
ver für die neu gewonnenen 
Erkenntnisse in aufkläreri- 
scher Propaganda in der Be- 
völkerung zu werben. 

Ab 1951 traten die Repu- 
blikanischen Brüder - ob- 
wohl sie sich immer noch als 
Republikanische Partei be- 
zeichneten - mit der neuen 
Botschaft des Islam an die 
Öffentlichkeit und bildeten 
von da an eine religiös-politi- 
sche Bruderschaft mit einem 
antilegalistischen und sich in 
vielem dem europäischen 
Humanismus annähernden 
Islamverständnis. 
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Nach der Unabhängigkeit 
des Sudan im Jahre 1956 be- 
teiligten sich die Republika- 
ner nie an Parlamentswahlen. 
Auch ihre Mitarbeit in der 
Kommission zur Erarbeitung 
einer permanenten Verfas- 
sung war nur von kurzer 
Dauer, „nachdem bereits in 
der ersten Sitzung der Kom- 
mission deutlich geworden 
war, daß die von Ansar und 
Hatmiya [den beiden tradi- 
tionalistischen Sufi-Bruder- 
schaften] dominierte Regie- 
rung Einfluß zu nehmen 
suchte.“ 

Die Republikaner kon- 
zentrierten sich auch in der 
Folge auf die Verbreitung ih- 
rer Ideen und lebten in Haus- 
gemeinschaften ihre Form des 
Islam, die sich stark an den 
Praktiken des traditionellen 
Sufismus im Sudan orientier- 
te, veranstalteten dikr - ritu- 
elle Gedenktänze - und „be- 
zogen spirituelle Poesie und 
hymnische Gesänge in ihre 
Methoden zur Verinnerli- 
chung von Inhalten der Leh- 
re und ihrer Bewegung ein.“® 

Den beiden Militärput- 
schen standen die Republika- 
ner nicht von Anfang an ab- 
lehnend gegenüber. „Schon 
den militärischen Umsturz 
General Abbuds am 17. No- 
vember 1958 hatten sie nicht 
generell verurteilt“7 - obwohl 
die Politik Abbuds schließ- 
lich den Vorstellungen der 
Republikaner völlig zuwie- 
derlief - und der Militär- 
putsch von Gafaar al-Numai- 
ri wurde von den Republika- 
nern sogar eher begrüßt. Mit 
dem Putsch der Freien Offi- 
ziere Gafaar al-Numairis ka- 
men schließlich politische 
Kräfte an die Macht, denen 
die Republikaner einen ge- 
sellschaftlichen Wandel zu- 
trauten. Der Putsch wirkte 
für die Republikaner aus zwei 
Gründen befreiend: Einer- 
seits war wenige Tage zuvor 


ein Attentatsversuch auf 
Mahmud Tata verübt wor- 
den, andererseits hatte die 
Mehrparteienregierung der 
zweiten demokratischen Pe- 
tiode mit dem Verbot der 
Kommunistischen Partei und 
der Einschränkung der Mei- 
nungs- und Glaubensfreiheit 
bereits den Weg zu einem 
konservativen Islam beschrit- 
ten, der gegen das Islamver- 
ständnis der Republikani- 
schen Brüder gewandt war. 
Ein erstes Verfahren gegen 
Taha wegen Glaubensabfall 
fand im November 1968 statt. 

Mit dem Numairi-Regime 
gab es in den ersten Jahren ei- 
nige Berührungspunkte. So- 
lange Numaiti sich auf einen 
arabischen Sozialismus berief 
und einen Teil seiner politi- 
schen Basis in der sudanesi- 
schen Linken sah, hatten die 
Republikanischen Brüder ei- 
ne relativ gute Ausgangsposi- 
tion. Da sich die Organisati- 
on nun auch offiziell als Re- 
publikanische Brüder be- 
zeichnete und nicht mehr als 
Partei betrachtete konnte sie 
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auch im Gegensatz zu ande- 
ren Parteien bestehen blei- 
ben. Jedoch „seit dem Loya- 
litätsverlust im linken Spek- 
trum, durch die Zerschlagung 
der Kommunistischen Partei 
1971, war zu beobachten, daß 
Numairi verstärkt auf den Is- 
lam als Mittel der Legitimati- 
on zurückgriff.“8 

Als Numairi sich schließ- 
lich in den frühen Achziger- 
jahren zunehmend den Mus- 
lim-Brüdern unter Hasan al- 
Turabi annäherte, wurden 
„small ideological and re- 
gional groups such as the 
communists, Nuba Moun- 
tain Group, Republican Bro- 
thers, and Ba’thists“® zum 
Ziel der Repression des Mi- 
litärregimes. 

Insbesondere die stärker 
ins Regime integrierten Mus- 
lim-Brüder arbeiteten auf die 
Ausschaltung ihrer reform-is- 
lamischen Rivalen hin, da sich 
die Republikanischen Brüder 
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gegen die geplanten Scharia- 
Gesetze Numairis wehrten. 
Dies hatte zur Folge, daß ei- 
nige Monate vor der „Sep- 
tember declaration the Repu- 
blican Brothers had fallen out 
of the regime’s favour and so- 
me of their leaders were jai- 
led, including Mahmud Mu- 
hammad Taha himself. They 
were released shortly before 
September 1983, only to be 
re-arrested when they prono- 
unced their opposition to the 
new laws. “10 

Nachdem am 29. April 
1984 ein Bombenflugzeug ei- 
nen Angriff auf Omdurman 
flog, nutzte Numairi die Ge- 
legenheit, den nationalen 
Ausnahmezustand auszuru- 
fen. In der Folge kam es zu 
einem rapiden Anstieg stand- 
rechtlicher Vollstreckungen 
von Schariats-Strafen. Die 
„unter dem Ausnahmezu- 
stand gebildeten Notstands- 
gerichte vollstreckten zwi- 
schen August 1984 und März 
1985 mehr als einhundert 
Amputationen wegen Dieb- 
stahlvergehens und tausende 
von Auspeitschungen wegen 
angeblicher Verstöße gegen 
das Alkoholverbot. “11 

In diesem Klima des Ter- 
rors, das die Endphase der 
Militärherrschaft Numairis 
begleitete, kam es zum zwei- 
ten Apostasie-Prozeß gegen 
Mahmud Muhammad Taha. 
Taha wurde am 18. Jänner 
1985 offiziell wegen erwie- 
sener Apostasie hingerichtet. 
In der Anklage war jedoch 
von Apostasie nur indirekt 
„die Rede gewesen; in der 
Urteilsbegründung wurden 
dann aber die religiösen 
Überzeugungen der Repu- 
blikanischen Brüder zur Be- 
gründung herangezogen, 
nicht jedoch die Delikte ge- 
gen den Staat, die ja de jure 
der eigentliche Grund für 
die Anklage hatten sein sol- 
len.“12 Das Verfahren gegen 


ihn strotzte somit auch nach 
damals gültigem sudanesi- 
schen Recht von Verfah- 
rensfehlern, Rechts- und 
Verfassungsbrüchen. Aber 
auch nachdem das Urteil 
nach einer Reihe von Rechts- 
beugungen gefaßt worden 
war, hätte es nach sudanesi- 
schem Recht nicht voll- 
streckt werden dürfen. Taha 
war nämlich keine tauba- 
Frist - in der er die Mög- 
lichkeit des Widerrufes ge- 
habt hätte - gewährt worden 
und der damals mindestens 
vierundsiebzig Jahre alte Ta- 
ha hätte nach sudanesischem 
Recht - das die Hinrichtung 
von über Siebzigjährigen auf 
jeden Fall untersagte - nie- 
mals tatsächlich exekutiert 
werden dürfen. 

Die Hinrichtung ihres re- 
ligiös-politischen Führers 
schwächte die Republikani- 
schen Brüder sehr, führte 
aber nicht zu ihrer Auflö- 
sung. Schließlich trug die 
Wut der Bevölkerung über 
die Hinrichtung des weit 
über den Kreis seiner enge- 
ren AnhängerInnen belieb- 
ten und bekannten, großen 
alten Mannes wesentlich 
zum baldigen Sturz Numai- 
ris bei. Die Rückkehr zum 
Mehrparteiensystem brachte 
jedoch nicht den Siegeszug 
der Republikanischen Brü- 
der mit sich, sondern eine 
Restauration der alten Par- 
teien, im Wesentlichen der 
den religiösen Bruderschaf- 
ten der Ansar nahestehen- 
den Umma-Partei und die 
dem Hatmiya-Orden nahe- 
stehende DUP. 

Mit dem von den Erzri- 
valen und Feinden der 
Republikanischen Brüder, 
den Muslim-Brüdern, un- 
terstützten Militärputsch 
vom 30. Juni 1989 kam es 
zu einer neuen Uhnter- 
drückungswelle gegen die 
verbliebenen Mitglieder der 


Context XXI 


Republikanischen Brüder. 
Die Organisation existiert 
zwar im Untergrund und im 
Exil zumindest partiell wei- 
ter, ihre reale Stärke im Su- 
dan ist aber kaum abzu- 
schätzen. 

Wesentlich bedeutender 
scheint der ideologische 
Einfluß zu sein, den die 
Schriften Tahas auf refor- 
morientierte MuslimInnen 
in der gesamten arabischen 
Welt haben dürften. Sein 
zentrales Werk „The Second 
Message of Islam“ erschien 
1987 sogar in einer engli- 
schen Übersetzung, die die 
Ideen Tahas auch nichtara- 
bischen Muslimen zugäng- 
lich macht. 

Wie die Muslim-Brüder 
ist für die Republikanischen 
Brüder der Islam nicht nur 
eine religiöse Vorstellung, 
sondern auch eine Grundla- 
ge für eine Gesellschafts- 
ordnung. Die Islamvorstel- 
lung Mahmud Muhammad 
Tahas orientiert sich aber im 
Gegensatz zu jenen der 
Muslim-Brüder Hasan al- 
Turabis nicht primär am of- 
fiziellen Schriftislam der ein- 
zelnen Rechtsschulen, son- 
dern eher an den sufisti- 
schen Traditionen des suda- 
nesischen Volksislam. 

Mit der Idee der zweiten 
Botschaft des Islam, schuf 
Taha eine originäre Islamin- 
terpretation, die aber über 
das bloße Verwischen von 
Gegensätzen zwischen 
Volks- und Schriftislam hin- 
ausgeht. „Die zentrale The- 
se Tahas, auf der seine For- 
derung nach einer Refor- 
mierung des islamischen 
Rechts basiert, besagt, daß 
Muhammad mit dem Koran 
gleich zwei Botschaften 
Gottes übermittelt habe, 
von denen die erste, in Me- 
dina geoffenbarte und aus 
konkreten und detailierten 
Gesetzesbestimmungen be- 
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stehend, speziell für die is- 
lamische Gemeinschaft des 
siebten Jahrhunderts ge- 
dacht und daher von zeitlich 
begrenzter Gültigkeit gewe- 
sen sei, während die zweite 
Botschaft, in Mekka ver- 
kündet, die grundlegenden 
Prinzipien der Religion (usul 
ad-din) beinhalte und als 
solche von ewigem Wert im 
Gegensatz zur ersten Bot- 
schaft heute noch maßgeb- 
lich sei.“ 13 

Tatsächlich ist zwischen 
den mekkanischen und den 
medinensischen Suren des 
Quran ein systematischer 
Unterschied zu erkennen 
auf den auch europäische 
OrientalistInnen immer wie- 
der aufmerksam gemacht 
haben. In Medina — wo Mu- 
hammad als Richter (gadi) 
tätig war — haben die Suren 
einen wesentlich stärkeren 
politischen und rechtlichen 
Charakter als in Mekka. Bei 
den mekkanischen Suren 
geht es eher um Mystik und 
grundlegende ethische Wer- 
te. Diese grundlegenden 
ethischen Werte sind nun 
für Taha die zweite Bot- 
schaft des Islam, die zeitlose 
Gültigkeit für sich bean- 
spruchen kann, während die 
konkreten rechtlichen Vor- 
gaben des siebten Jahrhun- 
derts heute ihre Gültigkeit 
auch dann verloren haben, 
wenn sie quranischen Ur- 
sprunges sind. 

Taha will stattdessen von 
den Prinzipien der Religion 
(usul ad-din) ein modernes, 
zeitgemäßes islamisches 
Recht neu herleiten. 

Die  Grundlegenden 
Prinzipien der Religion faßt 
Taha wie folgt zusammen: 

„Das grundlegende Prin- 
zip (al-asl) im Islam ist, daß 
jeder Mensch frei ist [...], 
denn die Freiheit ist ein 
natürliches Recht (haqg ta- 
bii) dem die Pflicht zum 


verantwortlichen Umgang 
mit der Freiheit (husn at-tas- 
arruf fi l-hurriya) entspricht. 

Das grundlegende Prin- 
zip im Islam ist Gemein- 
schaftlichkeit des Besitzes 
(suyu’al-mal) zwischen allen 
Menschen. 

Das grundlegende Prinzip 
im Islam ist vollkommene 
Gleichberechtigung (al- 
musawat at-tamma) zwischen 
Männern und Frauen. “14 

Mit diesen Positionen 
nähert sich Taha - ohne ex- 
plizit davon zu sprechen - 
den der europäischen Auf- 
klärung zugrundeliegenden 
Werten ebenso an, wie sozia- 
listischen Vorstellungen, die 
das Gemeineigentum beto- 
nen. Wenn er von der Freiheit 
als natürliches Recht spricht, 
so erinnern diese Argumente 
an die Naturrechtsdebatte der 
europäischen Aufklärung und 
an frühe Menschenrechts- 
konzeptionen. 
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Seine Sozialismusvorstel- 
lungen klingen oft etwas ne- 
bulös und basieren sicherlich 
nicht auf marxschem Ge- 
dankengut, sind aber teilwei- 
se von diesem beeinflußt und 
versuchen einen eigenen isla- 
mischen Sozialismus zu 
schaffen. 

Für Taha heißt Sozialis- 
mus, „that people share the 
wealth of the earth.“15 Kon- 
kret definiert Taha seinen 
„wissenschaftlichen Sozialis- 
mus“, den er von selbigem 
marxistischen Begriff unter- 
scheidet über zwei Prinzipien: 

„first increased production 
from such resources as mine- 
animal 


rals, agriculture, 
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Durch die unterschiedlichen Transkriptionsweisen werden die 
gleichen arabischen Begriffe in diesem Artikel teilweise unter- 
schiedlich geschrieben. In meinem Text habe ich nämlich, mit 
Ausnahme der Sonderzeichen, die in der deutschsprachigen Ori- 
entalistik üblichen Trankriptionsregeln der Deutschen Mor- 
genländischen Gesellschaft verwendet, während ich in wörtlichen 
Zitaten die darin verwendeten Transkriptionen belassen habe. 
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wealth and industry by me- 
ans of science, technology, 
and administration; and se- 
cond, equitable distribution 
involving the way that the mi- 
nimum limit is guaranteed to 
every citizen, including child- 
ren, old people, and the disa- 
bled, at a level sufficient to 
sustain dignified human exi- 
stence.“16 

Taha ist mit dieser Sozia- 
lismusdefinition weit davon 
entfernt, Wertproduktion 
und Eigentum an sich ab- 
schaffen zu wollen. Vielmehr 
will er eine Angleichung von 
Einkommen und Besitz, um 
in sich geschlossene Klassen 
zu verhindern: „The gap bet- 
ween maximum and mini- 
mum income must not be 
wide enough to create a hig- 
her class which refuses to 
marry from the lower-inco- 
me class. [...] No citizen 
should own anything indivi- 
dually except a house and 
surrounding garden, furni- 
ture, a car. The key here is 
that no one should be allo- 
wed to own anything that 
permits the exploitation of 
one citizens labor to increase 
the income of another.“ 17 

Der Gleichberechtigung 
der Frauen mißt er einen 
wichtigen Platz zu. Immerhin 
ist dies für ihn ein Grund- 
prinzip des Islam. „Bei Ehen 
zwischen Republikanischen 
Brüdern und Schwestern 
wird ein Vertrag unterzeich- 
net, der Polygamie ausschließt 
und der Frau das Recht auf 
Scheidung gibt.“ 18 

Gesetze dienten für ihn 
schließlich in der islamischen 
Umma des siebten Jahrhun- 
derts primär als Erziehungs- 
maßnahme für Menschen, die 
noch nicht den Entwick- 
lungsstand der gegenwärtigen 
Menschheit erreicht haben. 
In seinem Evolutionsmodell 
sind nun die Muslime fähig, 
die Grundprinzipien der Re- 


WELTLRENEH 


ligion ohne die strikten Ge- 
setze der islamischen Früh- 
zeit zu leben. Der Islam sollte 
nur noch durch friedliche 
Mission und aktives Vorleben 
einer islamischen Ethik ver- 
breitet werden. 

Auch in der persönlichen 
Religionsausübung geht Ta- 
ha - wie viele islamische My- 
stiker der verschiedensten 
Sufi-Orden — davon aus, daß 
Muslime, 
stimmten Grad an religiöser 


die einen be- 


und ethischer Entwicklung 
erreicht haben, nicht mehr 
unbedingt an die äußeren Ri- 
ten des Islam gebunden sind, 
sondern eine höhere Stufe 
der religiösen Praxis erreicht 
haben, in der nicht mehr die 
strikte Einhaltung von Ge- 
betszeiten oder des Fasten- 
monats von Wichtigkeit ist, 
sondern die individuelle oder 
gemeinschaftliche mystische 
Gotteserfahrung. 

Tahas Islamkonzeption ist 
also viel weniger an äußer- 
lich-formalisierte Religions- 
ausübung und an den Ge- 
setzesislam gebunden als die 
eines Hasan al-Turabi. Weil 
Taha dies aber islamisch be- 
gründet und an sich ein ge- 
nauso islamisch-integralisti- 
sches Weltbild vertritt wie 
Hasan al-Turabi, wurden die 
Thesen der Republikani- 
schen Brüder zu einem 
Hauptfeindbild der Muslim- 
Brüder und einer Reihe an- 
derer konservativer Muslime. 

Genau das könnte ihn 
aber langfristig zu einem be- 
deutenden Denker und 
Wegbereiter einer islami- 
schen Moderne machen, die 
sich aus ihren eigenen geis- 
tigen Ressourcen speisend 
den Problemen und Her- 
ausforderungen der Moder- 
ne auf eine weit zukunfts- 
weisendere Art stellen will, 
als dies reaktionäre Integra- 
listInnen wie Hasan al-Tura- 
bi je könnten. 
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Wer trifft die Entscheidungen? 


Ein Gespräch mit der feminstischen Ökonomin Mascha Madörin 


Die Proteste gegen den 
Finanzsektor interna- 
tionalisieren sich und 
nehmen zu. Zuletzt 
wurde auch in Wien 
die österreichische 
Gruppe von ATTAC 
vorgestellt. Wie stehen 

Sie persönlich zu einem 

Zusammenschluss wie 

ATTAC? 

Bei ATTAC-Schweiz war ich 
zum Teil dabei, aber ich hat- 
te ein hoffnungsloses Deja- 
Vu-Erlebnis, völlig jung- 
männerdominiert, es war wie 
in der 68er-Bewegung. Auch 
die Art und Weise, wie die 
Welt interpretiert wird, ein 
übergeordneter Sachzwang 
gesehen wird; ich bin stär- 
ker daran interessiert, wie 
überhaupt Institutionen ge- 
schaffen werden. Was ich 
bedauere, ist die sehr tradi- 
tionelle linke Sicht des Fi- 
nanzsektors, dass die ganze 
Frage der sozialen und Herr- 
schafts-Konstrukte, die hin- 
ter dem Funktionieren des 
Finanzsektors stecken, nicht 
thematisiert wird. Der Fi- 
nanzsektor wird als etwas 
Abstraktes, wo Finanzflüsse 
strömen, verstanden, und 
nicht als Ort, wo entschie- 
den wird, wo gearbeitet 
wird, wo männergebündelt 
wird. 

Die Frage reduziert sich 
also auf die Analyse der rie- 
sigen Finanzströme, die 
tatsächlich die Welt anders 
strukturieren, als wenn sie 
kleiner wären — das ist völ- 
lig klar. Trotzdem wird viel 
in der Analyse ausgelassen — 
ich habe also auch ein theo- 
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retisches Deja-Vu. Die Män- 
ner strömen zuhauf in diese 
Organisation, und das hat 
auch Gründe. Mit Identifi- 
kation, Feindvorstellungen, 
usw. 

Die ganze Frage — Frau- 
en und Finanzsektor - ist ei- 
ne riesige theoretische 
Lücke. Und ich denke nicht, 
dass ATTAC sehr hilfreich 
im Füllen dieser Analyse- 
Lücke sein wird. Was nicht 
heisst, dass ich nicht die par- 
tielle Berechtigung dieser 
Organisation anerkenne. Ich 
lehne keinen Punkt ab, den 
sie fordern, ich sage nur, es 
gebe noch andere interes- 
sante Fragen. 

Von Teilen der Linken 

werden die Finanzin- 

stitutionen als mächti- 

ge Einrichtungen dar- 

gestellt, die ungeheure 

Macht ausüben im glo- 

balen Kapitalismus. Ist 

das nicht eine verkürz- 

te, personalisierte Kri- 

tik, wenn sie sich nur 

an diesen Institutionen 
als „Agenten des Bö- 
sen” festmacht? Sind 
sie nicht einfach eine 
Notwendigkeit in der 
aktuellen kapitalisti- 
schen Formation? 

Da bin ich einverstanden. 
Ich bin auch der Meinung, 
dass die Weltbank nicht das 
Gleiche wie das Davoser Fo- 
rum ist, wo sich die Topma- 
nager der Multinationalen 
Wenn 
man sich die Agenda an- 
sieht, die da diskutiert wird, 
ist das viel umfassendere Ge- 
sellschaftspolitik. 


Konzerne treffen. 


Ich meine aber, dass es 
Formen von Kontrolle gibt, 
die auch für die Diskussion 
von Gegenstrategien interes- 
sieren müssen. Wie werden 
z.B. die Kosten von Krisen im 
Finanzsystem auf die Bevöl- 
kerung abgewälzt? — Da ist es 
ganz klar, dass IWF und 
Weltbank eine zentrale Insti- 
tution sind, um das zu tun. 

Was mir - als langjährige 
Beobachterin der internatio- 
nalen antikapitalistischen 
Kämpfe - auffällt, ist, wie 
stark diese auf staatliche In- 
stitutionen ausgerichtet sind. 
Ich habe da große Zweifel - 
wir müssen uns wirklich mal 
was anderes einfallen lassen. 
Die Forderung an den Staat 
und die Regulierung finde 
ich sehr wichtig, aber die 
Frage ist: Die reelle Macht, 
die multinationale Konzerne 
haben, liegt nicht bei IWF 
und Weltbank. IWF und 
Weltbank sind aber sozusa- 
gen Instrumente — so wie die 
patricharchale Ehe ein In- 
strument ist - um noch mehr 
aus den Menschen rauszu- 
kriegen. 

Aber liegt die Macht 

der Konzerne nicht 

einfach - aufgrund von 

Monopolisierungsten- 

denzen - in der Logik 

des Kapitalismus be- 
gründet, um Kapital- 
akkumulation und Pro- 
fit zu sichern? 
Ja klar. Aber: Wo werden 
wie Entscheidungen durch- 
gesetzt? Als institutionelle 
Ökonomin frage ich: Wie 
wird es gemacht, dass sich 
gewisse Dinge auch entspre- 


Anlässlich der Präsen- 
tation des von Birge 
Krondorfer und Carina 
Mostböck herausgege- 
benen Buches „Frauen 
und Ökonomie: Geld 
essen Kritik auf" hielt 
Mascha Madörin ei- 
nen Vortrag in Wien. 
Die Schweizer Ökono- 
min beschäftigt sich 
seit vielen Jahren mit 
Entwicklungsökono- 
mie und feministischer 
Ökonomietheorie. Der- 
zeit arbeitet sie zu ge- 
schlechtsspezifischen 
Auswirkungen von 
Budgets. 


von BETTINA HAIDINGER 
UND JUTTA SOMMERBAUER* 


*) Bettina Haidinger studiert 
Volkswirtschaftslehre, Jutta 
Sommerbauer Politikwissen- 
schaft. Beide leben in Wien. 
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chend durchsetzen? Wie or- 
ganisiert es eine Gesellschaft, 
dass Frauen immer das Ge- 
schirr abwaschen? Wie wird 
organisiert, dass Finanzkri- 
sen nicht von Banken ausge- 
fressen werden? Da ist für 
mich dann schon die Frage, 
welche Rolle spielen Institu- 
tionen: Es ist ja ein Mix zwi- 
schen demokratischen Ent- 
scheidungen und positivem 
Willen von Konzernen. 

Eine andere Frage, die die 
österreichische und Schwei- 
zer Regierung anders trifft als 
z.B. die US-Regierung, ist, 
dass diese beiden Regierun- 
gen als Institutionen äußerst 
beschränkt sind. Sie können 
ein bisschen mehr organisie- 
ren, sodass die Bevölkerung 
für die Konzerne ein bisschen 
billiger wird, Stichwort Null- 
defizit, alles andere können 
sie nicht. Aber eine US-Re- 
gierung, ein IWF, eine Welt- 
bank können das. Von der in- 
stitutionellen Ökonomie muss 
gesehen werden, wo Ent- 
scheidungszentren sind. Und 
die gibt es, ohne Zweifel. 

Stichwort Neoliberalis- 
mus und Geschlechterver- 
hältnis: Wenn es nun von 
staatlicher Seite zu einem 
Abbau von Sozialleistungen 
kommt, werden diese größ- 
tenteils Frauen als unbezahl- 
te Betreuungsarbeit aufge- 
bürdet. Gleichzeitig findet 
seit längerem eine zuneh- 
mende Integration von Frau- 
en in den Arbeitsmarkt statt, 


wenn auch an den Rändern; 
der „männliche Ernährer” 
kann immer weniger voraus- 
gesetzt werden. 

Aufbürdung und Inte- 

gration - ist das (k)ein 

Widerspruch? 

Im Fordismus und Wohl- 
fahrtsstaat - dem sozialde- 
mokratischen Projekt der 
Nachkriegszeit im Nord- 
westen; im Süden gab es ja 
schon immer Formen des 
Neoliberalismus! - wurde 
säuberlich getrennt zwischen 
dem sog. Ökonomischen und 
dem Politischen und Sozia- 
len; dies wurde auch von der 
Wirtschaft anerkannt. Neoli- 
beralismus heißt nichts ande- 
res, als das Projekt der öko- 
nomischen Entscheidungen 
auch auf andere Bereiche aus- 
zudehnen. Die linke Wohl- 
fahrtsstaats-Debatte wird so 
geführt, als ob die unbezahlte 
Arbeit, die ein großer Teil der 
Care Economy ist, kein we- 
sentlicher Punkt wäre. 

Aus feministischer Sicht 
können wir aber heute sagen: 
Es gibt zwei Wirtschaftssek- 
toren, den Sektor der bezahl- 
ten und den der unbezahlten 
Arbeit. In der Schweiz etwa 
sind 7% dieser Arbeitsstun- 
den ehrenamtliche Arbeit 
und Nachbarschaftshilfe, al- 
so unbezahlte Arbeit außer- 
halb des Haushalts, und 93% 
Arbeit im Haushalt. 

Der Begriff Care Eco- 
nomy - im Unterschied zur 
Subsistenzökonomie, wie sie 
die Bielefelderinnen definiert 
haben — geht davon aus, dass 
alle Menschen zeitweilig ab- 
hängig sind und die Sorge 
um diese Menschen ein zen- 
traler Bestandteil des Le- 
bensstandards ist. Care wird 
zu einem Großteil als unbe- 
zahlte Arbeit geleistet — größ- 
tenteils von Frauen - und zu 
einem anderen wichtigen Teil 
vom Staat - auch vorwiegend 
von Frauen — und zu gewis- 


sen Teil in der Privatwirt- 
schaft - ebenfalls von Frau- 
en. Für eine Neoliberalismus- 
Debatte wäre zu analysieren: 
Was passiert da in der Care 
Economy? 

Es passiert nämlich etwas 
Elementares mit dem Le- 
bensstandard von Frauen und 
Männern. Insofern ist das gar 
nicht so ein großer Wider- 
spruch: Nach einer EU-Um- 
frage sind etwa 60% der er- 
werbstätigen Frauen, die voll- 
und teilzeitbeschäftigt sind, 
also nicht in prekären Ar- 
beitsverhältnissen stehen, zu 
mehr als der Hälfte für die Fi- 
nanzierung des Haushalts zu- 
ständig. Wir müssen den 
Haushalt, wie auch den Staat 
und Teile der Privatwirt- 
schaft, als einen Ort der Pro- 
duktion von Care analysieren. 
Ich brauche Geld, um über- 
haupt unbezahlt arbeiten, die 
Wohnung bezahlen und Roh- 
stoffe einkaufen zu können, 
um zu kochen zu können. 
Ökonomisch gesehen verdie- 
ne ich die Betriebskosten, da- 
mit ich dann als Hausfrau 
tätig werden kann. 

Was die Frage des Neoli- 
beralismus betrifft: Wieviele 
ökonomische Ressourcen 
werden aus der Care Eco- 
nomy in andere Sektoren ab- 
gezogen und wie betrifft es 
Frauen? Die Care Economy 
halte ich für eine ganz zen- 
trale ökonomische Kategorie, 
um überhaupt zu verstehen, 
was Neoliberalismus für 
Frauen bedeutet. Und zwar 
aus dem ganz einfachen 
Grund, weil Frauen vor al- 
lem dort — bezahlt und un- 
bezahlt - tätig sind und qua- 
si the last ressort sind für alle 
Menschen, die in die Krise 
geraten. Diese ökonomische 
Funktion analysiert die Lin- 
ke nicht. 

Ich behaupte, dass das 
große ökonomische Problem 
heute ist, dass irre Ressour- 
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cen aus der Care Economy 
abgezogen werden. D.h. kon- 
kret: Die Arbeitsbelastung 
von Frauen steigt, sie arbei- 
ten mehr und werden mehr 
erwerbstätig und gleichzeitig 
müssen sie auch die unbe- 
zahlte Arbeit leisten. 
Welche Verortung hat 
die Kategorie „Care 
Economy” in der tradi- 
tionellen Ökonomie? 
Es gibt keine Verortung. Es 
gibt nur den Ernährerlohn. 
Die traditionelle Ökonomie 
fragt nur: Wieviel Geld brau- 
chen Menschen, damit sie le- 
ben können? In der feminis- 
tischen Ökonomie wird die 
unbezahlte Arbeit als Öko- 
nomie mitgedacht. Und in 
der neoliberalen: Ein Teil des- 
sen, was der Wirtschaftswis- 
senschafter Gary Becker 
macht, ist, die alten fordisti- 
schen Grenzen - das Öko- 
nomische und das Außerö- 
konomische - zu durchbre- 
chen. Meiner Meinung nach 
ist die feministische Ökono- 
mie die einzige Gegentheorie, 
die die alten Schwächen der 
Linken auflöst. Also: Was ist 
eigentlich die gesamtgesell- 
schaftliche Ökonomie? 
Es ist jedoch schwierig, 
die Care Economy in 
den Bereich, mit dem 
sich die traditionelle 
Ökonomie beschäftigt, 
kategorisch und auch 
logisch einzuführen und 
Verbindungen herzu- 
stellen ... 
Das stimmt ja. Das ist ja das 
Problem der Ökonomie! Dass 
sie eigentlich Kategorien hat, 
die andere ökonomische Fra- 
gen verdrängen! Meine Her- 
angehensweise ist: Ich kann 
ökonomische Fragen an jede 
Realität stellen. Ich kann Fra- 
gen nach Tauschverhältnissen 
stellen, oder mich fragen: Wer 
verfügt über die ökonomische 
Infrastruktur oder die ökono- 
mischen Bedingungen einer 
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Partei?! Feministische Öko- 
nomie heißt, dass ich ökono- 
mische Fragen an das soge- 
nannte „Unökonomische” 
stelle und kulturelle, soziolo- 
gische und ethnologische Fra- 
gen an das sogenannte „Öko- 
nomische”, an den Wirt- 
schaftssektor. Diese Grenzen 
müssen aufgebrochen und 
ökonomische Fragen in ver- 
schiedenen sozialen Zusam- 
menhängen gesehen werden. 
Natürlich, die ökonomi- 
sche Logik im Haushalt ist 
nicht dieselbe wie in einer 
Bank. Aber es ist auch eine 
ökonomische Logik, es gibt 
auch ein ökonomisches Kal- 
kül, ein anderes. Das ist ja ge- 
rade interessant zu sehen: die 
Unterschiede zwischen ver- 
schiedenen Produktionsorten, 
Produktionsverhältnissen — 
und wie sie miteinander ver- 
knüpft sind. Neoliberalismus 
und Globalisierung heißt 
eben auch, dass diese Ver- 
knüpfung sich ändert. Mich 
interessiert, wie über Men- 
schen Kontrolle organisiert 
wird, also z.B. über Frauen 
im Haushalt. Oder im Sozial- 
bereich: z.B. „Arbeit statt 
Fürsorge”; dass Leute plötz- 
lich irgendwelche Arbeiten 
leisten müssen, kollektive, öf- 
fentliche Arbeiten, zu einem 
Preis, der keiner ist, usw. 
Was genau sind die öko- 
nomischen Ressourcen 
der Care Economy? 
Zeit, Raum, Kapital. 
Kapital: Was heißt das 
in diesem Zusammen- 
hang? 
Kapital ist Geld, das mir Ver- 
fügungsgewalt gibt über 
schon vorhandene ökonomi- 
sche Ressourcen. 
..das ich im Produk- 
tionsprozess einsetze, 
um daraus mehr Geld 
zu machen. 
Aber der andere Aspekt ist, 
dass ich für jede Art von 
Tätigkeit, auch für unbezahl- 


te Arbeit, Räume, Rohstoffe, 
Zeit — also ökonomische Res- 


sourcen — brauche. Es ist ei- 
gentlich der Gebrauchswert 
des Kapitals, den ich brauche. 
In einer stark monetarisierten 
Gesellschaft ist es das Geld. 
Ein existenzsicherndes Mini- 
maleinkommen ist ja nur das 
Geld, das ich brauche, um 
überhaupt unbezahlt arbeiten 
Ökonomisch 
muss man diese Dinge unter- 
scheiden: Was wird bezahlt, 
die Arbeit oder die Bedin- 
gungen zur Arbeit? 


zu können. 


Marx hat gewusst, dass es 
Produktionsmittel braucht 
und „Kapital” heisst, dass ich 
Geld habe und die anderen 
zwingen kann, aus diesem 
Geld mehr zu machen, indem 
sie für mich produzieren. Al- 
le anderen aber brauchen 
auch Produktionsmittel, um 
das Leben produzieren zu 
können. Der Fehler der Lin- 
ken war, zu meinen, dass ich 
nur produziere, wenn ich die 
Produktionsmühlen des Ka- 
pitalisten bediene. Aber die 
Frage des physischen Kapi- 
tals stellt sich an jedem Ort 
und bei allen Menschen. 

Es gibt die Tendenz der 

Ökonomisierung von 

Betreuungsarbeit, die in 

den USA schon weiter 

fortgeschritten ist. Was 
sind die Gründe dafür? 
In den USA sind Frauen mit 
kleinen Kindern in den letz- 
ten 10-15 Jahren massenweise 
in den Erwerbsarbeitsmarkt 
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hineingegangen. Zum Teil, 
weil die Reallöhne auf Zeit 
umgerechnet enorm gesun- 
ken sind; die unbezahlte Zeit 
in der Familie, über die die 
Männer Macht ausgeübt ha- 
ben, ist also sehr viel kürzer 
geworden. Das beschreibt 
Ariel Russell Hochschild in 
ihrem Beitrag „Bei der Arbeit 
zu Hause” (Boudry u.a. 2000) 
sehr glänzend: Dass eigent- 
lich die Arbeit, damit die Fa- 
milie funktionieren kann, gar 
nicht mehr geleistet werden 
kann; dass Familien überfor- 
dert sind von sozialem Stress. 
Was zunehmend kommt, ist, 
dass in großem Maßstab pri- 
vate Unternehmen mit sehr 
schlechtbezahltem Personal 
diese Dienstleistungen anbie- 
ten. Soviel ich weiß, gibt es 
eine 25-Milliarden-Dollar-In- 
dustrie nur fürs Haustiere- 
Versorgen! 

In feministischen Artı- 

keln, die sich mit inter- 

nationaler Arbeitstei- 

lung beschäftigen, wird 

in letzter Zeit oft eine 


neue Form des persön- 
lichen Abhängigkeits- 
verhältnisses zwischen 
Frauen hervorgehoben: 
„Die Herrin und ihre 
Magd” (Brigitte Young) 
— weiße, erwerbstätige 
Mittelschichtsfrauen in 
den Zentren, die Be- 
treuungsarbeit auf ille- 
galisierte Migrantinnen 
abgeben können; dies 
sei ein Ausdruck der 
neuen globalen Arbeit- 
steilung. Wie stehen Sie 
dazu? 
Ich bin der Meinung, dass 
das nur eine minimale Teil- 
analyse ist. Der große Trend 
wird dahin gehen, dass ich 
meinen Schlüssel in einem 
Unternehmen abgebe, ein 
Putzunternehmen, oder ein 
„Geburtstagsunternehmen”, 
das mir alles für eine Party 
bereitstellt. Das sind sehr 
schlechte Erwerbsarbeits- 
plätze, die aber in Unterneh- 
men zusammengefasst sind. 
Es stellt sich auch die Frage 
für die Frauenbewegung, 
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weshalb sie diesen Typus von 
Arbeit nicht in Kooperativen 
organisiert; es gibt eine Hau- 
sangestelltengewerkschaft in 
Südafrika, die Regeln aufge- 
stellt hat, wie die Arbeitsbe- 
dingungen sein sollen. Wes- 
halb wird von seiten der 
Frauenbewegung nicht ge- 
fordert, dass diese Arbeits- 
verhältnisse standardisiert 
werden? 

Wozu arbeiten Sie ak- 

tuell? 

Im Moment arbeite ich zu 
Gesundheitsökonomie. Da 
gibt es zwei Messverfahren, 
die miteinander gekoppelt 
werden müssen: Die Mes- 
sverfahren der Schulmedizin, 
was Gesundheit und Krank- 
heit sei, und die Messverfah- 
ren der Ökonomie, was Effi- 
zienz sei. Heute wird in Indi- 
katoren gemessen. Managing 
by Account wird zunehmend 
zu einer Regierungstechnik; 
vorherrschend sind nicht 
mehr bürokratische Vor- 
schriften, sondern es wird ge- 
fragt, welche Indikatoren ent- 
scheidend sind. Ich denke, 
das ist eine neue Herrschafts- 
technik. 

In der Schweiz gibt es jetzt 
die Bewegung „Engendering 
Budgets” - Budgets ge- 
schlechtsspezifisch zu analy- 
sieren. D.h. einer Regierung 
wird aufgezwungen über In- 
dikatoren, die in einem Bud- 
get für Frauen relevant sind, 
Rechenschaft abzulegen. Der 
Kampf läuft heute wesentlich 
über Definitionsmacht, über 
Indikatoren. Und nicht mehr 
über Gesetzesparagraphen — 
also um Gesetzesparagraphen 
wird auch gekämpft, aber es 
wird auch wesentlich über In- 
dikatoren gekämpft. Ein 
Nulldefizit ist auch ein Indi- 
kator, es kommt eben darauf 
an, ob Sie ein 3%-, 4%- oder 
ein 0%-Defizit haben. Das 
hat einen riesigen Einfluss, 
auch in Österreich. 
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UNGEMEIN BEREICHERND 


Bildung der Elite 


Über die Funktionalisierung der Wissenschaft für Staats- und Geldmacht 


ehrende und Lernende 
eklagen Studienge- 
bühren, Mittelkürzungen, Re- 
glementierungen, Studien- 
zeitverkürzungen, vermehr- 
ten Prüfungsdruck, usw. Und 
immer wieder begründen sie 
ihre Kritik nicht nur mit den 
offensichtlichen Konsequen- 
zen für ihre Tätigkeiten beim 
Lernen und Lehren. Sie 
brauchen regelmäßig noch 
zusätzlich den Verweis dar- 
auf, dass die Bildungspoliti- 
ker gegen Rechte verstoßen 
und Freiheiten beschneiden, 
die ihnen doch als Lehrende 
und Lernende zustehen wür- 
den. Die geplante „leistungs- 
orientierte Mittelvergabe“ in 
Forschung und Lehre ver- 
stoße - so läßt sich lesen — 
gegen die „Freiheit von For- 
schung und Lehre“. Denn 
Forschung und Lehre habe — 
wird das Prinzip der „lei- 
stungsorientierten Mittelver- 
gabe“ eingeführt - anderen 
Kriterien zu folgen als dem 
wissenschaftlichen Interesse 
der Hochschullehrer. Die 
Einführung von Studienge- 
bühren installiere einen „so- 
zialen Numerus Clausus“ 
und verstoße so massiv gegen 
das „Recht auf Bildung“, das 
doch jedermann und zwar 
unabhängig von seiner sozia- 
len Herkunft zustehe. 
Studierende lassen es also 
nicht dabei, ihr Interesse an 
der Erhaltung oder der Ver- 
besserung vorfindlicher Be- 
dingungen vorzutragen; son- 
dern betonen, dass ihre In- 
teressen in jeder Hinsicht be- 
rechtigte seien, dass sie den 
höchsten Prinzipien staatli- 
chen Bildungspolitik ent- 
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sprechen und deswegen vom 
Staat zu erfüllen seien. 

Recht haben sie darin, 
dass in der Tat im demokra- 
tischen Bildungswesen und 
Wissenschaftsbetrieb die 
„Freiheit von Forschung und 
Lehre“ und das „Recht auf 
Bildung“ gelten, dass es sich 
um Prinzipien handelt, nach 
denen der gesamte Wissen- 
schafts- und Bildungssektor 
organisiert ist. Unrecht ha- 
ben sie allerdings darin — und 
besonders die Studierenden 
-, wenn sie meinen, diese 
Rechte und Freiheiten gäbe 
es ihretwegen; dass die Rech- 
te der Studierenden deswe- 
gen schon Rechte für die Stu- 
dierenden seien. Weder ist et- 
wa mit dem „Recht auf Bil- 
dung“ einem jeden Bürger 
die freie geistige Entwicklung 
versprochen; noch formuliert 
es ein staatliches Interesse, 
unterschiedliche Bildungs- 
voraussetzungen zu egalisie- 
ren. Aber was noch viel wich- 
tiger ist: Dies verdankt sich 
nicht etwa verfehlter staatli- 
cher Bildungspolitik — wie 
Studierende vielfach bekla- 
gen, wenn sie mehr Geld for- 
dern oder sich über Ge- 
bühren beschweren, die sie 
zahlen sollen. 

Im folgenden will ich 1. 
exemplarisch zeigen, wie der 
Wissenschaftsbetrieb als 
Dienstleistungsunternehmen 
für Staat und Kapital fun- 
giert; und 2., dass die Frei- 
heiten und Rechte zu den 
Funktionsprinzipien eines 
solchen bürgerlichen Wis- 
senschaftsbetriebs dazu 
gehören; also nichts mit dem 
zu tun haben, was sich Leh- 


rende und Lernende unter 
ihnen vorstellen, wenn sie im 
Namen dieser Freiheiten und 
Rechte ihre Bedürfnisse beim 
Staat einklagen. 


I. Die Freiheit der 
Wissenschaft - eine 
Herrschaftstechnik 
Freiheiten, handele es sich 
um die Meinungsfreiheit, die 
Glaubensfreiheit oder auch 
die Freiheit von Forschung 
und Lehre, sind - so haben 
wir gelernt - hohe Güter und 
Schmuckstücke der Demo- 
kratie. Wem angesichts von 
Arbeitslosigkeit, Sparpolitik, 
AKWs oder Kriegsbeteili- 
gung partout kein Grund zur 
Verteidigung der Demokra- 
tie entfällt, greift zurück auf 
diese Freiheiten. Die hat es 
nämlich im Faschismus nicht 
gegeben, heißt dann der letz- 
te Rettungsanker. Dabei zeigt 
schon dieser angestrengte 
Vergleich, dass das uneinge- 
schränkte Lob der Freiheiten 
ziemlich verfehlt ist. Nicht 
nur, weil es ohnehin nur als 
relatives Lob daherkommt — 
es soll für die Demokratie 
sprechen, dass sie sich vom 
Faschismus unterscheidet! - 
‚sondern vor allem, weil es 
Maß nimmt an staatlichen 
Erlaubnissen. Dass der de- 
mokratische Staat seinen Bür- 
gern etwas gewährt, was sein 
Vorgänger nicht oder nur be- 
grenzt zugelassen hat, dafür 
wird er Gründe haben, die es 
vor dem Halleluja allerdings 
erst einmal zu prüfen gilt. 
Welche das sind, läßt sich am 
besten ermitteln, wenn man 
die Kehrseite der dem priva- 
ten Handeln eingeräumten 


Lehrende und Lernen- 
de mischen sich in die 
laufende Universitäts- 
Reform ein - leider 
zumeist falsch. 
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Freiheiten betrachtet. Wer 
sagt: „Ihr dürft dies und 
das!“, sagt zugleich immer: 
„Aber jenes und solches 
dürft ihr nicht!“ Mit der 
staatlichen Definition von 
Freiheiten und Bürgerrech- 
ten steht zugleich fest, was als 
Mißbrauch gilt und verboten 
ist. Die staatliche Erlaubnis 
ist also die Festlegung der 
Bürger auf einen Spielraum 
funktionellen Handelns. So 
erklärt der Hüter der Mei- 
nungsfreiheit etwa: Ihr dürft 
Eure Meinung frei sagen! 
Aber ich erlaube Euch nicht 
so ohne weiteres, dafür zu 
sorgen, dass Eure Meinung 
eine praktische Anerkennung 
erfährt. Was von Euren Mei- 
nungen dann berücksichtigt 
wird und was nicht, ent- 
scheide ich! Wer nicht 
berücksichtigt wird, soll sich 
nicht grämen, sondern froh 
sein, dass er überhaupt ....’ 
So ist der Bürger als kriti- 
scher Demokrat gefragt, darf 
sich in die Politik einmischen 
und wird zugleich auf kon- 
struktive, also staatskonfor- 
me Kritik festgelegt - auf die 
er sich dann auch noch ganz 
viel einbilden darf. 

Bei der Freiheit von For- 
schung und Lehre ist es nicht 
anders. Auch hier ist das 
Funktionelle an der staatli- 
chen Gewährung von Frei- 
heiten zu untersuchen. 


1. Das Prinzip der 
Wissenschaftsfreiheit 

Die Hochschulen sind Ein- 
richtungen des Staates. Er 
steht für sie ein, bezahlt die 
anfallenden Sach- und Per- 
Den Hoch- 
schullehrern garantiert er ei- 


sonalkosten. 


nen sorgenfreien Lebensun- 
terhalt. So können sie - und 
das sollen sie gerade — Wis- 
sen produzieren und vermit- 
teln, ohne sich ständig jene 
Geldsorgen machen zu müs- 
sen, mit denen sich die Mehr- 
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heit der Bevölkerung herum- 
schlägt. Das ist ihr Privileg. 
D.h. sie müssen sich deswe- 
gen auch mit dem Inhalt ih- 
rer (Kopf-) Arbeit nicht dem 
Geldgeber andienen. Der er- 
preßt sie nicht mit Geldnot, 
damit sie ihm wohlgefällig 
denken und forschen, wie 
das unter feudaler Herrschaft 
der Fall war. Die Wissen- 
schaftler setzt der Staat nicht 
nur von den Nöten der Er- 
werbsarbeit frei, sondern 
auch von staatlichen Wei- 
sungen beim Nachdenken. 
Er schreibt nicht den Inhalt 
oder gar das Ergebnis der 
Forschung vor, sondern über- 
läßt beides den Professoral- 
hirnen, erklärt allein sie dafür 
zuständig. Wissenschaftler 
sollen ganz ihrem For- 
schungsinteresse und der Lo- 
gik des Denkens folgen, ihre 
Forschung voran bringen 
und so das Wissen ganz all- 
gemein und — zunächst ein- 
mal — ganz ohne jeden be- 
stimmten staatlich er- 
wünschten Anwendungszu- 
sammenhang entwickeln. 
Wissen mehren, lautet dieser 
erste, sehr abstrakte Staats- 
auftrag, der in der Freiheit 
der Forschung eingeschlos- 
sen ist. Er verweist darauf, 
dass der „moderne Staat“ 
Wissen als Mittel seiner 
Macht gebraucht. Nur weil 
es ihm auf wirkliches Wissen 
ankommt, setzt er den Wis- 
senschaftsprozeß von all den 
zeitlichen, materiellen und 
sonstigen Zwängen frei, die 
das Erwerbsleben auszeich- 
nen. Nach Vorschrift, unter 
Zeitdiktat oder Finanzdruck 
lassen sich im übrigen — das 
liegt in der Natur dieser Sa- 
che - neue wissenschaftliche 
Erkenntnisse auch gar nicht 
produzieren. 

Wenn um die Wissen- 
schaft eine Art Zaun mit 
staatlicher Freiheitsgarantie 
errichtet wird, dann bedeutet 


dies umgekehrt, dass außer- 
halb dieser Sphäre des Gei- 
stes, also in Politik und Öko- 
nomie nicht das systematisch 
produzierte Wissen die 
Zwecke der Menschen be- 
stimmt. Der staatlich fürs sy- 
stematische Nachdenken 
über Natur und Gesellschaft 
freigesetzte Stand kommt bei 
ihrer Gestaltung nicht zum 
Zug, d.h. den Wissenschaf- 
ten wird mit der theoreti- 
schen Reflexion nicht zu- 
gleich die praktische Bestim- 
mung gesellschaftlicher An- 
liegen überantwortet. Öko- 
nomie und Familie, Justiz 
und Kultur, Schule und Fern- 
sehen werden nicht nach Ein- 
sicht, d.h. nach Abklärung al- 
ler Argumente, sondern ge- 
trennt von der Wissenschaft 
nach Interessen regiert, die 
sich keiner wissenschaftlichen 
Prüfung unterwerfen müssen, 
denn sie sind bekanntlich mit 
Macht ausgestattet. So mel- 
den denn beide gesellschaft- 
lichen Bereiche, Staats- und 
Geldmacht, steigenden Be- 
darf an wissenschaftlicher Er- 
kenntnis an, aber eben nur als 
Mittel für ihre feststehenden 
Ziele. Es läßt sich bekannt- 
lich keine Partei von ihren 
politischen Anliegen durch 
die Erwähnung neuster Er- 
kenntnisse oder einiger guter 
Argumente abbringen. Wis- 
senschaft darf und soll zwar 
Staatsorgane beraten, d.h. 
ihrem politisch beschlossenen 
Interesse passende Argumen- 
te liefern; weswegen sich be- 
kanntlich jede Partei ihre 
Wissenschaftler sucht und sie 
auch findet, die dann ihre po- 
litischen Anliegen - nicht et- 
wa objektiv prüfen, sondern 
— stützen. Aber von der Ein- 
mischung in die politischen 
Zwecksetzungen, von einer 
auf praktische Änderung 
dringenden Kritik sind die 
Produzenten der Erkenntnis 
ausgeschlossen. 
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Gerade dadurch, dass die 
Wissenschaft von jeder be- 
sonderen, staatlich bestimm- 
ten Zwecksetzung frei ist, er- 
füllt sie ihre Aufgabe, als all- 
gemeines geistiges Dienstlei- 
stungsunternehmen Erkennt- 
nisse zur produzieren, die 
dann für Zwecke und Anlie- 
gen zur Verfügung stehen, die 
selbst der wissenschaftlichen 
Reflexion entzogen sind. So 
schafft sie einen Fundus an 
Wissen, aus dem sich Staat 
und kapitalistische Ökonomie 
nach ihren Interessen bedie- 
nen. Die sichten in ihren ei- 
genen Etablissements die Re- 
sultate und wenden an, was 
ihnen nützt, lassen sich aber 
von der Wissenschaft nicht 
ihre Zwecke vorschreiben. So 
ist denn mit der staatlichen 
Einrichtung der Freiheit der 
Wissenschaft ihre - notwen- 
dig - affirmative Funktion in- 
stitutionalisiert. 

Innerhalb der Wissen- 
schaft(-sethik) gilt diese Ent- 
haltsamkeit in Sachen Ein- 
mischung geradezu als Tu- 
gendbeweis und besitzt den 
Charakter einer Vorschrift: 
Wertfrei muss Wissenschaft 
sein, wenn sie anerkannt sein 
will, lautet sie. Und gemeint 
ist mit diesem Wertfreiheits- 
postulat nichts anderes als 
das Verbot, aus der Funktio- 
nalisierung im staatlichen 
Geistesghetto auszubrechen 
und aus wissenschaftlicher 
Erkenntnis heraus gesell- 
schaftliche Zusammenhänge 
bestimmen zu wollen. Die ge- 
hen den Wissenschaftler 
nichts an; und folglich gilt es 
als Mißbrauch der Freiheit 
der Forschung, wenn For- 
scher zur Einmischung auf- 
rufen — besonders natürlich, 
wenn sie auf unerwünschten 
Ratschlägen auch noch insi- 
stieren. Frei von jeder Ein- 
mischung ins pralle gesell- 
schaftliche Leben hat die 
Forschung zu sein, eben 


Context XXI 


UNGEMEIN BEREICHERND 


wertfrei, lautet die Dienstan- 
weisung, die mit der staatli- 
chen gewährten Forschungs- 
freiheit formuliert ist. 
Wissenschaft, die für je- 
des staatlich anerkannte In- 
teresse dienstbar sein soll, 
muß deshalb - gerade im Be- 
reich der Geisteswissen- 
schaften - pluralistisch ver- 
faßt sein. Denn jedes Gedan- 
kengebäude bezieht seine 
Geltung nicht aus seiner 
Stimmigkeit, sondern aus sei- 
ner potentiellen Brauchbar- 
keit für praktische oder ideo- 
logische Zwecke. Pluralismus 
ist folglich kein Wert im Gei- 
stesleben, sondern ein funk- 
tionelles Erfordernis seiner 
Knechtsstellung — mit der die 
Grenzen des Pluralismus im 
übrigen klar markiert sind. 
Die Freiheit der Forschung 
schließt damit in den Gei- 
die 
Gleichgültigkeit gegenüber 
dem Wahrheitsgehalt des Ge- 
dachten mit Notwendigkeit 
ein. Anders gesagt: Wo der 
staatliche Auftrag an die For- 
schung gänzlich abstrakt und 
ohne inhaltliche Vorgaben al- 
lein der Entwicklung von 
Wissen gilt, da kann folglich 
alles Gedachte die gleiche 
Geltung beanspruchen. Wo 


steswissenschaften 


jeder Wissenschaftler nur sei- 
nem subjektiven Gedanken 
folgen soll, da gilt sein Resul- 
tat etwas und zwar völlig un- 
abhängig von seinem Wahr- 
heitsgehalt gleich dem Ge- 
danken des Kollegen, der 
sich demselben Gegenstand 
wissenschaftlich zugewandt 
hat und dabei zu völlig ande- 
ren oder sogar zu entgegen- 
gesetzten Resultaten gelangt 
ist. Und so etwas gilt als Gü- 
tezeichen der Wissenschaft! 


2. Die Grenzen der 
Wissenschaftsfreiheit ... 

... , die in der staatlich ge- 
währten und eingerichteten 
Freiheit eingeschlossen sind, 
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liegen damit auf der Hand. 
Es sind zwei Abteilungen des 
Mißbrauchs der Freiheit, die 
den staatlichen Verwalter der 
Wissenschaftsproduktion 
stören. Wer als Wissen- 
schaftler Front macht gegen 
den Pluralismus, wer auf der 
Wahrheit seiner Erkenntnis- 
se beharrt - und zwar solan- 
ge wie sie nicht widerlegt 
sind -, wer sich also dem 
Prinzip der Gleichgültigkeit 
gegenüber dem Gehalt des 
selbst und von anderen Ge- 
dachten nicht anschließt, der 
ist in den Geisteswissen- 
schaften des Dogmatismus 
überführt und muß - im 
harmlosesten Fall — nicht 
ernst genommen werden. 
Und wenn ein Wissenschaft- 
ler dies gar mit dem An- 
spruch verbindet, aus seinen 
Erkenntnissen würden ganz 
bestimmte praktische Kon- 
sequenzen folgen, die es ge- 
gen die herrschende Realität 
durchzusetzen gelte, zumal 
die nur das „schlechte Argu- 
ment“ des mit Macht ausge- 
statteten und rücksichtslosen 
Interesses auf ihrer Seite hät- 
te, wer also als Wissenschaft- 
ler gültige gesellschaftliche 
Zwecke in Frage stellt, der 
hat gegen das Postulat der 
Wertfreiheit verstoßen. Der 
Spielraum dessen, was zum 
erlaubten Pluralismus gehört 
oder in ihm noch geduldet 
wird, fällt je nach politischer 
Konjunktur enger oder wei- 
ter aus. Und ob gegen „Ra- 
dikale im Staatsdienst“ Be- 
rufsverbote verhängt, Ab- 
mahnungen ausgesprochen 
oder sie anderweitig um jede 
Wirkung gebracht werden, 
hängt gleichfalls davon ab, 
für wie ärgerlich die uner- 
laubte Einmischung des Wis- 
senschaftlers in Zwecke gilt, 
die ihn praktisch nichts an- 
gehen dürfen, obwohl er sich 
ständig theoretisch mit ihnen 
zu befassen hat.! 


Wer dagegen umgekehrt 
die Disziplinierung von Wis- 
senschaftlern für Mißbrauch 
der Freiheit hält und in der 
heute üblichen Auftragsfor- 
schung, dem Drittmitteldik- 
tat oder in den von Groß- 
konzernen gesponserten 
Lehrstühlen das Ende der 
Forschungsfreiheit erblickt, 
liegt gänzlich falsch. Der stellt 
das Dienstverhältnis auf den 
Kopf und hält die im Uni- 
versitätsbetrieb gewährte 
Freiheit glatt für einen Dienst 
des Staates an der Wissen- 
schaft und ihren Repräsen- 
tanten. Wer anprangert, dass 
sich der Wissenschaft zuneh- 
mend ein außerwissenschaft- 
liches Interesse bemächtigt, 
liegt zwar richtig in der Fest- 
stellung der Instrumentali- 
sierung des Geisteslebens. 
Falsch liegt er jedoch darin, 
dass er dies für einen neuen 
Trend hält, ihn am heutigen 
Stand von Auftragsforschung 
festmacht2 und gegen alte 
Gepflogenheiten hält. Denn 
um nichts anderes als um ei- 
ne solche Instrumentalisie- 
rung der Resultate der Wis- 
für Geld- und 
Staatsmacht ging und geht es 
bei der staatlichen Einrich- 


senschaft 


tung dieser gesonderten 
Sphäre namens Universität. 
An eine Verhinderung des 
Zugriffs von Nutznießern auf 
die Wissensproduktion ist 
wirklich nicht gedacht. Viel- 
mehr ist auf diese Weise um- 
gekehrt die Wissenschaft 
vom Eingriff in gesellschaft- 
liche Zwecke ausgeschlossen. 
Wen also allein dieser unmit- 
telbare Zugriff etwa in Ge- 
stalt der Auftragsforschung 
stört, der hat den Witz an 
Form und Zweck kapitalisti- 
scher Wissensproduktion ver- 
paßt. Für ihn wäre das Ver- 
hältnis von Wissenschaft und 
kapitalistischer Gesellschaft 
schon ziemlich in Ordnung, 
wenn sich die Auftraggeber 


aus der Alma mater zurück- 
ziehen, folglich erst nach Ab- 
schluß der Forschung in ei- 
genen Einrichtungen mit der 
Brauchbarkeitsprüfung be- 
ginnen würden. Wenn doch 
bloß in der Universität die 
eindeutigen Zwecke, denen 
Erkenntnisse so oder so 
dienstbar gemacht werden, 
nicht so aufdringlich präsent 
wären, könnte er glatt am 
schönen Schein eines freien, 
ganz eigenen und ziemlich 
wohltätigen Zwecken ver- 
pflichteten Geisteslebens fest- 
halten! 

Dass die potentiellen An- 
wender — Firmen, Branchen, 
staatliche Einrichtungen - in 
zunehmendem Maße ihr In- 
teresse an verwertbarem Wis- 
sen dort sehr konkret und fi- 
nanzkräftig? geltend machen, 
wo es produziert wird, kommt 
der Sparpolitik von Kultus- 
behörden zwar entgegen und 
stellt einen Anreiz für kost- 
spielige Forschung dar, be- 
gründet sich aber nicht allein 
aus ihr. Diese Übung, die Wis- 
senschaft gleich über den un- 
mittelbaren Zugriff auf ihre 
Quellen in den Dienst kon- 
kreter politischer und ökono- 
mischer Zwecke zu stellen, er- 
klärt sich zum einen daraus, 
dass vermehrt technologisches 
Wissen zu einem entscheiden- 
den Mittel der Konkurrenz 
von kapitalistischen Konzer- 
nen um Weltmarktanteile und 
von Nationalstaaten um bes- 
sere Ausstattung mit Sou- 
veränitätsmitteln, wie man sie 
jetzt im Kosovo-Krieg besich- 
tigen konnte, avanciert. Zum 
anderen bekommt die Funk- 
tionalisierung der staatlichen 
Forschungseinrichtungen per 
Auftragsforschung diese neue 
Dimension überhaupt nur 
deswegen, weil sich generell 
das Verhältnis von Grundla- 
genforschung zu unmittelbar 
verwendbarer, technologischer 
Forschung zu Gunsten letzte- 
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rer verschoben hat. Es gibt im 
Bereich der Naturwissen- 
schaften immer mehr ge- 
sichertes Wissen und folglich 
konzentriert sich Forschung 
von sich aus weniger auf 
„weiße Flecken“ als vielmehr 
auf Anwendungsfragen.* 

Fazit: Die Freiheit der 
Wissenschaft zu verteidigen, 
ist Sache des Staates. Es gibt 
keinen guten Grund, sich 
dieser Angelegenheit anzu- 
nehmen. Denn das Bemühen 
um richtige Erkenntnis von 
Gesellschaft, ihrer prakti- 
schen Umsetzung und um 
vernünftige Anwendung von 
Naturwissenschaft hat darin 
keinen Platz. Wer sich an den 
Ideologien der Gesellschafts- 
wissenschaft stört, wer ihren 
Pluralismus für eine geistige 
Zumutung hält und etwas da- 
gegen hat, dass mittels rich- 
tiger Naturerkenntnis heute 
Zerstörungswerke aller Art 
voran gebracht werden, 
kommt vielmehr um die Kri- 
tik der staatlich eingerichte- 
ten Freiheit der Wissenschaft 
nicht herum. 


Il. Das Recht auf Bildung 


1. Das Recht auf 
Bildung - ein staatliches 
Rekrutierungsinstrument 
Das Wissen, das diese abge- 
trennte Einrichtung Univer- 
sität hervorbringt, macht sie 
den gesellschaftlichen Insti- 
tutionen, die einen Bedarf an 
Wissen gemäß ihrer Interes- 
sen haben, dadurch zugäng- 
lich, dass sie Menschen in 
den Wissenschaften unter- 
richtet. Die nennen sich Stu- 
dierende. Dabei handelt es 
sich um Personen, die sich in 
der Wissenschaft nach meh- 
reren Jahren des Studiums 
nach Maßgabe der Ausbil- 
dungsordnungen auskennen. 
Von diesen mit Wissen- 
schaft befaßten Menschen 
braucht es in dieser Gesell- 
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schaft - und das wird trotz 
der bzw. wegen der Klage 
„Akademiker- 


schwemme“ immer noch 


über die 


deutlich - relativ wenige. Die 
Uni mag eine Massenuni ge- 
worden sein. Dennoch 
kommt der größte Teil des 
Nachwuchses nicht in den 
Genuß dieser wissenschaftli- 
chen, also höheren Ausbil- 
dung.(70%) Das weiß jeder 
Student, wenn er sich einmal 
überlegt, welche Schulkame- 
raden er seit der Grundschu- 
le abgehängt hat, wieviel von 
denen in der Hauptschule 
verblieben, auf die Realschu- 
le abgewandert sind oder 
zwischendurch auf dem 
Gymnasium das Handtuch 
geschmissen haben. 
Festzuhalten ist also ein 
weiterer wenig ansprechen- 
der Befund: Die Universität 
ist eine Einrichtung, in der 
systematisch für den Fort- 
schritt der Wissenschaft ge- 
sorgt wird. Und doch ist der 
größte Teil des Volkes von 
der Aneignung dieser Wis- 
senschaft ausgeschlossen. 
Wissenschaft ist also nicht 
dafür da, dass die Leute sie 
sich aneignen, dass sie wis- 
sender werden und auf der 
Grundlage der richtigen Er- 
kenntnis von Natur und Ge- 
sellschaft ihr Leben in die ei- 
genen Hände nehmen. An- 
ders gesagt: Das Wissen ist 
hier, im Kapitalismus, keine 
Bedingung der Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben für 
alle. Mit der Vermittlung von 
Wissen wird sparsam umge- 
gangen. Dass die Menschen 
über alles Wichtige wirklich 
Bescheid wissen müssen, ist 
nicht vorgesehen. Sie werden 
— so lautet der Schluß — dann 
wohl auch in ihrer Mehrheit 
über die lebenswichtigen 
Dinge nicht entscheiden. 
Der Ausschluß der Mehr- 
heit vom vorhandenen und 
wachsenden Wissen ist inso- 


fern nicht einfach nur ein 
Zeichen dafür, dass es für be- 
stimmte Dinge Spezialisten 
braucht. Denn dass einige 
sich in bestimmten Abteilun- 
gen besonders gut auskennen 
müssen, weil von ihrem Tun 
einiges abhängt, ist kein 
Grund dafür, die Mehrheit 
der Gesellschaft vom Zugang 
zu höherer Bildung über- 
haupt auszuschließen. Wenn 
ihnen das gesellschaftliche 
Wissen, an dessen Weiter- 
entwicklung der Staat — wie 
gesagt — sehr interessiert ist, 
vorenthalten wird, läßt dies 
nur den einen Schluß zu: Für 
die Funktionen, für die sie 
später in der Berufswelt ge- 
braucht werden, ist die Teil- 
nahme am und die Aneig- 
nung von gesellschaftlich 
Wissen unnötig. Für das, was 
von ihnen später verlangt 
wird, müssen die meisten 
sehr wenig wissen. 

Damit ist bereits das 
Wichtigste über das Recht 
auf Bildung festgehalten: Es 
meint die gleiche Berechti- 
gung für jedermann, sich im 
staatlich vorgegebenen Bil- 
dungswesen um eine Bildung 
zu bemühen, die seinen Vor- 
stellungen entspricht. Doch 
da dieses Bildungswesen nun 
einmal von der staatlichen 
Absicht bestimmt ist, die 
Mehrheit des Nachwuchses 
einfachen Tätigkeiten zuzu- 
führen, sie also von höherer 
Bildung auszuschließen, ent- 
scheidet sich über die indivi- 
duelle Wahrnehmung des 
Rechts auf Bildung allein, wer 
zu den privilegierten 30% 
und wer zum Rest, den 70% 
gehört. Deswegen besteht das 
Recht auf Bildung auch bei 
näherer Betrachtung 
zunächst darin, dass der de- 
mokratische Staat jedermann 
auf einen schulischen Lei- 
stungstest verpflichtet, dem 
sich niemand entziehen kann 


(Schulpflicht). In diesem Lei- 


stungstest wird jedem die 
gleiche Chance eingeräumt, 
zu den Gewinnern oder zu 
den Verlierern zu gehören. 
Allerdings ist das staatliche 
erwünschte Ergebnis des 
Tests - nämlich die Sortie- 
rung nach geistiger Elite und 
der Masse - von vornherein 
sichergestellt. 

Es hat also mit dem Recht 
auf Bildung folgendes auf 
sich: Der Staat legt mit die- 
sem Recht auf Bildung zwar 
nicht fest, wer zu der Min- 
derheit gehört, die studieren 
darf. Aber er legt fest, dass es 
nur eine Minderheit sein soll. 
Alles andere überläßt er der 
Lernkonkurrenz der Einzel- 
nen. Die dürfen sich dann - 
je nach dem - einbilden, der 
Erfolg oder Mißerfolg in der 
Bildungskarriere hinge ganz 
an ihnen. 

Dass auf diese Weise Ar- 
beiterkinder schon mal Pro- 
fessor oder Arbeitsminister 
werden und umgekehrt Pro- 
fessorenkinder auch schon mal 
die Arbeit am Band kennen 
lernen, das ist der Bildungs- 
politik durchaus recht. Denn 
sie hat sich von alten feudalen 
Bildungsverhältnissen freige- 
macht, in denen die Zu- 
gehörigkeit zur Elite bereits 
mit dem Rechtsanspruch iden- 
tisch war, wieder in Berufen 
der Elite unterzukommen. 
Der heutige Staat hat dies für 
unpraktisch erachtet, weil er 
für seine Gesellschaft erstens 
mehr Leute braucht, die über- 
haupt über eine Ausbildung 
verfügen. Und weil er zweitens 
nicht einsieht, dass die Her- 
kunft eines Menschen bereits 
seine Zukunft garantieren soll. 
Was als Abbau von Bildungs- 
privilegien der begüterten 
Stände, also als Errungen- 
schaft gefeiert wird, hat weder 
etwas mit der Förderung indi- 
vidueller Bildungsinteressen 
noch etwas mit der Beseiti- 
gung von Stände-, Schicht- 
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oder Klassenunterschieden zu 
tun. Die gibt es weiter. Nur 
deren Rolle bei der Ausbil- 
dung wird relativiert. Da- 
durch, dass der Staat unter- 
schiedslos derselben 
Schulpflicht unterwirft, sorgt 
er dafür, dass sich erst in der 
Schule, also im Vollzug einer 
allgemeinen Ausbildung her- 
ausstellt, wer für die 
Führungsberufe taugt und wer 
zu den Geführten gehört. An 
der schulisch gemessenen Lei- 


alle 


stung und nicht an der Her- 
kunft soll sich entscheiden, auf 
welcher Ebene der Berufspy- 
ramide man den „Ernst des 
Lebens“ kennenlernt. 

Der demokratische Staat 
steht also auf dem Stand- 
punkt, dass die „Leistungs- 
Besten“ seines Volkes und 
nicht die „Herkunfts-Besten“ 
die nationale Elite bilden sol- 
len. Und deswegen setzt er 
fest, dass nicht vergangene 
Verdienste der Eltern über 
die zukünftige Brauchbarkeit 
der Kinder entscheiden. Die 
müssen die immer noch sel- 
ber beweisen. Das ist keine 
Menschenfreundlichkeit. Es 
ist ein staatspolitischer Ef- 
fektivitätsgedanke, der ihn zu 
dieser Form der Auslese in 
statt vor der Schule bewegt: 
Die Besten für die Elite. 

So recht es ihm ist, wenn 
sich gelegentlich Arbeiter- 
kinder hocharbeiten, so we- 
nig stört es ihn umgekehrt, 
dass cum grano salis doch 
wieder die meisten in der 
„sozialen Schicht“ landen, 
von der aus sie in die Schul- 
konkurrenz eingestiegen sind. 
Dass die jedermann einge- 
räumte gleiche Chance - al- 
le fangen zeitgleich bei Null 
an, lernen das Gleiche in glei- 
cher Zeit beim gleichen Leh- 
rer und schreiben alle zu- 
sammen die gleichen Tests 
und werden nach dem glei- 
chen Maßstab zensiert — auf 
höchst unterschiedlichen so- 
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zialen Lernvoraussetzungen 
basiert, kommt dem Verwal- 
ter des demokratischen Bil- 
dungswesens durchaus recht. 
Denn am Ende will er gera- 
de Unterschiede haben, die 
er als relative Unterschiede 
in der Lernleistung per Zeug- 
nis festhält. Und wenn es den 
Kindern der „Unterschicht“ 
in dieser Hinsicht an vielem 
ermangelt, die Oberschicht- 
ler bereits mit einem Vor- 
sprung in die chancengleiche 
Konkurrenz einsteigen, dann 
geht das vollständig in Ord- 
nung. Aus sozialer Sentimen- 
talität heraus Abstriche an 
seinem Kriterium - nur die 
relative Lernleistung ent- 
scheidet - zu machen, fällt 
ihm nicht ein: Zumal die Un- 
terschichtler doch ihre Chan- 
ce gehabt haben. Nur haben 
sie die eben nicht wahrge- 
nommen, sagt er. 


2. Sozialer 

Numerus Clausus 
Deswegen ist auch der „sozia- 
le Numerus Clausus“, den die 
Studierenden heute zu Recht 
beklagen, (Studiengebühren, 
Erschwerung des Jobbens bei 
verkürzter Regelstudienzeit ...) 
überhaupt kein Widerspruch 
zum Recht auf Bildung. Und 
deswegen ist Studienförderung 
auch gar nicht als ein Mittel 
gedacht, um den sozialen NC 
abzuschaffen. Bekanntlich 
greift staatliche Studienförde- 
rung erst dann, wenn sich 
Lernende trotz der schlechten 
Einkommensverhältnisse, die 
das schulische Lernen er- 
schweren, nach oben „durch- 
gekämpft“ haben. Mit dieser 
Studienförderung wird nicht 
Leuten mit einem Zuschuß zu 
den privaten Lernkosten ge- 
holfen, damit sie es beim Ler- 
nen ganz generell und von An- 
fang an in der Schule leichter 
haben. Da werden nicht etwa 
Einkommensunterschiede zwi- 
schen „Ober- und Unter- 
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schicht“ nivelliert. Diese Un- 
terschiede im Einkommen 
werden nicht angetastet. Was 
würde denn aus unserem 
schönen Kapitalismus ohne 
die berühmten „einkommens- 
schwachen“ Familien werden! 
Dann gäbe es ihn glatt nicht 
mehr, dann wäre jede Arbeit 
unrentabel, weil zu teuer! Al- 
so, daran soll sich nicht än- 
dern. Umgekehrt ist es: Nur 
wer den staatlichen Schulträ- 
gern bereits beim Durchgang 
durch das allgemeinbildende 
Bildungswesen bewiesen hat, 
dass er sich — mit Hilfe der Fa- 
milie — gegen alle Schwierig- 
keiten, die der Herkunft ge- 
schuldet sind, durchzuboxen 
versteht, der kommt in den 
„Genuß“ eines Stipendiums. 
Also nur der Unterschichtler, 
der in 12 Jahren seine weitere 
Bildungswürdigkeit mit der 
Matura unter Beweis gestellt 
hat, besitzt einen Anspruch 
auf diese Förderung. 

Mit Studienförderung will 
der Staat zwei Sachen mitein- 
ander verträglich machen: Da 
gibt es erstens ein Interesse an 
schwachen Einkommen. Das 
liegt bekanntlich bei Unter- 
nehmern vor, für die Löhne 
u. Gehalter Kosten sind, die 
immer auf die Gewinne 
drücken. Dieses Interesse 
schützt der Staat. Und da gibt 
es zweitens ein bildungspoli- 
tisches Interesse daran, dass 
über die Studienzulassung in 
erster Linie der Erfolg in der 
Lernkonkurrenz entscheidet. 
Die beiden Interessen geraten 
bei Studienberechtigten aus 
einkommensschwachen Fa- 
milien in einen Widerspruch. 
Was der Staat also mit Studi- 
enbeihilfen verträglich ma- 
chen will, das ist das staatlich 
geschützte Interesse der Un- 
ternehmer an „schwachen 
Einkommen“ und sein eige- 
nes Interesse an der Ausbil- 
dung bewährter, bildungs- 
würdiger Menschen aus der 


„Unterschicht“. „Begabte“ 
oder „Hochbegabte“ - wie 
diejenigen dann heißen, die es 
trotz widriger sozialer Bedin- 
gungen bis zur Matura ge- 
schafft haben - dürfen ihm 
nämlich nicht durch die Lap- 
pen gingen Also läßt er ein- 
kommensmäßig alles so wie es 
ist und gibt einigen Studen- 
ten einen Zuschuß. Der reicht 
zwar nicht, um das Studium 
zu finanzieren, stellt aber den 
guten staatlichen Willen un- 
ter Beweis und ist ein An- 
sporn für die Studierenden, 
es auf der Grundlage der un- 
zureichenden Förderung 
dann weiterhin aus eigener 
Kraft zu schaffen. Stipendien 
und andere Ausbildungsbei- 
hilfen sind also gar nicht we- 
gen der Studierenden erfun- 
den. Damit tut der Staat sich 
einen Gefallen: Es geht ihm 
um die Förderung eines elite- 
würdigen Nachwuchses. 
Wie wenig der Staat mit 
seinen Studienförderungen ei- 
nem „sozialen Wert“ ver- 
pflichtet ist, wie sehr er dabei 
nur an sich denkt, läßt sich 
heute mühelos feststellen: Ihm 
fällt dieses Förderungsinstru- 
ment Studienbeihilfen vor al- 
lem dann ein, wenn er fest- 
stellt, dass die Nachfrage nach 
Hochschulabsolventen größer 
ist als das Angebot, und wenn 
ihm dieser Zustand mißfällt. 
Dann erfüllt die Studienför- 
derung neben ihrer qualitati- 
ven Funktion zugleich einen 
quantitativen Dienst als Ka- 
pazitätssteuerungsinstrument. 
Nicht nur mit Stipendien und 
Studienbeihilfen, sondern zu- 
sätzlich auch mit den Studi- 
engebühren, Einschreibge- 
bühren, Hörergelder und Re- 
gelstudienzeitverkürzungen 
hat der Staat ein Steuerungs- 
und damit Selektionsinstru- 
ment: Mal mit der Auf- 
stockung der Gebühren und 
dem Abbau von Stipendien 
und mal umgekehrt. Er setzt 
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die Kostenfrage des Studiums 
also sehr bewußt als Selekti- 
onsinstrument ein. Und wenn 
er obendrein bei sich Finan- 
zierungslücken entdeckt, dann 
ist es für ihn ausgemachte Sa- 
che, dass das Studium „ver- 
teuert“ werden muß.. 
Übrigens löst sich deswe- 
gen auch der „Streit“ in Sa- 
chen Studienbeihilfe versus 
Einführung von Studienge- 
bühren auf. Wenn ein Bil- 
dungspolitiker sich gegen 
Studiengebühren und für 
Anhebung der Anzahl der 
Studienbeihilfenbezieher 
(von einer Anhebung der 
Studienbeihilfen selbst ist 
nicht die Rede) stark macht, 
dann liegt da kein Gegen- 
satz, kein Zerwürfnis prinzi- 
pieller Art vor. Und schon 
gar nicht hat so ein Politiker 


vor, sich auf die Seite der 
Studierenden zu schlagen. 
Der ganze Streit löst sich in 
eine Methodenfrage auf: 
Wann soll die Selektion grei- 
fen, die über den Zugang zu 
den Jobs der Elite entschei- 
det? Vor dem Antritt des 
Studiums oder während des 
Studiums: Da steht die eine 
Fraktion auf dem Stand- 
punkt, erst im Studium kön- 
ne und solle sich beweisen, 
wer tauglich ist für die ge- 
hobenen Berufe. Deswegen 
ist sie nicht für die Ver- 
schärfung des sozialen Nu- 
merus Clausus. Vielleicht 
nimmt sie sogar Verschär- 
fungen bei den Stipendien 
zurück. Da sie das Angebot 
auf dem Markt nicht ändert, 
verschärft sie dadurch die 


Lernkonkurrenz in den 


Hochschulen und sorgt 
dafür, dass die Studierenden 
sich selbst wechselseitig das 
Leben 
Denn es will nun einmal je- 


schwer machen. 
der von ihnen zu den Ge- 
winner gehören und muß 
deshalb bestrebt sein, Ver- 
lierer zu produzieren. Die- 
ses Verfahren ist anderen 
Fraktionen zu teuer. Sie wol- 
len dem Studentenberg be- 
reits vor Studienbeginn zu 
Leibe rücken. Mit einer Ver- 
teuerung des Studiums 
schrecken sie die Kinder der 
Minderbemittelten gleich ab. 
Dadurch geht’s vielleicht an 
der Uni etwas bequemer zu. 
Der „Berg“ wird nicht zum 
Studentenberg, sondern zum 
Realschüler- oder Berufs- 
schülerberg und radikalisiert 
den Lehrstellenmangel. 


1 Val. dazu den Fall Schmitz-Feuerhake, Uni Bremen, die aus strahlenphysikalischen und - 
medizinischen Erkenntnissen heraus zu dem völlig stimmigen Schluß kommt, dass AKWs 


(Krümmel-Elbe) abgeschaltet werden müssen. Diese Forschungsgruppe wird von der Uni- 
versitätsleitung abgemahnt, nachdem KKW-Betreiber und Landesregierungen erwartungs- 
gemäß die Unhaltbarkeit der Befunde z.B. mit dem Hinweis untermauert haben, dass an 
der Studie Kernkraftgegner beteiligt waren. 

2 Übrigens wird auch dabei keinem Wissenschaftler ein Forschungsvorhaben oktroyiert. Denn 
kein Forscher kann etwas erforschen, was er nicht beherrscht. Und wenn das, was die For- 
schung bereits zusammengedacht hat, auf das finanzkräftige Interesse von Abnehmern stößt, 
dann liegt kein Mißbrauch, sondern die nicht gerade seltene Identität von Forschungsstand- 
punkt und außerwissenschaftlichem Interesse vor. 

3 Was ihnen im übrigen so manche Ausgabe für eigene Forschungslabore erspart. 

4 Was im übrigen Wissenschaftler nicht daran hindert, auch dann um Sponsoren in der „freien 


Wirtschaft“ zu werben, wenn sie selbst um noch bestehende Wissenslücken in den theoreti- 


schen Grundlagen ihrer Disziplinen wissen. Wo Universitäten heute zudem ihre Bedeutung 
durch die Anzahl der eingeworbenen Drittmittel zu unterstreichen pflegen, da verlegt sich For- 
schung ohnehin vermehrt auf die Ermittlung „nützlichen Wissens“. 

Einen Haken hat es allerdings, wenn die Universitätsaufsicht daraus ein Prinzip macht und 
die einmal erwiesene Nützlichkeit einer Forschungsrichtung zum Grund ihrer weiteren För- 


derung deklariert. Damit wird umgekehrt jene Forschung, nach der keine Nachfrage herr- 
scht, zum nicht mehr finanzierbaren Luxus erklärt. Auf diese Weise wird der immer schon gül- 
tige Standpunkt der Brauchbarkeit des Wissens radıkalisiert: Bereits in ihrem Ausgangs- 
punkt, also in ihrer wissenschaftlichen Fragestellung wird Forschung darauf verpflichtet, 
dass ihre Endpunkte brauchbar zu sein haben, also ein bestimmtes Bedürfnis von Anwendern 
bedienen müssen. Das ist nach zwei Seiten hin widersprüchlich. Denn zum einen ergeben 
sich die Bedürfnisse nach kapitalistisch benutzbarem Wissen zum großen Teil überhaupt erst 
aus der betrieblichen oder nationalen Konkurrenz, d.h. nicht aus einem geplanten Prozeß; so- 
dass Konzerne und Staaten heute noch gar nicht wissen, mit welchen neuen Technologien sie 


morgen den Konkurrenten ruinieren können. Und zum anderen ist es so, dass neue, frei von 
jedem Anwendungsbezug ermittelte Erkenntnisse die Abnehmer überhaupt erst auf Ideen brin- 
gen, wie sie sie für ihren Gewinn, für Erfolge in der Standortkonkurrenz oder der militärischen 
Konkurrenz etc. nutzen können. 
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Der soziale Numerus 
Clausus wird zur Zeit ver- 
schärft, keine Frage. Diese 
Variante beginnt sich immer 
mehr durchzusetzen. Ein 
Problem haben demokrati- 
sche Regierungen damit 
nicht. Und wenn sich da- 
durch die „Elite“ der Gesell- 
schaft wieder mehr aus ihren 
eigenen Reihen rekrutiert - 
quasifeudal -, dann fehlt ih- 
nen zwar das ideologische 
Argument der „Chancen- 
gleichheit“ als Werbeträger. 
In der Sache können sie sich 
durchaus damit anfreunden. 
Denn sie wissen, dass auf die 
eingesessene Elite deswegen 
in schweren Zeiten Verlaß ist, 
weil die mehr zu verlieren 
hat. Die Kinder der Betuch- 
ten haben nämlich — anders 
gesagt - Grund für ihren Na- 
tionalismus, für ihr Dafür- 
sein. Und als ideologischer 
Werbeträger wird dann der 
Wert „Chancengleichheit“ 
durch den Wert „Leistung“ 
ersetzt und mit dem neuauf- 
gelegten „Begabungsargu- 
ment“ unterfüttert. 

Wenn Studierende über 
die Einführung des „sozialen 
Numerus Clausus“ Klage 
führen, dann hat dies also ei- 
nen faden Beigeschmack. 
Was ist von einer Klage über 
den „sozialen NC“ zu halten, 
die erst dann laut wird, wenn 
der eigentliche soziale NC 
längst seine Wirkung getan 
hat, die Sortierung nach Elite 
und Masse vollzogen ist? Was 
ist davon zu halten, dass aus- 
gerechnet jene, die erst ein- 
mal mit Erfolg die große 
Mehrheit ihres Jahrgangs, da- 
von die übergroße Mehrheit 
aus den unteren Klassen bzw. 
Schichten, hinter sich gelas- 
sen haben, die Erschwernis 
beim endgültigen Durch- 
marsch in die Jobs der Elite 
beklagen? Vorsichtig formu- 
liert: Greift ein solcher Pro- 
test nicht etwas zu kurz ? 
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Immer wieder Hochmoos 


Anmerkungen zum Ochs, der vor dem Berge steht 


enschen kamen im 

Hauptfilm zum Natio- 
nalfeiertag nur als Relation 
vor, nur um die „gewaltige, 
und gewalttätige Pracht“ der 
Natur zu dokumentieren und 
zu erfassen. „Erst dann, als 
wir die Menschen in ihrer 
Winzigkeit (...) sahen, spür- 
te ich die wahre Größe“, er- 
schauderte der Regisseur vor 
der Natur. „Sicher, sie kom- 
men vor in meinem Film, die 
Menschen, aber wie klein sie 
sind, wie klein.“! 

Nun, dass der ORF den 
Nationalfeiertag mit einer 
Hommage an den 
Großglockner begeht, macht 
durchaus nationalen Sinn. Es 
gibt nichts Größeres, Erha- 
beneres, nach dem Ende des 
Kalten Krieges nichts Neu- 
traleres, nichts Ewigeres in 
diesem Land. Mögen die 
FranzösInnen ihre Revoluti- 
on feiern, die Deutschen ihre 
Wiedervereinigung, die Itali- 
enerInnen der Befreiung ge- 
denken - Österreich baut in 
nationaler Bedrängnis auf un- 
behaunen Fels, echte Natur, 
schwindelerregende Höhen 
und fürchterliche Abgründe. 
Nicht zum ersten Mal lehnt 
sich das kleine Österreich an 
den großen Glockner an: In 
den dreißiger Jahren war der 
höchste Berg der Identitäts- 
sockel für den „besseren 
deutschen Staat“, mit der 
Glocknerstraße erbaute sich 
der Austrofaschismus des 
kleinen Mannes wirtschaftli- 
ches Selbstbewußtsein. Und 
als das Land nach der Nie- 
derlage im Mai 45 zehn Jahre 
lang unter den Besatzungs- 
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mächten stand, regenerierte 
sich die geschunde öster- 
reichische Seele mit Heimat- 
filmen an den urtümlichen 
und ewigen Kräften seiner 
Gebirgswelt. 

Wenig überraschend ent- 
stand die Avantgarde der letz- 
ten Welle berglerischer Re- 
gression im Umfeld der Öko- 
logiebewegung. Ende der 
80er/Anfang der 90er Jahre 
tauchen hier eigenartige We- 
sen auf: sogenannte Älple- 
rInnen, vom Alpenforscher 
Bätzing als TrägerInnen eines 
„neuen kulturellen Selbstbe- 
wußtseins im Alpenraum“ 
identifiziert, würden sich 
neuerdings für eine „positive 
Entwicklung ihrer Heimat 
einsetzen“.2 Oder in ein my- 
thisches Bild gesetzt: Die Al- 
pen brennen wieder. Denn 
am zweiten Augustwochen- 
ende jeden Jahres besteigen 
zahlreiche ÄlplerInnen, or- 
ganisiert in Bürgernitiativen, 
Alpenvereinen, Natur- und 
Umweltverbänden hunderte 
Berggipfel, um zum Zeichen 
ihrer Eigenart so genannte 
Alpen-Feuer anzuzünden. 
Wahrscheinlich gab es die 
neuen Bergmenschen verein- 
zelt ja schon vorher. Ihre 
Identität bewußt wurde ih- 
nen offenbar aber erst, als sie 
in den Schein der weithin 
sichtbaren Flammen traten. 

„Plötzlich kamen die 
Menschen in den Schluchten 
und Gräben dahinter, daß sie 
nicht allein waren, daß es 
hunderte wenn nicht sogar 
tausende ähnliche Aktivitä- 
ten im gesamten Alpenbogen 
gibt.“3 Begonnen hat alles 


Ende der 80er Jahre im 
Schweizer Kanton Graubün- 
den. Mitte der 90er Jahre 
schreibt der Kärntner Al- 
penaktivist Gerhard Leeb in 
seinem Buch „AlpenFeuer“ 
bereits von einer „alpinen 
Lawine“, die sich in Gang ge- 
setzt hätte, um den „eu- 
ropäischen Alpenbogen als 
eigenständigen Kultur- und 
Lebensraum“ zu schützen. 
Wie innig die Verbundenheit 
mit den Bergen zelebriert 
wird, verblüfft dann aber 
doch: „Ein Anliegen und ein 
Gebot der Höflichkeit, nein, 
noch besser, der Demut ist es 
mir, die zahlreichen Eh- 
rengäste zu begrüßen. Allen 
voran, sozusagen als Haus- 
herrn den Dobratsch, mit 
ihm die Karawanken, die 
Karnischen Alpen, die Juli- 
schen Alpen und das von der 
Vernichtung bedrohte Gail- 
tal, Rosental und den Roß- 
kofel. Ja, unsere Ehrengäste 
sind insgesamt alle ausge- 
beuteten Berge und Täler 
von Nizza bis Wien“.* Die 
Essenz der älplerischen Iden- 
tität begründet sich in der 
Gemeinschaft mit den Ber- 
gen, deren Ausbeutung die 
Form des Tätigseins des Älp- 
lers schon vorgibt: Wider- 
stand! Gegen die Vernich- 
tung der geheiligten Berge, 
für das „unversehrte Erhal- 
ten der Täler“ (27). Die voll- 
kommene Harmonie in der 
sich die ÄlplerInnen mit 
ihren natürlichen Lebensbe- 
dingungen wähnen, hat 
natürlich einen Namen: Hei- 
mat. Die Suche nach dem 
Weg zu sich nach Hause ist 


Mit einer aufwändigen 
Dokumentation hat 
der ORF am 26. Okto- 
ber den Österreicherln- 
nen zur Prime Time 
vorgeführt, woraus ih- 
re Nation besteht: mo- 
numentale Größe, ge- 
waltige Schwäche, er- 
bärmliche Selbster- 
mächtigung. 


VON PETER PIRKER* 


*) Peter Pirker ist Politikwis- 
senschafter und lebt in Wien 
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bekanntlich nicht immer ein- 
fach. Identitätsbäcker verlas- 
sen sich dabei gerne auf gut 
erprobte Pfade. Wie oft in 
den Bergen verstellt ja der 
Nebel die Sicht, das Wesen 
verbirgt sich hinter einem 
garstigen Schleier. Abhilfe 
verschaffen kann da der ah- 
nungsvolle Blick in eine weiß- 
gottwielange, auf ewig gel- 
tende Vergangenheit: die Be- 
schwörung einer organischen 
Verbindung mit dem Boden, 
mit der Natur. Die Lebens- 
weise der Neuerwachten ent- 
spricht denn auch „sowohl 
im Denken (...) als auch im 
Handeln (...) einer uralten 
bäuerlichen alpinen Trad- 
ition. (...) Nur sie verstehen 
etwas von dem Boden, der 
langsam _wegzurutschen 
droht, von den Wäldern und 
den Menschen, die dahinsie- 
chen und von den Tieren 
und Pflanzen, deren Lebens- 
raum zusehends verschwin- 
det“ (11). Das neue Selbst- 
bewußtsein entstand so im 
Wiederfinden, im Zurückge- 
winnen der „Verwurzelung‘“; 
im überraschenden Triumph, 
zur wahren Natur des alpi- 
nen menschlichen Seins 
zurückgedrungen zu sein. 
Deswegen sei die Adaption 
des alten Brauches, auf Berg- 
gipfeln Warnfeuer anzuzün- 
den, die adäquate Repräsen- 
tation der Erneuerung. „Er 
(baut) auf der Wurzel-Kul- 
tur: auf alten, uralten Sym- 
bolen und Kulthandlungen, 
auf Feuer und Stein.“ (11) 
Aber wozu der ganze 
Schnick-Schnack? Was war 
passiert? Nichts als Entfrem- 
dung, Täuschung und Kolo- 
nialisierung. Straßen wurden 
gebaut, Brücken, Kraftwer- 
ke, Lifte, Hotelanlagen, alles 
im Dienste der Profitgier. 
„Von den ersten Jahrzehnten 
der sogenannten ‚Neuzeit‘ 
und von ihren Interessens- 
vertretungen wurden sie 


überrumpelt. Jetzt haben sie 
sich gefangen. (...) Sie pfle- 
gen wieder ihre alten Spra- 
chen, verweigern den Touris- 
musgewaltigen ihre Folklore 
und der EU ihre guten Pro- 
dukte.“ (119) So finden sie 
ihre Identität mit dem ei- 
gentlichen „Mensch der Al- 
pen“ wieder. Und den stellt 
sich Leeb, Träger des Kärnt- 
ner Landesumweltpreises, in 
schlechtester Tradition von 
Schuldabwehr und Vedrän- 
gung als die reine Unschuld 
vom Lande vor: „Der 
Mensch der Alpen hat keine 
Kriege geführt. Er hat sich 
aber immer gewehrt. Gegen 
die Natur ebenso wie gegen 
Eindringlinge. Die Tradition 
dieser Wehrhaftigkeit ist un- 
gebrochen.“ (8) 


Feind der Berge 
Wo die Harmonie der Bergge- 
meinschaft in Unschuld und 
Geknechtetsein so vollendet 
ist, muß der Feind der Berge 
außen stehen. Mit traum- 
wandlerischer Sicherheit fin- 
det der Älpler sein Gegenbild 
im verdorbenen Städter, in 
dessen arroganter „Überheb- 
lichkeit“ (119) und dekaden- 
tem Unverstand für die eher- 
nen Gesetze der Natur. Sei- 
nem Einfluß auf die Einhei- 
mischen ist es zuzuschreiben, 
daß die Gipfel der Berge der 
„Profitgeilheit“ geopfert wer- 
den sollen und sich der Irr- 
glaube verbreite, „das damit 
verdiente Geld in der Folge 
essen zu können.“ (50) Gegen 
die abstrakte Macht des Gel- 
des, sich alles kaufen zu kön- 
nen, läßt Leeb die unverdor- 
bene, konkrete, natur- und tra- 
ditionsverbundene Handar- 
beit des Älplers antreten. 
Politisch richtet sich der 
Zorn des neuen Selbstbe- 
wußtseins gegen die „Schreib- 
tischtäter in Wien, Brüssel 
oder Rom,“ (21) die über die 
Köpfe der Älpler hinweg re- 


gieren und deren „Selbstbe- 
stimmungsrecht“ negieren. 
Die Älpler selbst „trennen kei- 
ne Grenzen, keine weltan- 
schaulichen oder politischen 
Gründe“. (118) Hier gibt es 
keine Politik, kein Parteienge- 
zänk, keine Interessens-Ge- 
gensätze, nur ein geheimnis- 
volles Band der inneren Ein- 
heit, die nicht begründet son- 
dern nur gespürt werden 
kann.. Kurz: Es herrscht das 
Primat der Natur, die die ein- 
zelnen zur Einheit der Erha- 
benen zusammenschweißt. Al- 
le Gegensätze und Wider- 
sprüchlichkeiten werden aber 
ohnehin schon angesichts der 
apokalyptich heraufbe- 
schworenen alpinen Katastro- 
phe irrelevant. Die gefährlich- 
ste Waffe des Bergfeindes ist 
das Geld. Es trägt eine eben- 
solche geheimnisvolle Macht 
in sich: nur die, die ist teuf- 
lisch. Nicht nur dient das Geld 
den blind vergnügungssüchti- 
gen „Neureichen“ dazu, die 
Einheimischen zu demütigen. 
„Oben auf der Sonnenalpe 
vergnügen sich die Touristen. 
Dazwischen Kärntner Famili- 
en, die sich den einen Tag vom 
Mund absparen.“ (51) Schlim- 
mer noch: Das Geld spaltet 
die naturwüchsige Gemein- 
schaft. Statt der mitgebrach- 
ten Jause wollen ihre Kinder 
lieber „‚ortsübliche‘ Pommes 
frites und Coca Cola“. (ebd.) 
Neben dieser heimtückischen 
Entfremdungsmacht hat das 
Geld darüber hinaus die 
Fähigkeit, die ehrliche Unmit- 
telbarkeit des Alpenbewoh- 
ners zu verfälschen - ihn zu 
kolonisieren. Zunächst mas- 
kiert der Geldgeist nur für die 
Dauer der Fremdenverkehrs- 
saison die Gesichter der Al- 
penbewohnerInnen, nach und 
nach anverwandelt er sich aber 
die Ursprünglichkeit der Vi- 
sagen: die falsche Freundlich- 
keit erstarrt zur Fratze - „ohne 
Leben, ohne Gefühl“. Das 
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Gespür für das Leiden der . 


Natur wandelt sich in eine 
„Angst vor dem Berg, vor dem 
Fluß“, einem bloß abstrakten 
Erkennen der Tatsachen öko- 
logischer Zerstörung. Die Ver- 
wandlung des richtigen Ge- 
spürs in entfremdetes Denken 
hinterläßt seine Spuren auch 
in der Kunst. Keine Land- 
schaftsbilder, keine Feldhasen 
gebiert der Künstler mehr. 
Wen wunderts, denn das Den- 
ken wird „abstrakt wie die Bil- 
der an der Wand“ in der Ga- 
lerie von Landeck. (49) 


Typisch deutsch 

Die älplerische Identitäts- 
konstruktion entspricht ei- 
ner Tradition von Reaktions- 
mustern auf die aufbrechen- 
den Widersprüche der Mo- 
derne im deutschsprachigen 
Raum. Die Berge gaben seit 
dem Beginn der Moderne ei- 
ne Projektionsfläche für die 
Sehnsüchte vor allem der 
Kleinbürger ab, die aus den 
unbegriffenen Wider- 
sprüchen der Entwicklungs- 
dynamik kapitalistischer Ver- 
gesellschaftung resultieren. 
In ihrer monumentalen 
Größe, ihrem ewigen Gelten 
erscheinen sie als Garant und 
Bestätigung naturalistischer 
Welterklärungen. So kann 
man dem heutigen Kärntner 
Kulturberater Andreas Möl- 
zer getrost zustimmen, wenn 
er genüsslich davon spricht, 
daß ein guter Teil der in den 
80er Jahren sich formieren- 
den Umweltbewegung in 
„typisch deutschen Traditio- 
nen des Naturbewußtseins 
denkt und fühlt.“5 Der Älp- 
ler, wie er uns bei Leeb ent- 
gegentritt, kann als ein zeit- 
genössischer Prototyp deut- 
scher Naturverbundenheit 
bezeichnet werden, als eine 
romatische Ermächtigungs- 
sich den Wider- 
sprüchen der moderner Ge- 


form, 


sellschaft zu entwinden. Sei- 
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ne Ewigkeit ist ein Mythos, 
die Anhimmelung der un- 
verfälschten Berge entsteht 
erst dort, wo ihr Material 
zum Gegenstand von Kapi- 
talisierungsprozessen wird. 


Heimat-Kunst 

im lichten Hochland 

Um die Jahrhundertwende 
etablierte sich im deutsch- 
sprachigen Raum die soge- 
nannte „Heimat-Kunst“, die 
eine spezifische Zivilisations- 
kritik formulierte. Wesentli- 
che Elemente davon fließen 
in die Literatur des Austro- 
faschismus und Nationalso- 
zialismus ein. Auch wenn die 
Heimat-Kunst ein breites 
Spektrum unterscheidbarer 
Richtungen ausprägte, einig 
war sie in „Abwehrtenden- 
zen gegenüber der als we- 
sensfremd empfundenen Mo- 
derne, die als ‚französisch‘ 
oder ‚jüdisch‘ mit negativen 
Eigenschaften konnotiert und 
diffamiert wird, eine(r) irra- 
tionale(n) Rückkehr zum My- 
thos sowie die entschiedene 
Großstadtfeindschaft“.® Bei 
Ludwig Ganghofer verdich- 
tet sich die Großstadtfeind- 
schaft in der „Hochland-Me- 
taphorik“. Sie transportiert 
eine Ethisierung von Bewe- 
gungen, eine „gewollte Sym- 
bolik, die landschaftliche 
Formation und anthropolo- 
gische Entwicklung in eines 
setzt (...)“.” „Hochland“ 
meint dabei nicht nur eine 
geographisch hochgelegene 
Region, sondern eine seeli- 
sche Höhenbestimmung. Das 
erhabene Reich des deut- 
schen Geistes liegt in den 
Bergen - im Gegensatz zu 
den Niederungen, wo die 
Moderne ihr Unwesen treibt. 
Ganghofer plädiert mit der 
Hochland-Metaphorik aber 
auch an die verkommenen 
Großstädter, sich ins Gebirge 
zu begeben, um an Leib und 
Seele zu genesen. 


Die Bergbevölkerung ver- 
klärt er zu besseren Men- 
schen, die den „Naturwillen“ 
tatsächlich 
menschlich verkörpern. Die 
Natur und ihre Gesetze sind 


leben und 


das Höchste, alles was dazu 
in einem positiven Bezug 
steht, stellt das Gute, das Ele- 
mentare und Unverfälschte 
dar. Wer den Kontakt zur 
Natur verloren hat, wird 
schließlich von der Unbarm- 
herzigkeit der Naturkräfte 
vernichtet.8 Ganghofer trifft 
mit seinen Romanen die „al- 
pinistische“ Befindlichkeit 
des städtischen Bürgertums 
des ausgehenden 19. Jahr- 
hunderts. Der durch die bür- 
gerliche Gesellschaft einge- 
leitete Individualisierungs- 
schub äußerte sich in einer 
Sehnsucht nach der Über- 
windung des eigenen isolier- 
ten Selbst. Eine entsprechen- 
de Entgrenzungserfahrung 
findet das Bürgertum über 
die Flucht in die „jungfräuli- 
che“ Bergwelt, die gegenüber 
den unentrinnbaren Zwän- 
gen, der Fremdbestimmtheit 
des städtischen Alltags, zum 
Ort des Seins wahrer männ- 
licher Freiheit wird. Diese 
Freiheit wird bezeichnender- 
weise im Jahrbuch des öster- 
reichischen Alpenvereines 
1873 als ein Aufgehen im 
Ganzen der Natur und dar- 
in als vollendetes Bei-Sich- 
Sein beschrieben: „Die Lust 
und Empfänglichkeit für die 
Reize der Natur und insbe- 
sondere der Gebirgswelt ver- 
leiht dem Menschen die Wei- 
he sittlicher Veredelung, in 
der frischen, reinen Bergluft 
fühlt er sich frei und erhaben 
über die Misere des irdischen 
Alltagslebens, auf den Ber- 
gen empfindet er wahre in- 
nere Freiheit.“ Die Flucht in 
die geheiligten Berge wird 
denn auch als Beitrag zur 
Höherentwicklung des 
Deutschtums aufgefaßt, das 
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im Unterschied zur verstan- 
desmäßig ausgerichteten 
westlichen Zivilisation, auf in- 
tuitiver, „echter“ Erfahrung 
beruhend mehr als sie ist, 
nämlich Kultur. In den Hef- 
ten der österreichischen und 
deutschen alpinen Vereine 
werden die Berge zu „heili- 
gen Bergen“, zu „Altären des 
Lichts über dem Sumpf der 
Niederung“ stilisiert.10 Die 
Berggipfel geraten nach und 
nach zur majestätischen Aus- 
sichstwarte auf die herbeige- 
sehnte, auf ewig haltende Lö- 
sung der „deutschen Frage“, 
jener wahnhaften Vorstellung 
vom Befall des völkischen 
Heimatlandes durch ein jü- 
disches Unwesen. 


Alpenvereine als 
Avantgarde des 
Antisemitismus und das 
Verschwinden der Berge 
Kaum sind die Gipfelhöhen 
verlassen, vergeht das Emp- 
finden vollendeter Harmonie. 
Zum Wiederholungszwang 
gesellt sich das Bedürfnis 
nach der ständigen Verge- 
genwärtigung der polaren 
Weltanschauung im gesell- 
schaftlichen Alltag. Hier ist 
kein Verlaß auf die konkrete 
Tätigkeit, ihr Wert hängt 
nicht ab vom eigenen Wollen 
oder Können, sondern vom 
unbeherrschbaren Wirken 
anonymer, nicht dingfest zu 
machender ökonomischer 
Funktionsmechanismen. 
Selbst nur Funktion zu sein 
in einem Spiel, in dem man 
sich an Fäden hängend 
wähnt, widerspricht aber 
dem Pathos der bürgerlichen 
Emanzipation. Die simple 
Gegenüberstellung von Gut 
und Böse, die klare Identifi- 
kationsmöglichkeit von Ur- 
sache und Wirkung, die Ver- 
klärung der Natur, die Pro- 
jektion vollendeter Freiheit- 
serfahrung in die luftigen 
Höhen der Berge lassen 
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Ganghofers Romane um die 
Jahrhundertwende größte li- 
terarische und gesellschaftli- 
che Wertschätzung finden.!! 
Sie versinnbildlichen nicht 
nur das Unbehagen, sondern 
bieten auch eine Alternative 
zu den „verlogenen“ Prinzi- 
pien bürgerlicher Emanzipa- 
tion. Er präsentiert auf der 
Basis einer biologistischen 
Welterklärung den Triumph 
des natürlich Guten und des 
Natur-Schönen. In der ge- 
sellschaftlichen Wirklichkeit 
trifft der Bannstrahl des Un- 
behagens das Böse aber in 
Gestalt der Juden. „Für die 
Antisemiten wird ‚jüdisch‘ 
zum Signum der ‚schlechten 
Moderne‘, für Warenhaus 
und Börsenspekulation, amo- 
ralisches Großstadleben und 
Kulturverfall“.12 Sie werden 
identifiziert mit dem unfaß- 
baren „Geist“ des Kapitalis- 
mus, der die konkrete Er- 
scheinungswelt ständig und 
immer schneller verändert. 
Alle als negativ gewertete 
Komponenten der Moderne 
werden auf die Ausbreitung 
und Übermacht des „semiti- 
schen Geistes“ zurückge- 
führt, dem das deutsche We- 
sen und die mit ihm verbun- 
dene „ehrliche Arbeit“ un- 
versöhnlich gegenüberstehe. 
In den Alpen haben Juden 
daher nichts zu suchen! 1905 
wird in Wien die erste „rein- 
arische“ Sektion des 
Deutsch-Österreichischen Al- 
penvereines gegründet. Be- 
gründung: „Die Verjudung 
der großen DÖAV-Sektion 
Austria und der Mangel an 
Geselligkeit in ihr.“ Im Un- 
terschied zur stillschweigen- 
den Anerkennung des Arier- 
Paragraphen in vielen Sek- 
tionen hielt die DÖAV-Sek- 
tion Wien ausdrücklich fest: 
„Mitglieder können nur 
Deutsche arischer Abstam- 
mung werden! “.3 Die Sekti- 
on „Donauland“ wehrte sich 


innerhalb des DÖAV am ve- 
hementesten gegen die Ein- 
führung von Arier-Paragra- 
phen. Unter der faschisti- 
schen Parole „Durch Rein- 
heit zur Einheit“ wird sie 
aber „als überwiegend jüdi- 
sche Sektion“ schon 1923 aus 
dem DÖAV ausgeschlossen. 
10 Jahre vor der Machtüber- 
nahme der NSDAP in 
Deutschland setzte der Al- 
penverein also schon Teile 
der antisemitischen Ideolo- 
gie um. Rainer Amstädter be- 
schreibt in seinem Buch „Der 
Alpinismus. Kultur Organi- 
sation Politik“ akribisch die 
selbsttätige Vorbereitung des 
Alpenvereines auf den deut- 
schen Krieg durch antisozia- 
listische Propaganda, kämp- 
ferische, männliche Ideologi- 
sierung und die frühe Um- 
setzung einer Reihe von Maß- 
nahmen, die der Vernichtung 
der europäischen Juden zu- 
mindest den Boden bereiten. 
Die Alpen bleiben aber nicht 
bloß Orte der deutschen 
Identitätsfindung. Der Alpi- 
nismus wird mit dem Natio- 
nalsozialismus zu einem der 
wichtigsten Mittel, „um die 
sittliche Kraft des deutschen 
Volkes wieder herzustellen 
(...) und zwar in der Form 
der bergsteigerischen Ar- 
beit“. Stolz verweisen führen- 
de Protagonisten des Alpen- 
vereines während des Krie- 
ges auf die soldatischen Lei- 
stungen der „aus dem Berg- 
steigergeist der Seilschaft ge- 
borene Kampfgemeinschaft 
der ostmärkischen Gebirgs- 
jäger, vornehmlich aus der 
Steiermark und aus Kärnten 
(...)“.14 Der Mensch der Al- 
pen hat keine Kriege geführt? 
Alles nur Widerstand und 
Abwehrkampf! 

Der verfemten westlichen 
Zivilisation war es schließlich 
zu verdanken, dass die Alpen 
als Trutzburgen mythischer 
Verklärung des deutschen We- 
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sens zunächst einmal zum Ver- 
schwinden gebracht wurden. 
Dem Vorschlag des Salzbur- 
ger Gauleiters sich in die Al- 
penfestung zurückzuziehen, 
um dort das deutsche Wesen 
zu verschanzen, konnte Hitler 
nicht mehr folgen. Denn, wie 
Arnold Zweig in seiner „Dia- 
lektik der Alpen“ so schön 
schrieb: „Britische Flieger ha- 
ben die Alpen gleichsam zum 
Verschwinden gebracht” .\5 Die 
Höhen der Berge und die Tie- 
fen der Täler waren ihnen und 
den Bomben, die sie warfen 
einerlei. 


Das Nachkriegsösterreich 
im Hochmoos 

Kaum waren die Flieger weg, 
fingen die Berge in den Köp- 
fen wieder an zu wachsen. Die 
alpine Ideologie feierte nach 
dem Krieg in einem wahren 
Reigen einschlägiger Kinofil- 
me fröhliche Urständ, zum 
Publikumshit avancierte der 
Streifen „Echo der Berge“, 
besser bekannt unter seinem 
deutschen Verleih-Titel „Der 
Förster vom Silberwald“. Der 
Film sollte nach dem Wunsch 
der Produzenten den Natur- 
schutz propagieren und die 
Naturverbundenheit eines 
Herrenjägers zeigen. 

„Echo der Berge“ bringt 
eine ganze Reihe von Ge- 
gensätzen, die an die Heimat- 
Kunst der Jahrhundertwende, 
an die austrofaschistische Li- 
teratur, die mythische Ver- 
klärung der Berge im Alpinis- 
mus anknüpfen und sich auch 
in der manichäischen Kon- 
struktion des Älplers jüngster 
Prägung wiederfinden. Den 
ganzen Film durchzieht die 
strikte Gegenüberstellung von 
Land und Stadt. Die Charak- 
terisierung der Pole wird 
durch weitere Gegensätze ge- 
nauer konturiert: Die Stadt- 
bewohner folgen der Geldlo- 
gik, die „echten“ Dörfler dem 
ehernen und natürlichen Ge- 
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setz von Ehre und Sittlichkeit; 
die einen konsumieren ab- 
strakte städtische Kunst, die 
anderen laben ihre Seele an 
der konkreten Schönheit der 
Natur, die einen sind böse, die 
anderen gut. Besondere Ab- 
scheu erntet ein Künstler für 
eine Reise nach Paris, in die 
Ausgeburt städtischer Deka- 
denz. In Bewegung kommt 
der Gegensatz allein in der 
ganghoferschen Gesundung 
der Städterin Liesl, als sie dem 
Reiz der Berge, personalisiert 
im Naturbursch Hubert, er- 
liegt, und in dem verwerfli- 
chen Interesse des Gemein- 
derates von Hochmoos, aus 
reiner Profitgier den Silber- 
wald, die Seele der filmischen 
Bergwelt, zu verkaufen. Noch 
einmal gelingt es im Film, das 
drohende Unheil abzuwen- 
den. Zwar wird die Natur 
auch schon in Filmen über die 
Errichtung des Tauernkraft- 
werks Kaprun entzaubert, der 
Tourismus der 60er und 70er 
Jahren degradiert die Berge 
dann aber gänzlich zur Kulis- 
se einer halblustigen Bade- 
seegesellschaft. 

Die Bösewichte der Städ- 
te haben zunächst also ge- 
siegt, die Gesetze der Natur 
mißachtet und den Bergbe- 
wohnerInnen durch das tro- 
janische Pferd des Tourismus 
einen ihnen fremden Geld- 
und Profitgeist injiziert. Doch 
der Mensch der Alpen be- 
ginnt sich — wie wir wissen — 
zu wehren und zwar im Bun- 
de mit der Naturgewalt. „Es 
ist ein Wehren, gegen das es 
keine Gegenwehr gibt“, 
phantasiert sich Leeb in ei- 
nen veritablen Almrausch. 
Die zahllosen älpischen Pu- 
zzlesteine werden sich „lang- 
sam zu einem einzigartigen 
Großen zusammenfügen“.16 
Aus den Trümmern der ge- 
schundenen Berge basteln die 
Alpenfans voller Leidenschaft 
neue Natur-Ankerplätze für 
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ihre kleinbürgerliche Seelen. 
Ironischerweise benötigen sie 
für ihre Heilung offenbar ge- 
nau jene Muster der Projek- 
tion, die die städtische Ver- 
götterung der Berge bis weit 
in das späte 20. Jahrhundert 
getragen haben. Was sie neu 
wähnen, ist nichts als jene 
von antisemitischen Stereo- 
typen durchsetzte aufge- 
wärmte alte Scheiße, die an- 
scheinend jede „natürliche“ 
Zivilisationskritik auszu- 
scheiden pflegt. Ob wir uns 
tatsächtlich schon in jener 
„alpinen Lawine“ befinden, 
die hier beschworen wird, 
kann getrost bezweifelt wer- 
den. Was aber offensichtlich 
existiert, ist eine projektive 
Verklärung der Alpen und ih- 
rer BewohnerInnen in einem 
neuen Bergbewußtsein. Ein- 
mal davon besessen, müssen 
die Ideologen nur lange ge- 
nug hinsehen, um die alpine 
Lawine überall zu erkennen. 
Deutsch ist, so schrieb Theo- 
dor W. Adorno einmal, ein 
Mensch, der keine Lüge aus- 
sprechen könne, ohne sie 
tatsächlich zu glauben. 
Nachdem die traute Se- 
ligkeit der 60er und 70er Jah- 
re mit der Hoffnung, durch 
Fleiß und Anstrengung ließe 
sich ein sorgenfreies Dasein 
ein-für-allemal erreichen, ver- 
sinnbildlicht in der filmischen 
Vereinigung von Berg und 
See, steigen und segeln, ver- 
gangen ist, beginnen in der 
Leere der 90er Jahre die Ber- 
ge also wieder zu wachsen. 
Im Parlament kraxelt eine 
Seilschaft aus einem furcht- 
losen Tiroler und einem Sim- 
meringer, der lieber ein 
Kärntner wäre. Im Kutscher- 
hof regiert ein Naturbursch, 
der echrt, ärrlich, einfrch und 
Trroler ist. Und der nationa- 
le Aufbruch formiert sich als 
Berggemeinschaft: Schüssel 
und Haider bilden eine Al- 
penkoalition, die zumindest 


von der Inszenierung her der 
psychischen Disposition des 
eingezwängten Älplers ent- 
gegenkommen. Schüssel me- 
dialisierte die ÖVP-Klausu- 
ren seit Jahren als Wandertage 
in der Waldheimat, als er- 
quickendes Lustwandeln in 
Bergwäldern und Almwiesen 
nach ehrlich und national ge- 
taner Polit-Arbeit. Angesichts 
der trauten Einigkeit, die die 
sanft gemalten Bilder ver- 


sprühen, läßt man sich gerne 
in den nationalen Schulter- 
schluß zurückfallen, während 
der Gipfelstürmer Haider die 
Sehnsucht nach Stärke und 
Entschlossenheit, nach jenen 
nationalen Höhen bedient, 
die einen Ausblick auf eine 
ganz andere, selbstbewußte 
und von äußeren Zwängen 
befreite Nation verspricht. 
Am besten eine, die ist wie 
der Großglockner: hart, stark 
und schön - ein Naturereig- 
nis eben; ein Wehren, gegen 
das es kein Gegenwehren 
gibt. | 
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Mythos 


Der Beirat für gesell- 
schafts-, wirtschafts- 
und umweltpolitische 
Alternativen (BEIGE- 
WUM) hat ein aktuel- 
les Büchlein zur Bud- 
getpolitik der schwarz- 
blauen Regierung ver- 
faßt. 


VON DAGMAR SCHINNERL 


Mythos 
Nulldefizit 


Alternativen 
zum Sparkurs 


Beirat für gesellschafts-, wirt- 
schafts- und umweltpolitische 
Alternativen (BEIGEWUM): 
Mythos Nulldefizit. Alternati- 
ven zum Sparkurs, Mandel- 
baum Verlag, Wien, 2000, 
Preis: ÖS 120,- « DM 16.40, 
ISBN 3-85476-042-6 
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Nulldefizit 


ie Notwendigkeit zur 
Sanierung der ”Staats- 
haushalte“ und damit ein- 
hergehend der Legitimation 
zum Sparen ist scheinbarer 
Alltagskonsens geworden. 
Sowohl auf nationaler wie 
internationaler Ebene setzen 
sich neoliberale Konzepte in 
zunehmendem Maße durch 
und beherrschen den öf- 
fentlichen Diskurs. 
Gegliedert in fünf Kapi- 
tel, geht es im ”Mythos Null- 
defizit” zunächst um die Un- 
tersuchung und Widerlegung 
von ökonomischen und ge- 
sellschaftspolitischen Argu- 
mentationsweisen, welche 
zum allbekannten Spar- 
mythos geführt haben und 
um die Rolle, welche die EU 
durch Konvergenzkriterien 
und Stabilitätspakt bei der 
Schaffung dieser vermeintli- 
chen Sachzwänge spielt. Dar- 
auf basierend beleuchten das 
dritte und vierte Kapitel die 
vergangene und gegenwärtige 
Budgetpolitik der öster- 
reichischen Bundesregierung, 
wobei insbesondere die je- 
weilige Steuer- und Ausga- 
benpolitik dargestellt wird. 
Einen Abschluß finden die 
Ausführungen durch das 
Aufzeigen von (systemkom- 
patiblen) Alternativen unter 
den Aspekten Umverteilung, 
emanzipatorische Effekte 
und Nachhaltigkeit. 
Besonderes Augenmerk 
liegt jeweils auf spezifischen 
frauenpolitischen Fragestel- 
lungen. 
Einige Kernaussagen des 
Buches: 
e Einer der zentralen 
Denkfehler im öffentli- 
chen Bewußtsein liegt in 


der Gleichsetzung von 
Staat und Privatunter- 
nehmen. Ein Staat erfüllt 
ganz andere kollektive 
Aufgaben und ist in der 
Gestaltung seiner Ein- 
nahmen und Ausgaben 
vor viel mehr Hand- 
lungsalternativen gestellt, 
folglich kann es nicht die 
primäre Funktion einer 
staatlichen Budgetpolitik 
sein, möglichst hohe Ge- 
winne zu erzielen. Viel- 
mehr ist Budgetpolitik als 
gesellschaftliches Len- 
kungsinstrument zu ver- 
stehen, das die jeweiligen 
Regierungen bewußt zur 
Erreichung ihrer gesell- 
schaftlichen Vorstellun- 
gen einsetzen. 

Wenn Budgetdefizite da- 
zu herangezogen werden, 
um kurzfristige und 
überstürzte Sparmaß- 
nahmen zu legitimieren, 
führt dies nicht zur Ver- 
besserung struktureller 
Budgetprobleme. Spar- 
pakete treffen einkom- 
mensschwächere Bevöl- 
kerungsschichten und 
wirken sich besonders 
auf Frauen negativ aus. 
Einnahmenseitig trägt die 
österreichische Steuer- 
struktur nicht gravierend 
zu mehr sozialer Gerech- 
tigkeit bei. Hätte Öster- 
reich den selben effek- 
tiven Körperschaftssteu- 
ersatz wie Finnland 
(Rang 6 im EU-Raum mit 
29,8%), wäre das er- 
strebte Nulldefizit schon 
erreicht. 

Die Konsolidierungspo- 


"litik der VP/FP-Koaliti- 


on ist nicht zufällig, son- 
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dern verfolgt gesell- 

schaftspolitische Ziele. 

Unter dem Vorwand von 

Einsparungen kommt es 

zur Zurückdrängung des 

Sozialstaats, werden 

staatliche Aufgaben ein- 

geschränkt und Privati- 
sierungen forciert. Die 
aktuelle Familienpolitik 
dient der Förderung ei- 
nes traditionellen Fami- 
lienideals. Familien, und 
damit insbesondere Frau- 
en, sollen Versorgungs- 
lücken im öffentlichen 

Sozialbereich abdecken, 

wobei die gegenwärtige 

Politik gerade darauf ab- 

zielt, Frauen möglichst 

wieder auf die ihnen zu- 
geschriebenen Rollen- 
bilder zurückzuwerfen. 

Unerwünschte Einrich- 

tungen werden trotz nur 

scheinbarer Eins- 

parungspotenziale „weg- 

gespart“ (z.B. Zivil- 
dienst). 

e Die Überbewertung des 
Defizitproblems hat die 
Funktion, an die Opfer- 
bereitschaft der Bevölke- 
rung zu appellieren. Ei- 
ne sinnvolle Diskussion 
über budgetäre Struktur- 
probleme, über eine 
grundlegende Budgetre- 
form und über alternati- 
ve Konzepte müßte ganz 
anders gestaltet werden. 

Das Buch stellt eine über- 

sichtliche; verständliche 

Darstellung der Problema- 

tik dar und profitiert durch 

die inhaltliche Aktualität. 

Als Einstieg in die Thema- 

tik „Mythos Nulldefizit“ 

und kurzen Einblick in die 

Budgetsituation Österreichs 

ist das rund hundert Text- 

seiten starke Buch allemal 
eine Empfehlung wert, wo- 
bei zugleich die Kürze und 

Einfachheit teilweise auf Ko- 

sten einer inhaltlichen Ver- 

tiefung gehen. 
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Für ein Umschreiben der Geschichte des Jahres 1950: 


Es war ein Putschversuch! 


ie KPÖ plakatierte eine 
Des von Natio- 
nalrat Fritz Honner’: ‘Die 
Behauptung, daß wir Kom- 
munisten einen ‘Putsch’ be- 
absichtigen, daß wir die 
Kampfbewegung der Arbei- 
terschaft gegen den Preis- 
treiberpakt zu einem ge- 
waltsamen Umsturz ausnüt- 
zen wollten, ist von A bis Z 
erlogen.’” (Kurier 28.9.2000) 
... — oder es habe sich eben 
„Lohn- 
streik”, sondern um einen 


nicht um einen 


„politischen Umsturz” ge- 
handelt: 

„Die KPÖ setzte sich mit 
einem Tempo an die Spitze 
der Proteste, das vermuten 
ließ, sie habe die Streikpläne 
längst vorbereitet. Vorwurf: 
Die Kommunisten hätten im 
Oktober 1950 keinen Lohn- 
streik, sondern einen politi- 
schen Umsturz versucht.” 
(Kurier 27.9.2000) 

Dieser Gegensatz ist 
falsch; der Lohn ist seiner 
Natur nach ein Politikum. 
Ein alter Fehler der Arbei- 
terbewegung ist die Tren- 
nung von politischem und 
ökonomischem Kampf: Im 
ökonomischen Kampf gehe 
es „bloß” um ökonomische 
Verbesserungen, erst der po- 
litische Kampf widme sich 
dem Sozialismus. Diese „de- 
fensive” Vorstellung hat die 
Regierung 1950 nicht gelten 
und von einer „gelben” Ge- 
werkschaft niederknüppeln 
lassen. Sie hat den Lohn- 
kampf als Angriff auf ihr 
zentrales Projekt und damit 
als Angriff auf 
bekämpft: 


sich 
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Daß ein kapitalistischer 
Wiederaufbau nur mit bil- 
ligster Arbeitskraft geht, daß 
die Lohnsenkung des Jahres 
1950 ein szaatliches Anliegen 
war, daß den Arbeiter sein 
eigener Lohn nichts angeht, 
weil es für dessen Regelung 
eine Gewerkschaft gibt, die 
ihn mit gesamtkapitalisti- 
scher Verantwortung be- 
trachtet und namens der Ar- 
beiter Kollektivverträge ab- 
schließt - so haben Regie- 
rung und ÖGB damals das 
nationale Interesse definiert 
und durchgesetzt. Der Lohn 
ist nun einmal das Mittel des 
Kapitals und des Staates. 
Wie damals ist bei der aktu- 
ellen „Sanierung” des Staats- 
haushaltes zwangsläufig der 
Lohn im Visier: In Gestalt 
der Lohnteile, die sozial- 
staatlich umverteilt werden; 
in Gestalt der Teile, die di- 
rekt - als Steuern - enteig- 
net werden; in Gestalt der 
Teile, die - „Lohnnebenko- 
sten” — dem Kapital künftig 
erlassen werden; in Gestalt 
der Teile, die ein Arbeiter 
wegen der „noblen Zurück- 
haltung” des ÖGB gar nicht 
erhält. Der Lohn ist der 
Selbstbedienungsladen der 
Nation, damals wie heute. 

Im Jahr 1950 waren Tei- 
le der Arbeiterschaft der 
Meinung, der Lohn müßte 
auch für sie etwas taugen, 
und haben gegen die dama- 
lige Lohnsenkung gekämpft: 
„Unbestritten die Zahlen, 
mit denen die KPÖ Propa- 
ganda machte: Danach stie- 
gen die Preise für Grund- 
nahrungsmittel zwischen 30 


und 60 Prozent — die Löhne 
nur um zehn Prozent.” (Ku- 
rier 27.9.2000) 

Die gewählte Regierung 
hat unmißverständlich ge- 
kontert. Sie hat den Lohn- 
kampf zum Umsturz erklärt, 
sie hat klargestellt, wer den 
„Preistreiberpakt” aushebeln 
will, der muß die Regierung 
kippen, der muß auch den 
Umsturz wollen. Sie hat klar- 
gestellt, daß der Kapitalismus 
und der Lohn ein politisches 
Projekt ist, ein Staatsziel er- 
sten Ranges - jeder, der für 
seinen Lohn kämpft, stellt sich 
gegen sie und muß sich gegen 
sie stellen. Es ist bedauerlich, 
daß damals keine Kommu- 
nisten unterwegs waren, die 
die Streikbewegung darauf 
aufmerksam gemacht hätten, 
daß ein Lohnkampf späte- 
stens dann ein „Putschver- 
such” ist, wenn er von der Re- 
gierung so beurteilt und be- 
handelt wird — daß die Streik- 
bewegung sich also dem Zu- 
sammenhang zwischen Lohn- 
kampf und Umsturz zu stellen 
hätte, den die Regierung her- 
gestellt hat. Da verlautbart die 
Regierung 1950 elementare 
marxistische Dogmen: 

° Arbeiter sind das An- 
hängsel des Kapitals, 
° der Lohn hat für die Na- 
tion tauglich zu sein, 
© ein anständiges Auskom- 
men ist eine Systemfrage 
- und ausgerechnet Kommu- 
nisten dementieren damals 
wie heute den Zusammen- 
hang zwischen dem ökono- 
mischen und dem politischen 
Kampf, zwischen Lohnkampf 
und Umsturz! ji} 


Die Rückblicker auf 
den „Putschversuch" 
1950, ob aus dem bür- 
gerlichen Lager oder 
von der KPÖ, gehen 
von einem falschen 
Gegensatz aus. Entwe- 
der sei es bloß um den 
Lohn gegangen, wie 
die KPÖ und an den 
Fakten orientierte Hi- 
storiker berichten - ... 


VON HERBERT AUINGER* 


*) Herbert Auinger hat vor 
kurzem das Buch „Haider - 
Nachrede auf einen bürgerli- 
chen Politiker" veröffentlicht. 
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WEETREICH Hl 


Alptraum 'pataphysisch 


Oder die Kunst, die 
Welt so zu sehen, daß 
einem dabei lachend 
schlecht wird 


VON ALEXANDER 
SCHÜRMANN-EMANUELY 
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lle Jahrzehnte einmal bricht sie wieder 
A. die Wissenschaft der erfundenen 
Lösungen und der Ausnahmen: die ‘Pata- 
physik. Vielleicht genau dann, wenn die Welt 
ruhig betrachtet am verrücktesten, am bru- 
talsten wirkt, verwirrt, nur Probleme, aber 
keine Lösungen bietet. Die Pataphysik bietet 
dann zwar keine Erlösung, jedoch eine un- 
endliche Anzahl von Lösungen an, da sie sich 
methodisch ausschließlich mit diesen be- 
schäftigt, nach dem immer verträglichen und 
brutalen Motto: zuerst die Lösung, dann das 
Problem. 

Wenn mensch beginnt, gänzlich in der 
‘pataphysischen Herangehensweise aufzu- 
gehen, dann scheint ihm diese auch als einzig 
möglicher Weg, um sich vom etablierten, li- 
zenzierten, gesellschaftlichen Wahnwitz, auf 
den wohl nicht näher eingegangen werden 
muß, nicht anstecken zu lassen und seinen 
eigenen zu entwickeln. Ihm wird bewußt, 
daß jenseits der ‘Pataphysik nichts ist, sie 
die letzte Instanz darstellt, die letzte Instanz 
von allem, das absolute Dogma. Ein ‘Pata- 
physiker argumentiert leicht, da er keine 
Berührungsängste mit dem Größenwahn zu 
haben braucht 

‘Pataphysik gibt es natürlich schon seit im- 
mer und sie war überall auf dieser Welt vor- 
handen. Erst aber um das Jahr 1900 wurde sie 
bewußt eingesetzt, nämlich vom Schriftsteller 
Alfred Jarry. Obwohl sie bis heute hauptsäch- 
lich von Literaten gepflegt und gepredigt wird, 
ist sie keine philosophisch-literarische Schule, 
die in Paris gegründet wurde, um der Ge- 
fräßigkeit von Buchstabenkonsumenten vor- 
geworfen zu werden. Sie ist eine Wissenschaft 
mit eigener Hochschule, dem College de ‘Pa- 
tasphysique in Paris, mit einem globalen For- 
schernetz und vielen medienwirksamen An- 
hängern, zumindest alle paar Jahrzehnte ein- 
mal, wenn sie wieder auftaucht. 

Folgende Erklärung wurde einmal heran- 
gezogen, um ‘Pataphysik verständlich zu ma- 
chen: ‘Pataphysik steht über der Metaphysik, 
genauso wie die Metaphysik über der Physik 
steht. Illustriert wurde die Erklärung dann 
so: ein Mann wartet in einem Cafe, die Frau 
auf die er wartet, kommt durch die Tür; das 
ist Physik. Ein Mann wartet in einem Cafe, 


denkt in dem Moment an die Frau, auf die 
er wartet, als sie durch die Tür kommt; das 
ist Metaphysik. Ein Mann wartet in einem 
Cafe, verliert die Geduld und geht, zur 
gleichen Zeit kommt die Frau durch die Hin- 
tertür, der Mann ist weg, die Frau wartet auf 
den Mann; das ist ‘Pataphysik. In aller Ein- 
fachheit kann mensch jedoch auch sagen: ‘Pa- 
taphysik ist die Wissenschaft. 

Wie überall, wo mensch sich ans Erklären 
der ‘Pataphysik heran macht, wird auch hier 
näher auf Alfred Jarry eingegangen werden 
müssen. Guy Debord schreibt in Dieser 
schlechte Ruf über ihn: „Selbst wenn man 
nicht Kafka gelesen haben muß, geht man 
seit rund 60 Jahren ziemlich schnell davon 
aus, daß er den Großteil des Grauens dieses 
Jahrhunderts angekündigt hat. Genauso wei- 
gert man sich jedoch seit noch längerem an- 
zuerkennen, daß Jarry ein noch viel enorme- 
res Grauen ankündigte.“ Was kann denn ein 
enormeres Grauen sein, als die ‘Pataphysik, ist 
die ‘Pataphysik doch alles. Durch die Schaf- 
fung vor allem zweier Figuren wurde der 
1873 geborene und 1907 gestorbene Jarry 
berühmt und mit ihm die ‘Pataphysik: König 
Ubu und Doktor Faustroll. Erster war die 
Atombombe der ‘Pataphysik, zweiter der Er- 
finder oder besser Wiederfinder, der Einstein 
der Wissenschaft der Wissenschaften. 

Doktor Faustroll braucht sich mit keinem 
Teufel einzulassen, um einiges auf den Kopf 
zu stellen. In Taten und Ansichten von Doktor 
Faustroll läßt Alfred Jarry den Wissen- 
schaftler auf die Menschheit los. Dieser über- 
schüttet diese dann darin mit ‘pataphysischer 
Methodik und Theorie (siehe Kasten) und 
zieht alle, die sich einlesen, in seinen Bann, 
wie ein Doktor seine weißen Mäuse in den 
Bann zieht. 

Bewußtseinsträchtiger als der grau schil- 
lernde Theoretiker war jedoch der Supergau 
namens Ubu, dessen Geschichte unter ande- 
rem im Theaterstück König Ubu - übrigens 
slang-genial von H.C.Artmann ins deutsche 
übertragen - erzählt wird. Ubu ist ein Mon- 
ster von einem Wesen, ein wenig dumm, von 
einer gleichwertig brutalen, aber vielleicht 
helleren und ehrgeizigeren Ehefrau angetrie- 
ben; der Mutter Ubu, die ihn motiviert, den 
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König zu massakrieren und sich selbst zum 
solchen zu machen. Als Gardehauptmann 
fällt ihm dann der Mord auch nicht wirklich 
schwer. Auf den ersten Blick könnte mensch 
sagen, es handle sich um eine Macbeth Par- 
odie, doch ist Ubu selbstverständlich mehr 
als nur das. 

Ubu wird von vielen eher als ein Mythos, 
als die Symbolfigur für die sich verselbst- 
ständigende Mutwilligkeit der Macht, denn 
einfach nur als eine Figur des Theaters oder 
der ‘Pataphysik gesehen. Ubu steht bei erster 
Betrachtung für den nimmersatten, macht- 
hungrigen, kleinbürgerlichen Diktatortypen, 
im Großen wie im Kleinen, den das XIX. 
Jahrhundert geboren und welcher das XX. 
Jahrhundert verwüstet hat. Die, die Jarrys 
Stück König Ubu gelesen oder gesehen ha- 
ben, empfinden den Hochputscher und Re- 
gierungsstapler als einen Klischeetyrannen, 
einen Vorbildverwüster, als einen zur Grau- 
samkeit getrimmten und stehenden Staats- 
apparat, in dessen Wanst nicht nur Tonnen 
von Fressen, sondern vor allem die unzähl- 
baren Opfer seiner Willkür passen. Philippe 
Sollers beschrieb Ubus Wirkung folgender- 
maßen: „Im Zuschauerraum erschauender 
Schrecken. Dieser Ubu ist weder Erzieher 
noch Reformator. Er wartet auf keinen Go- 
dot und glaubt nicht einmal, daß die Welt 
absurd ist.“ 

Es ist jedoch nicht das 1896 uraufgeführte 
Stück an sich, welches in die Geschichte ein- 
gegangen ist, sondern die Figur des Ubu. 
Selbst wenn in Frankreich die wenigsten je ei- 
nes der Ubu-Stücke in Theater oder Fernse- 
hen gesehen haben, außer vielleicht in der 
Schulzeit, ist der Begriff „ubuesque” ein all- 
gemein geläufiger, den man gerne verwendet, 
um von etlichen Figuren der Geschichte oder 
der Gegenwart zu reden. Vor einigen Jahren 
forderte der Politologe Pascal Ory sogar ein 
eigenes Studienfach: die „Ubulogie” (hat natür- 
lich nichts mit ‘Pataphysik, bzw. alles mit ihr zu 
tun), die Erforschung der Tyrannei. 

Warum beschäftigen sich aber avantgar- 
distische Schriftsteller, solche die mensch als 
revolutionär humanistisch umschreiben kann, 
wie Boris Vian, Raymond Queneau u.x.a. in 
den 50er Jahren dann plötzlich nicht nur mit 
der ‘Pataphysik, sondern leben und vertre- 
ten sie auch, ganz im Sinne Ubus? Sie orga- 
nisierten sogar das ‘Pataphysische College, 
welches stark an die Strukturen der katholi- 
schen Kirche, vor allem an den Jesuitenor- 
den erinnerte, und zwar in einer dermaßen 
übertriebenen Form, daß dieser automatisch 
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ins Lächerliche gezogen wurde. Die Er- 
klärung, warum mitten im kalten Krieg, mit- 
ten im Atombombenzeitalter die ‘Pataphysik 
ein taugliches Element der Kritik sein konn- 
te, ist einfach: mit der wissenschaftlichen 
Nonsens-Methode der ‘Pataphysik können 
alle Phasern der Gesellschaft neu verzerrt 
und somit nicht selten ins richtige Licht 
gerückt werden, kann das, was der Mensch 
allen Ernstes von sich gibt, als eindeutig un- 
ernst enttarnt werden. Ohne zu relativieren, 
will die ‘Pataphysik eine übertriebene Rea- 
lität darstellen, die der Realität sehr nahe 
kommen soll. Ganz klar, für Vian, Queneau 
u.v.a. war die ‘Pataphysik der Schwarze Hu- 
mor im Dienste der Revolution und des Hu- 
manismus. 

Im Essay An der Schwelle der ‘Pataphysik 
von seiner Magnifizenz (ein hoher ‘pataphysi- 
scher Würdentitel, daneben gibt es auch den 
General-Aufseher-Adjunkt und Bittsteller, 
u.v.m.) Roger Shattuck, gibt es eine prägnante 
Stelle, die ausreichend illustriert, wie Realität 
sich ohne ‘pataphysisches Zutun schon selbst 
ins Unernste, ins Groteske verzerrt: „Einige 
Monate zuvor hatte ein Versehen offenbart, 
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Ubu par Pablo Picasso (paru 
dans la brochure destinee 
a la representation d’Ubu 
enchaine en 1932) 


statt. 


Context XXI lebt vom Gelesenwerden, was leider nicht stimmt. 
Deshalb versuchen wir es einmal als Speisefolge. 
Die Redaktion von Context XXI lädt ein zum 


GROSSEN FRESSEN 


nach dem Motto: 


DIE ZEITUNG KOCHT, UM ZU DRUCKEN! 


Indirekte Druckkostenmitfinanzierung über den Magen: 300 Schilling. 


Voranmeldung wäre hilfreich, einfach 535 11 06 anrufen oder 
contextxxi@mediaweb.at anschreiben! 


Aufgetischt werden spanische, ägyptische, senegalesische, indische, itali- 
enische und sonstige Phantasien, vergossen wird alles mit massenhaft 
burgenländischem Wein und auch für sonstige Unterhaltung ist gesorgt. 


Die ultimative Freßnacht findet im pompös ausgestatteten ehemaligen 
Wohnzimmer der Bürogemeinschaft — Schottengasse 3a/1. Stiege/4. Stock 


am 16. Dezember 2000 ab 2000 Uhr 
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Alfred Jarry, affiche pour la 
representation d'’Ubu Roi 


dass Diplomaten ihren Ruf und die Zukunft 
ihres Landes aufs Spiel setzen durch ihre Ge- 
wandtheit, im Verlaufe der Konferenz Wör- 
ter wie „Einhorn“, „Hermaphrodit“ oder sonst 
irgendein seltsames Wort, auf welches die Part- 
ner sich geeinigt haben, mit aller Natürlich- 
keit zu gebrauchen. Es galt die Regel, es als 
erster zu sagen, ohne daß es gekünstelt schien.“ 
Wenn diese der Realität entsprungene Ge- 
schichte eher an Monty Python erinnert, ist 
dazu nur zu sagen, daß diese ebenfalls beken- 
nende ‘Pataphysiker waren. 

Die ‘Pataphysiker exerzieren in ihren Alp- 
träumen, ähnlich wie schon einst Marquis de 
Sade, vor, wie grauslich die Welt ist, sie sind 
Spiegel aus schwarzem Humor und über das 
gesehene Abbild seiner selbst muß mensch 
lachen, auch wenn dieses Lachen noch so un- 
passend und demaskierend ist. Sie lassen sich 
nicht auf die Diskussion ein, ob sie es ernst 
meinen oder nicht, einzig die Darstellung des 
Wahnwitzes als menschliche Komödie steht 
im Vordergrund. Im Gegensatz zu Ödön von 


Horväth, der behauptet hat, daß das einzelne 
Schicksal eine Tragödie und das Schicksal al- 
ler eine Komödie ist, zeigen die ‘Pataphysi- 
ker, daß jedes einzelne Schicksal eine Komö- 
die darstellt, ohne Widerruf. 

Aber jeder Alptraum, egal wie groß, ist 
nur eine Ausnahme. Grund genug, die Hoff- 
nung nicht zu verlieren? Die ‘Pataphysik als 
letzte Instanz läßt nur Ausnahmen zu, keine 
Allgemeinregel, somit auch keine Hoffnung. 
Nicht jeder Mensch ist Ubu, vielleicht aber 
nur jeder, der regieren will, und wer will das 
nicht? Die ‘Pataphysik bringt keine neuen 
Kenntnisse, behauptet sie sowieso, daß jede 
Form von Kenntnis ‘pataphysisch ist, sie will 
nur die grotesken Seiten der Menschheit, die 
in ihrer Normalität schon jeden Schrecken 
eingebüßt haben, so darstellen, daß sie wieder 
unerträglich werden. In einem Hörspiel nach 
Alfred Jarry von H.C.Artmann spielte Hel- 
mut Qualtinger den König Ubu, in einem 
Ton, der nicht umsonst an den Herrn Karl 
erinnerte. 


Alfred Jarry/Doktor Faustroll «Elemente der 'Pataphysik» 


(www.gatzke.org/ patata.htm) 


Definition: Die Pataphysik ist die Wissenschaft imaginärer Lösungen, die den Grundmustern die Eigenschaften der Ob- 
jekte, wie sie durch ihre Wirkung beschrieben werden, symbolisch zuordnet. 

Die gegenwärtige Wissenschaft stützt sich auf das Prinzip der Induktion: die meisten Menschen haben ein Phänomen oft 
genug einem anderen vorausgehen oder nachfolgen sehen, und schon schließen sie daraus, dass es immer so sein muss. Nun 
trifft dies aber nur meistens zu, hängt vom Standpunkt ab und unterliegt dem Gesetz der Bequemlichkeit - und dennoch! Soll- 
te man nicht, statt das Gesetz des freien Falls der Körper auf einen Mittelpunkt hin zu formulieren, vielmehr die These vom 
Aufsteigen der Leere zu einer Peripherie hin vorziehen, indem man die Leere als Einheit der Nicht-Dichte betrachtet, eine Hy- 
pothese, die viel weniger willkürlich ist als die Festlegung auf die konkrete, positive Dichte-Einheit Wasser? 

Denn eben dieser Körper ist Voraussetzung und Gesichtspunkt für die Summe der Massen, und damit wenigstens sei- 
ne Eigenschaften, wenn schon nicht seine Natur, nicht allzu sehr variieren, muss notwendig vorausgesetzt werden, dass 
die Körpergröße der Menschen immer sichtbar konstant und untereinander gleich bleibt. Die weltweite Übereinkunft ist 
schon ein fast wunderbares und unbegreifliches Vorurteil. Warum behauptet jeder, die Form einer Uhr sei rund, was of- 
fensichtlich falsch ist, weil sie im Profil ein rechteckiges, schmales, zu drei Vierteln elliptisches Bild bietet, und warum, 
zum Teufel, nimmt man ihre Form erst in dem Augenblick wahr, wo man die Tageszeit abliest? Vielleicht geschieht es un- 
ter dem Vorwand der Nützlichkeit. Aber dasselbe Kind, das die Uhr rund zeichnet, zeichnet auch das Haus viereckig, nach 
der Fassade, und das ganz offensichtlich ohne zwingenden Grund; denn außer auf dem Land sieht es selten ein allein- 
stehendes Gebäude, und in einer Straße erscheinen sogar die Fassaden als sehr schräge Trapeze. 

So muss man wohl oder übel zugeben, dass die Masse (einschließlich kleiner Kinder und Frauen) zu grobschlächtig 
ist, um elliptische Figuren zu begreifen, und dass die Einzelnen sich der sogenannten weltweiten Übereinkunft anschließen, 
weil sie nur Kurven registrieren, die zu einem gemeinsamen Brennpunkt streben; denn es ist leichter, sich in einem 
Punkt zu treffen als in zweien. Tangential, mit dem Rand ihrer Bäuche kommunizieren sie und halten sich im Gleich- 
gewicht. Nun, selbst die Masse hat gelernt, dass das wahre Universum aus Ellipsen besteht, und selbst die Bürger füllen 
ihren Wein in Fässer ab und nicht in Zylinder. 

Um auch in einer Abschweifung unser übliches Beispiel, das Wasser, nicht zu verlassen, wollen wir also darüber nach- 
denken, was der Geist der Masse in folgendem Satz respektlos von den Adepten der Wissenschaft der Pataphysik sagt: 

Faustroll kleiner als Faustroll 
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BEICHL ICHS BITTE 


Die fast unlösbare Aufgabe besteht darin, 
weder von der Macht der anderen, noch von 
der eigenen Ohnmacht sich dumm machen 
Kunststoff 4 zu feminismus und popkultur zu lassen. (Theodor W. Adorno) 


INFOLADEN ZEHN 


Bücher und Zeitschriften 
fürs nächste Jahrtausend 


Mittwoch 16 - 20 Uhr 
Donnerstag 16 — 20 Uhr 
Freitag 16 — 22 Uhr 
Samstag 16 - 22 Uhr 


nylon ersc 
nr. 2 im noveifak 
noch erhältlid 
beiträgen u.a. 


dreimal jährlich. 
r 2000. 

. 1/juli 2000 mit 
entirassismus &" 


Portiersloge im 
pop & the future Of Ernst-Kirchweger-Haus 


körperkonstruktioneninscience ° : a Wielandgasse 2-4 
fiction, girl groups, women of the u 
beat-generation. 

nylon ist erhältlich bei polyklamott, 
trost sowie in denbuchhandlungen 
winter, frauenzimmer, löwenherz, 
kolisch, shakespeare & co uvm. 
nylon pf 2, 1172 wien 
nylon.kunststoff@gmx.net 


1100 Wien (Ul Keplerplatz) 
T-Shirts, Pullis, Aufnäher, 
Musik gegen die Norm 
Kaffee, Säfte für den Genuß 


nee EEE 
Arm eea bsch affu n g sweın Preis pro Flasche/für Mitglieder der ARGE oder ab 12 Flaschen 


Weinbau Walter Zehetmayer, Feuersbrunn, NÖ 


Flaschen weınveituner Grüner Veltliner, trocken, Qualitätswein gerebelt ..........22222e2eeeeeeeeeeeee 55,-/45,- 
Flaschen weınzweiceır Zweigelt, trocken, Qualitätswein gerebelt .............2222222seeeeseennen nenn 55,-/45,- 


Weinbau Walter und Gabriele Mühlegger, Soss, NÖ, Ernte für das Leben 


____ Flaschen weıncharoo Chardonnay, trocken, fruchtig .........22222222eeeeeeeeeeee nennen een ne 100,-/90,— 
____ Flaschen weınrıesung Riesling-Sylvaner, unkomplizierter, leichter Weißwein ...........22222 see ceneenn 95,-/85,- 
_____ Flaschen weınpinornoir Pinot Noir, kräftiger, säurebetonter Rotwein .......222eeeeeeeeeeeeeeeee nern 100,-/90,— 
____ Flaschen weınsıauer Blauer Portugieser, milder, samtiger Rotwein ...........22u2eeeeeeeeeeeeeeee nn 95,-/85,- 
_____ Flaschen weınsteranıe Cuvee Stefanie, Qualitätssekt aus Welschriesling und Grünem Veltliner .......... 200,-/190,- 
_____ Flaschen weınrose Cuvee Rosg, Qualitätssekt, Grundlage Blauer Portugieser ........222222ccec20: 200,-/190,- 
____ Flaschen weıncuöcer Glögerbrand, Destillat aus Hefe und Fruchtanteilen nach der Gärung ............ 210,-/195,- 


Plaimont Producteurs, St. Mont, Frankreich 


Flaschen weınpLaımont Plaimont Selection, fruchtiges, unkompliziertes Rotwein-Cuvee ........ 2222er 222 0: 90,-/85,- 


Bei Versand: zuzüglich 20% Versandkosten 


T-Shirts, Präserln, Feuerzeuge, Anstecker Einzelpreis 


_— Stück surmasyuxı T-Shirt: „Asyl fürDeserteure”, XL; se surE 3 ame aa 3 an a ae en en ae are ae a ar en 120,- 
____ Stück tshirrasyıxxı T-Shirt „Asyl für Deserteure", XXL .......2222222ueeeeeeeeeeeeeneeneenee nennen 120, - 
__Pkg. PRÄSERL Präserl „Keine Soldaten für das Bundesheer", 2 Stück ..........22ee2esseeeeeeeesenn 20,- 
____ Stück reuerzzus Feuerzeug „Bundesheer abschaffen" ..............:.222ssssseeeeeeener ser 20,- 
____ Stück anstecker Anstecker „Zerbrochenes Gewehr - ...........2u2cceeeeeeeeeeeeeneee nennen een 25,- 


Ich interessiere mich für die Friedenssteuer - senden Sie mir den Faltprospekt mit näheren Informationen zu! 


REKERBRENEIE ZBUTITE 


Das Abo-Geschenk Die Abo-Bedingungen 


NeuabonnentInnen erhalten - so lange der Vorrat reicht - Das Context XXI-Abonnement kann jederzeit schriftlich bestellt 
eines der beiden nachstehenden Bücher. Rasch bestellen und werden und beginnt mit der nächsterreichbaren Ausgabe. 
Geschenkwunsch ankreuzen! Das Abonnement gilt für den Rest des laufenden Jahrganges 
und für den darauffolgenden Jahrgang. Früher erschienene 
Hefte können - falls noch lieferbar - einzeln bestellt werden 
(Bestellschein unten). Das Abonnement gilt als um ein wei- 
teres Jahr (8 Ausgaben) verlängert, wenn es nicht bis späte- 
stens 15. Dezember schriftlich gekündigt wird. Die Kündi- 
gung ist nur zum Ende eines Jahrganges möglich. Das Abon- 
nement ist gegen Rechnung im voraus zahlbar. 

Das Probeabo: Sie erhalten die nächsten drei Ausgaben gratis zu- 
gesandt. Danach werden wir uns wieder an Sie wenden und 
Sie zu einer Fortsetzung des Bezugs im Normalabo einladen. 


Preise: 
Hannes Hofbauer (Hg.): Herbert Auinger: Haider - Österreich: .............2:222ee rennen 250,- ATS 
Balkankrieg - Die Zerstörung Nachrede auf einen bürger- Ausland: ..........2.22222ceeeeeeeeenene: 350,- ATS 
Jugoslawiens Promedia, 264 lichen Politiker Promedia, 240 Übersee: ..........22222meneeeeeenennneen 450,- ATS 
Seiten Seiten Förderabo8 u... ner 700,- ATS 


Die Ökologische Linke (ÖKOLI) ist jetzt im Web: 


Mit RadiX-Archiv, Demozeitung ($248), Flugblättern, politikwissenschaftlichen Arbeiten 
zu Antifaschismus, internationaler Politik, u.a., Aussendungen, Texten gegen schwarzblau 
auf Englisch, Spanisch, Französisch, Portugiesisch, Italienisch und Türkisch und vielen 
weltweiten Links: 


www.oekoli.cjb.net 
| Bestellschein bitte senden (faxen) an: Bureau No.2, Schottengasse 3a/1/4/59, A-1010 Wien, Fax: ++43-1/532 74 16 
Die Abo-Bestellung Coninfo - Mailinglist 
Ich bestelle hiemit ein Als Abo-Geschenk Ich bin AbonnentIn oder bestelle nebenste- 
Abonnement wähle ich folgendes Buch: hend ein Abo und möchte in die Mailinglist 
Förderabonnement [1 Hofbauer (Hg.): ConiInfo aufgenommen werden. 
Probeabonnement Balkankrieg Meine e-Mail-Adresse: 
der Zeitschrift Context XXI Auinger: 
ab der nächsterreichbaren Ausgabe. Haider 
Einzelhefte, Broschüren, T-Shirts, CDs ... Biglireis 
Stück: - zo0M0000: - »ZOOM-Heftle) Ne. cne aan Yemen san er ade 35,- 
Stück __coNnoooo Context XX-Hleftle) Nr: 2.2.00 een ernennen 33, 
Stück zoomg70a5 Broschüre: Ratgeber Wehrdienstverweigerung - Zivildienst u.a. ........222.222cersene: 50,- 
Stück zoomssoer Broschüre: Europa 2001 - Odyssee im Weltmarkt .......2.22222eeeeeeeeeeeeeee nenne 70,- | 
Stück zoomssoss Broschüre: Es muß nicht immer GLADIO sein - Attentate, Waffenlager, Erinnerungslücken .. 70,- 
Stück zoomgz012 Broschüre: ImmerWEHRend - NATO-Integration, Neutralitätsbrüche, Militarisierung ....... 70,- 
Stück coeurora CD: Etwas besseres als Europa ..........2222ooeeeeeeeeeeeeeeeeeeeneen nennen nn 80,- 
Stück _tshirrkeinsk T-Shirt Kein Mensch ist illegal, schwarz, Aufdruck klein U] L RL en 120,- 
T-Shirt Kein Mensch ist illegal, schwarz, Aufdruck groß ..........2:2222e2eseesene: 120,- 
Stück _TtsHırrkeinsk T-Shirt Kein Mensch ist illegal, blau, Aufdruck klein, Größe XL. ..............222.20+- 120,- 
T-Shirt Kein Mensch ist illegal, blau, Aufdruck groß, Größe XL ......... 2.22.22 20000: 120,- 
Bestellen/in: ...u.0000 00 Han er a N ET a a a a ee 


Gleiches Recht für alle! 


(| Menschenrechte sind Rechte der Menschen. Menschenrechte sind 
| angeblich unteilbar. Doch in Österreich, im achtreichsten Land der Welt, 

haben sie noch immer eingeschränkte Gültigkeit. 
Immigranten und Immigrantinnen, die seit Jahren in Österreich ihre 
Arbeitskraft verkaufen, werden von vielen Rechten ausgeschlossen. 
ImmigrantInnen werden durch reaktionäre Ausländergesetze diskrimi- 
KLEE Dein. er niert und als billige Arbeitskräfte - auf einem geteilten Arbeitsmarkt - aus- 
gebeutet. ImmigrantiInnen werden - auf einem geteilten Wohnungsmarkt 

- ausgeplündert und vom Wahlrecht großteils ausgeschlossen. 


Dieses Unrecht besteht seit vielen Jahren. Dieses Unrecht ist eine der Ursachen dafür, daß 
es eine schwarzblaue Regierung gibt. Wer die Teilung der Gesellschaft in einheimische 
und Immigranten akzeptiert, wer ungleiches Recht hinnimmt, der macht sich des 
Rassismus mitschuldig. 


Die KPÖ steht für eine radikale Änderung in der Immigrationspolitik. Wir fordern eine 
Einwanderungspolitik, die dem Rassismus keine Konzessionen macht, sondern ihn 
bekämpft. Jedem Menschen sollen politische, wirtschaftliche und soziale 
Entfaltungsmöglichkeiten dort zustehen, wo er lebt. Gleiches Recht für alle. 

Wir fordern vom Wiener Gemeinderat, daß er das kommunale Wahlrecht für 
Immigrantinnen und Immigranten schon bei den bevorstehenden Wiener 
Gemeinderatswahlen ermöglicht. Wir treten für den gleichberechtigten 

Zugang von ImmigrantInnen zu Gemeindewohnungen ein und nd wir for- KPO 
dern aktives und passives Wahlrecht bei allen Wahlen. http://www.kpoe.at 


Der Schoß ist fruchtbar noch... 


NSDAP (1920 - 1933) - FPÖ (1986 - 1998) 
Kontinuitäten, Parallelen, Ähnlichkeiten 


BITTE Te EI: 
fruchtbar noch... 


Bestellungen an: 


HILELGDEIOTTTETSTRNTTN 
Lindengasse 40 

1070 Wien smatin, 
t.0521252422 3a 
£.017526 9119 53%2°; 
e.gajaccc. at 9% SE 


Broschüre; 120 Seiten; 70,- 5 


e] 


DIE GRÜNEN 


http://wien.gruene.at 


Sie haben Recht auf Akteneinsicht! 
Konsequenzen aus der «Spitzelaffäre» 


Politische und juristische Klärung 
der Spitzeleien ist eine Sache. 


Uns alle betrifft jedoch das 
Thema Datenschutz und BürgerInnenrechte. 


Wir alle haben das Recht zu erfahren, was in welchen Datensystemen bei Po- 
lizei oder Militär an persönlichen Daten gesammelt wurde. Darum starten die 
Grünen eine Informationskampagne unter dem Motto „Akten auf!“ und haben 
Formulare für Auskunftsbegehren an das Innen- und Verteidigungsministerium 
vorbereitet. 


Im Internet unter http://wien.gruene.at finden Sie Formulare als downloads, 
die Sie nur mehr ausfüllen und verschicken müssen. Oder Sie rufen uns an 
und lassen sich die Unterlagen zuschicken: Tel.: 52125-239 oder 238. 


Nutzen Sie die Gelegenheit, 
um etwas über „Ihre Spitzelakte“ zu erfahren! 


